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Lula im Knast 

Ohne Beweise verurteilt, trat Lula da Silva seine 
Haftstrafe an. Seine Kandidatur zur Präsident¬ 
schaft soll um jeden Preis verhinde rt werd en. 
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Gracias por todo! 

Raul Castro, der das sozialistische Kuba mitpräg¬ 
te, geht am 19. April in den Ruhestand. Zeit um 
Danke zu sagen. 
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Thema der Woche 


ver.di macht Druck 

Mit Warnstreiks hat die Gewerkschaft ver.di 
vor der dritten Tarifrunde für die Beschäftig¬ 
ten im öffentlichen Dienst des Bundes und 
der Kommunen den Druck erhöht, allein am 
Dienstag beteiligten sich 100000 Kolleginnen 
und Kollegen. Für bundesweit rund 2,3 Milli¬ 
onen Tarifbeschäftigte werden sechs Prozent 
mehr Lohn und Gehalt, mindestens aber 200 
Euro pro Monat, gefordert. 

Die UZ sprach mit Gewerkschaftern aus dem 
Raum Darmstadt, die maßgeblich an Vorberei¬ 
tung und Organisation beteiligt sind. 

Seiten 2 und 3 


Die Finger am Abzug 

USA nutzen angeblichen Giftgasangriff für neue Kriegsdrohungen 



G efährliche Eskalation - das um¬ 
schreibt die Drohungen gegen 
Syrien nur unzureichend. Ein 
nicht existenter Angriff mit Chemie¬ 
waffen soll als Vorwand für einen neu¬ 
en militärischen Angriff gegen Syrien - 
und vielleicht darüber hinaus - dienen. 

Jeder, der die Situation in Syrien 
verfolgt weiß: Die syrische Regierung 
hat nicht den mindesten Grund, Zivi¬ 
listen in Douma oder anderswo mit 
Chemiewaffen anzugreifen. Russland 
und die syrische Regierung verlan¬ 
gen eine Untersuchung vor Ort durch 
Experten der OCPW - Gift für die 
Kriegstreiber in Washington. 

Gerade die Entwicklungen um 
Douma zeigen: Die Dschihadisten wa¬ 
ren auf verlorenem Posten gegenüber 
der syrischen Armee. Die Dschaisch al- 
Islam fand sich nach langen Verhand- 


Spitzenvertreter der „Arbeitgeber“ 
haben gefordert, dass die Bundesre¬ 
gierung die gesetzlichen Arbeitszeit- 
Regelungen aufweichen solle. In die¬ 
sem Sinne äußerten sich Ingo Kramer, 
Präsident der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA), und Hans Peter Wollseifer, 
Handwerkspräsident. „Die Digitali¬ 
sierung wirkt sich natürlich auch auf 
die Arbeitszeiten aus: Ein zu enges 
Arbeitszeit-Korsett und zu starre und 
unflexible arbeitsrechtliche Vorschrif¬ 
ten tun der Wirtschaft nicht gut“, ließ 
sich Wollseifer in der „Rheinischen 
Post“ vom Dienstag letzter Woche zi¬ 
tieren. 

Die Vertreter der Unternehmer 
wollen damit den Acht-Stunden-Ar¬ 
beitstag aushebeln und stellen die elf- 
stündige Ruhepause zwischen den Ar¬ 
beitsschichten infrage. Statt die zuläs¬ 
sigen Höchstarbeitszeiten wie bisher 
für einen Tag festzulegen, wollen sie 
sie für eine Woche festlegen. Das wür- 


lungen zu einer Übereinkunft mit der 
syrischen Regierung bereit. Kaum in 
Kraft - die ersten Busse mit Dschiha¬ 
disten und ihren Familien waren schon 
auf dem Weg nach Dscharablus - kün¬ 
digte sie das Abkommen wieder auf 
und griff Wohnviertel in Damaskus mit 
Granaten und Raketen an. 

Die syrische Armee nahm ihre 
Offensive wieder auf und überrann¬ 
te in der Nacht zum Sonntag die Ver¬ 
teidigungsstellungen der Dschaisch 
al-Islam in Douma weiträumig. Jetzt 
wurden angeblich Zivilisten mit Gift¬ 
gas angegriffen.Die Dschaisch al-Is- 
lam hatte der Offensive der syrischen 
Armee nichts entgegen zu setzen und 
bat um Waffenstillstand, das ursprüng¬ 
liche Abkommen trat wieder in Kraft. 

Ein Giftgasangriff auf Zivilisten 
durch die syrische Armee wäre ab- 


de bedeuten, dass die Beschäftigten an 
einzelnen Tagen deutlich länger als 
bisher arbeiten dürften - die Unter¬ 
nehmer nennen das Flexibilisierung. 

Bereits im Koalitionsvertrag hat¬ 
ten CDU und SPD angedroht, dass sie 
eine „Flexibilisierung der Arbeitszei¬ 
ten „auf Probe“ „als Experimentier¬ 
raum“, erlauben wollen. Auch außer¬ 
halb der Regierung finden diese Pläne 
Unterstützung. Die FDP hat im Bun¬ 
destag gleich zu Beginn der Periode 
mit einem Gesetzesentwurf dazu ei¬ 
nen Aufschlag gemacht. Die Libera¬ 
len wollen den Tarifparteien erlau¬ 
ben, per Tarifvertrag anstelle einer 
täglichen Höchstarbeitszeit ein wö¬ 
chentliches Limit von durchschnitt¬ 
lich 48 Stunden und eine Verkürzung 
der vorgeschriebenen Ruhezeit von 
elf auf neun Stunden vereinbaren zu 
dürfen. 

Der DGB hält dagegen: „Die Pro¬ 
bleme der bestehenden Flexibilisie¬ 
rung dürfen nicht auch noch durch 


surd. Nicht absurd ist ein inszenierter 
Angriff - oder auch nur die Behaup¬ 
tung eines Angriffs, um die USA auf 
den Plan zu rufen. 

Es brauchte dafür keinen Giftgasan¬ 
griff. Für die USA waren die Erfolge der 
syrischen Armee in Douma der Tropfen, 
der das Fass zum überlaufen brachte. 
Es war ein Erfolg im Kampf gegen den 
„Regime-Change“, ein Erfolg zu viel. 

Ob mit oder ohne UN, wie Nikki 
Haley, die Vertreterin der USA bei 
den UN erklärte, die USA würden 
handeln. Alle militärischen Optionen 
wären auf dem Tisch, wie es verharm¬ 
losend heißt. Die Drohungen gelten 
gleichermaßen Syrien wie Russland 
und dem Iran. US-Präsident Trump 
hat sein Kabinett auf Krieg ausgerich¬ 
tet. Die Berufung des Hardliners Bol¬ 
ton war nur der letzte Schritt. 


eine Öffnung des Arbeitszeitgeset¬ 
zes legalisiert und verschärft werden“, 
warnt Annelie Buntenbach, DGB- 
Bundesvorstandsmitglied. „Eine Ver¬ 
längerung des Achtstundentages oder 
Einschränkungen bei den Ruhezeiten 
lehnen wir strikt ab, weil damit die ge¬ 
sundheitlichen Belastungen erheblich 
steigen und das Privatleben der Be¬ 
schäftigten noch weiter eingeschränkt 
werden würde. Die jüngsten Tarif¬ 
abschlüsse zeigen, dass solche Ein¬ 
schränkungen ohnehin nicht relevant 
oder gar nötig wären.“ 

Diese Forderungen der Unter¬ 
nehmer und ihrer Parteien sind nicht 
neu, in den vergangenen Jahren ha¬ 
ben sie nicht zu groß angelegten An¬ 
griffen der Regierung auf unsere Ar¬ 
beitszeiten geführt. Das heißt nicht, 
dass sie keine Auswirkungen haben: 
Sie begleiten die ständigen Angriffe 
auf betrieblicher und tariflicher Ebe¬ 
ne. Mit Hubertus Heil (SPD) ist nun 
ein „Schröderianer“ als Arbeitsminis- 


Das Drehbuch mit dem angebli¬ 
chen Chemiewaffeneinsatz hat eine 
Schwachstelle: Die Dschihadisten ba¬ 
ten schon am Sonntag um einen Waf¬ 
fenstillstand. Zu schnell kann die Rea¬ 
lität vor Ort geprüft werden - und das 
Ergebnis ist eindeutig: es gab keinen 
Chemiewaffeneinsatz, es ist alles frei 
erfunden. Russische Medien melden, 
russische Sanitäter haben Patienten in 
einem Krankenhaus in Douma unter¬ 
sucht. Dabei haben sie keine Sympto¬ 
me einer Vergiftung feststellen kön¬ 
nen. 

Der russische Vertreter bei den 
UN hat erneut betont, dass ein An¬ 
griff auf Syrien, der russische Truppen 
bedrohe, Konsequenzen haben werde. 
Ob das ausreicht, um einen US-An¬ 
griff zu verhindern? 

Manfred Ziegler 


ter zuständig für das Thema Arbeits¬ 
zeiten. 

Der DGB hat in seinen Stellung¬ 
nahmen darauf verwiesen, dass schon 
heute zahlreiche Ausnahmen und Fle¬ 
xibilisierungen vom Grundsatz acht 
Stunden Arbeit und elf Stunden im Ar¬ 
beitszeitgesetz existieren, die im tägli¬ 
chen Arbeitsleben auf unterschiedliche 
Bedingungen angewandt werden. Im 
Jahr 2016 haben die Beschäftigten nach 
DGB-Angaben 941 Milliarden unbe¬ 
zahlte Überstunden geleistet - das ist 
die Wirklichkeit hinter der Unterneh¬ 
merparole von „Flexibilisierung“. 

Karl Marx schrieb: „Und so stellt 
sich in der Geschichte der kapitalis¬ 
tischen Produktion die Normierung 
des Arbeitstages als Kampf um die 
Schranken des Arbeitstages dar - ein 
Kampf zwischen dem Gesamtkapita¬ 
listen, d.h. der Klasse der Kapitalis¬ 
ten, und dem Gesamtarbeiter, oder 
der Arbeiterklasse.“ 

Peter Köster 


1818 Marx 2018 



Bürger, denken wir an jenes 
Grundprinzip der Internati¬ 
onale: die Solidarität. Nur 
wenn wir dieses lebenspen¬ 
dende Prinzip unter sämt¬ 
lichen Arbeitern aller Län¬ 
der auf sichere Grundlagen 
stellen, werden wir das gro¬ 
ße Ziel erreichen, das wir uns 
gesteckt haben. Die Umwäl¬ 
zung muss solidarisch sein, 
das lehrt uns das große Bei¬ 
spiel der Pariser Kommu¬ 
ne, die deswegen gefallen 
ist, weil es in allen Zentren, 
in Berlin, in Madrid etc. zu 
keinerlei großen revolutio¬ 
nären Bewegungen gekom¬ 
men war, die dieser macht¬ 
vollsten Erhebung des Pari¬ 
ser Proletariats ebenbürtig 
wären. 

MEW Band 18, Seite 161 

DKP in Aktion 

Für Samstag, den 14. April mobilisie¬ 
ren Dortmunder Nazis europaweit 
zu einer Demonstration nach Dort¬ 
mund unter einem Motto, das starke 
Anklänge an den Nationalsozialismus 
hat („Europa Erwache!“). 

Die antifaschistischen Organisati¬ 
onen rufen dazu auf, sich dem Rechts¬ 
ruck in Europa entgegenzustellen. Die 
Faschisten müssen den Widerstand 
spüren, den Bürgerinnen und Bür¬ 
gern soll deutlich gemacht werden, 
dass ein offenes, solidarisches und so¬ 
ziales Europa nötig ist, dass nationa¬ 
listische Beschränktheit, rechte Hetze 
und Ausgrenzung abzulehnen sind. 

Die DKP Dortmund ruft auf, sich 
am 14. April in Dortmund - Steinwa¬ 
che (Mahn- und Gedenkstätte) um 
12.00 Uhr zu einer ersten Kundge¬ 
bung zu sammeln. 


Marx hat Zukunft! 

Die DKP veranstaltet gemeinsam 
mit der SDAJ am 5. und 6. Mai im 
Bürgerhaus Trier-Nord eine Kon¬ 
ferenz anlässlich des 50. Geburts¬ 
tags der SDAJ und des 200. Ge¬ 
burtstags von Karl Marx. Neben 
Redebeiträgen und Kulturveran¬ 
staltungen stellt die SDAJ auf der 
Konferenz ihr Buch „Eine Welt zu 
gewinnen - Karl Marx, der heutige 
Kapitalismus und wir“ vor. Mehr 
Informationen gibt es auf Seite 5 
und unter www.marxgeburtstag.de 


Jede Minute ein Klassenkampf 

Unternehmervertreter fordern, die tägliche Höchstarbeitszeit abzuschaffen 
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Wirtschaft und Soziales 
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Streiken für 200 Euro mindestens 


Beschäftigte im öffentlichen Diens machen Druck für ihre Forderungen in der Tarifrunde 


Z um Redaktionsschluss dieser Ausgabe der UZ am 10. April 
2018 streiken in allen Bundesländern Kolleginnen und Kolle¬ 
gen im öffentlichen Dienst. Betroffen sind alle Bereiche des 
öffentlichen Dienstes bei Bund und Kommunen. Der Frankfurter 
Flughafen ist dicht. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver. 
di) weitet die Warnstreiks im öffentlichen Dienst vor der dritten Ver¬ 
handlungsrunde am 15. und 16. April massiv aus. 

Auch in zahlreichen anderen Bereichen und Dienststellen des 
öffentlichen Dienstes sind vom 10. bis zum 13. April massive Streiks 
geplant, so in Nordrhein-Westfalen, wo ebenfalls am Dienstag unter 
anderem der Nahverkehr bestreikt wird, ebenso der gesamte Bereich 
der kommunalen Betriebe (z. B. Stadtverwaltung, Versorgungsbetrie¬ 
be, Kitas etc.) sowie Bundeseinrichtungen wie Wasserschifffahrtsäm¬ 
ter und Job Center. 


Im ver.di-Bezirk Südhessen gibt es schon seit fast zehn Jahren 
gemeinsame jährliche Treffen der Arbeitskampfverantwortlichen 
der verschiedenen Fachbereiche. Dort wird darüber gesprochen, 
wie sich die Fachbereiche - ob Banken und Finanzdienstleistungen, 
Post, Telekom, Ver- und Entsorgung, Gesundheit und Soziale Diens¬ 
te, Bildung, Medien, das Sicherheitsgewerbe oder die großen Be¬ 
reiche des Öffentlichen Dienstes - gegenseitig bei Arbeitskämpfen 
und Auseinandersetzungen unterstützen können. So gab es schon 
gegenseitige Unterstützung beim Kampf um die Arbeitsplätze der 
Schlecker-Beschäftigten, gegen die Tarifflucht der Druckereien des 
Darmstädter Echos oder gegen die versuchte Tarifflucht im Einzel¬ 
handel. Und es gab schon einmal einen gemeinsamen Streiktag der 
Beschäftigten bei der Telekom und des öffentlichen Dienstes vor 
mehreren Jahren. 


In der aktuellen Tarifrunde ist es erneut gelungen, einen gemein¬ 
samen Streiktag mit Demonstrationen und Kundgebungen zu orga¬ 
nisieren. Fast 4 000 Beschäftigte der Telekom und des Öffentlichen 
Dienstes werden am 11. April (nach Redaktionsschluss) in Darm¬ 
stadt, für ihre Tarifforderung streiken und demonstrieren. Als beson¬ 
deres Highlight sind die Aktionen der Jugendlichen geplant. Beim 
Tag der Jugend sollen vor allem deren Forderungen in den Mittel¬ 
punkt gestellt werden. Dazu werden die Jugend-Vertrauensleute mit 
pfiffigen Aktionen und schauspielerischen Einlagen die Demonstra¬ 
tion begleiten und auflockern. 

Die UZ hatte die Möglichkeit, mit Kolleginnen und Kollegen, 
die maßgeblich an Vorbereitung und Organisation beteiligt waren, 
zu sprechen. Die Gespräche führten Yvonne Schuld und Gerhard 
Ziegler. 


Kein Abschluss ohne 
Mindestbetrag 

Einkommensunterschiede verringern 

Michaela Stasche ist Personalrätin bei der Stadt Rüsselsheim und Sprecherin der 
ver. di-Vertrauensleute. 


UZ: Der Öffentliche Dienst ist mit der 
Forderung nach 6 Prozent mehr Lohn, 
mindestens aber 200 Euro in die Ta¬ 
rifauseinandersetzungen gegangen. Wie 
haben die Arbeitgeber bisher auf diese 
Forderungen reagiert? 

Michaela Stasche: Neben dem übli¬ 
chen Klagen der Arbeitgeber, dass un¬ 
sere Forderungen zu hoch wären - bei 
sprudelnden Einnahmen des Bundes! -, 
reagieren die Arbeitgeber nicht nur 
abwehrend, sondern auch mit einem 
beispiellosen Zynismus. So haben sie 
eine Erhöhung der Löhne ab der Ein¬ 
gruppierung EG 9c in Aussicht gestellt 
und für die unteren Lohngruppen eine 
Nullrunde „angeboten“. Das hieße für 
Beschäftigte mit Hochschulabschluss 
eine Erhöhung, während Erzieherin¬ 
nen, Müllwerker, und Verwaltungsan¬ 
gestellte leer ausgehen sollen. Die Ar¬ 
beitgeber begründen ihr „Angebot“ mit 
dem Fachkräftemangel in höheren Ent¬ 
geltgruppen. Den Fachkräftemangel bei 
den unteren Lohngruppen leugnen sie. 

UZ: Welche Chancen siehst du, dass 
gerade auch die Forderung nach einem 
Mindestbetrag in den Tarifverhandlun¬ 
gen durchgesetzt wird? 

Michaela Stasche: Ohne Mindestbetrag 
kann es keinen Abschluss geben. Gerade 
die unteren Lohngruppen müssen kräftig 
angehoben werden. Wird z.B. ein Fahrer 
beim Müll eingestellt, erhält er anfangs 
2249,11 Euro brutto. Das ist kein Lohn, 


das ist Elend. Aber gerade an dieser Stel¬ 
le blocken die Arbeitgeber mit dem Ar¬ 
gument, dass die Privatwirtschaft noch 
weniger zahlt. Abgesehen davon, dass das 
nicht stimmt - der öffentliche Dienst liegt 
mit ca. 4 Prozent hinter den Einkommen 
in der Privatwirtschaft - zeigt die Blocka¬ 
dehaltung der Arbeitgeber, dass es eine 
harte Tarifauseinandersetzung wird. Wir 
sind aber gut aufgestellt: Gerade die 
Forderung nach einem Mindestbetrag 
kommt bei unseren Mitgliedern gut an 
und wirkt ungemein mobilisierend. 

Uz: Bei den aktuellen Tarifforderungen 
sticht die Forderung des Öffentlichen 
Dienstes bei der Höhe, vor allem aber 
beim Mindestbetrag etwas hervor. War 
es einfach, in ver. di Mehrheiten für diese 
Forderung zu bekommen? 

Michaela Stasche: In Südhessen for¬ 
dern wir seit Jahren einen Festbetrag. 
Wir sind davon überzeugt, dass wir als 
Gewerkschaft gerade für die unteren 
Einkommen kräftige Einkommens¬ 
erhöhungen erkämpfen müssen. Pro¬ 
zentforderungen bringen denen, die 
eine Erhöhung dringend brauchen, 
am wenigsten und dienen letztend¬ 
lich nur dazu, die Spanne der Einkom¬ 
mensschere weiter zu vergrößern. Lei¬ 
der haben wir uns bisher mit unserer 
Festgeldforderung noch nie in unserer 
Organisation durchgesetzt. Die jetzige 
Forderung nach einem Mindestbetrag 
ist dem Druck der Basis geschuldet und 
auch Ergebnis unserer Hartnäckigkeit. 



Mtenpflege*. 


ALTENPFLEGE! 


Bezahlung 
für gute 
Arbelti. 


Faire 


Alles wird 
teurer - 
AUCH WIR 


Foto: Herbert Schedlbaüer 


Kolleginnen und Kollegen aus Mönchengladbach am io. April in Köln. 


Zentrale Planung ist notwendig 

Es gelingt zu selten, Arbeitskämpfe gemeinsam zu führen 


Karin Harder ist die Geschäftsführerin des ver.di-Bezirkes Südhessen. Sie setzt 
sich schon seit vielen Jahren für die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen 
ver.di-Fachbereichen ein. 


UZ: Am 11. April werden in Darm¬ 
stadt Beschäftigte des Öffentlichen 
Dienstes und der Telekom gemein¬ 
sam streiken. Es finden gemeinsame 
Demonstrationen und Kundgebungen 
statt. Wenn wir uns die Arbeitskämpfe 
bei ver. di anschauen, dann sehen wir 
häufig eine stark am eigenen Fachbe¬ 
reich orientierte Vorgehensweise. Wie¬ 
so scheint das in Südhessen anders zu 
laufen? 

Karin Harder: Auch im ver.di-Bezirk 
Südhessen gelingt es noch viel zu sel¬ 
ten, Arbeitskämpfe gemeinsam zu füh¬ 
ren. Das hat viele Gründe, so z. B. die 
unterschiedlichen Laufzeiten der Ta¬ 
rifverträge, die gemeinsame Aktionen 
verhindern, die zentrale Planung der 
Fachbereiche oder schlicht und einfach 
mangelnder Austausch und Informati¬ 
on unter den Fachbereichen. An den 
Laufzeiten können wir als Bezirk nur 
wenig ändern. Aber was den Austausch 


und die Information angeht, haben wir 
einiges getan. 

Dazu ist es als erstes wichtig, Ge¬ 
legenheiten zu schaffen, an denen die 
Kolleginnen und Kollegen sich treffen 
können, um zu erfahren, dass es in al¬ 
len Fachbereichen um das Gleiche 
geht, die Verteidigung und Durchset¬ 
zung der eigenen Interessen gegen die 
Zumutungen der Arbeitgeber. Deshalb 
führen wir u. a. jedes Jahr eine Funk- 
tionärlnnenkonferenz durch und eine 
Tagung aller tarifpolitisch Aktiven zur 
fachbereichsübergreifenden Verzah¬ 
nung der Tarifarbeit. Dort findet ein 
Austausch über alle anstehenden Ta¬ 
rifrunden statt und es werden konkrete 
Vereinbarungen getroffen, wie wir uns 
wechselseitig unterstützen können. Das 
geht von Solidaritätsbesuchen und -re¬ 
den bis zu gemeinsamen Aktionstagen. 
Denn nur so wird Solidarität konkret 
erfahrbar über den eigenen Fachbe¬ 
reich hinaus. Von großer Bedeutung 


ist in diesem Zusammenhang auch un¬ 
sere bezirkliche Bildungsarbeit, in der 
wir mit Teilnehmenden aller Fachbe¬ 
reiche, ausgehend von den konkreten 
Erfahrungen, die gemeinsamen Inter¬ 
essen herausarbeiten und gemeinsame 
Handlungsstrategien entwickeln. Dies 
ist ein weiterer Ort, an dem Solidarität 
im Kleinen erfahrbar wird - eine we¬ 
sentliche Voraussetzung auch für die 
internationale Solidarität. 

UZ: Die Arbeitskampfplanung ist in 
den Gewerkschaften in der Regel sehr 
zentralistisch organisiert. Das ist in der 
Regel auch notwendig. Wie konnte es 
trotzdem gelingen, dass die Beschäftig¬ 
ten des Öffentlichen Dienstes und der 
Telekom zu gemeinsamen zentralen Ak¬ 
tionen in Darmstadt aufgerufen sind? 

Karin Harder: Erst einmal stimme ich 
zu, dass bei bundesweiten Tarifausein¬ 
andersetzungen eine zentrale Planung 
notwendig ist. Nur so können wir flä¬ 
chendeckend Druck erzeugen. Aber 
im Rahmen dieser zentralen Planung 
wünsche ich mir mehr Flexibilität. So 


habe ich es in vergangenen Tarifrun¬ 
den schon erlebt, dass ein Fachbereich 
am Montag streikte und der andere am 
Dienstag, weil das die unumstößlichen 
zentralen Vorgaben waren. 

Dieses Mal ist es sehr gut gelaufen. 
Wir haben eine kleine Arbeitsgruppe 
zur Koordination der Tarifrunden ge¬ 
bildet, in der u. a. Michaela Stasche und 
Bernd Blümmel mitarbeiten. Von Bernd 
kam dann die Idee zu einem gemeinsa¬ 
men Streiktag, die sowohl von den Kol¬ 
leginnen und Kollegen der Telekom als 
auch des öffentlichen Dienstes im Lan¬ 
desbezirk Hessen aufgegriffen wurde. 

UZ: Wie schätzt du die Möglichkeiten 
ein, die Orientierung auf mehr Zusam¬ 
menarbeit zwischen den Fachbereichen 
über den Bezirk Südhessen hinaus in 
die Diskussion zu bringen? 

Karin Harder: Das ist ein dickes Brett. 
Die Schwierigkeiten der unterschied¬ 
lichen Laufzeiten und der zentralen 
Planungen wurden ja schon genannt. 
Aber gerade deswegen finde ich es 
wichtig, die fachbereichsübergreifende 


Verzahnung in Südhessen fortzusetzen, 
auszubauen und das Anliegen auch im 
Landesbezirk Hessen und auf Bundes¬ 
ebene einzubringen. Der gemeinsame 
Streiktag am 1. April ist ein gutes Bei¬ 
spiel dafür, dass es sich lohnt. 

Ansonsten gibt es in ver.di eine 
Strukturdebatte zur Zukunft der Fach¬ 
bereiche. Aus den vorhandenen 13 Fach¬ 
bereichen sollen vier werden. Dazu nur 
eine kurze Anmerkung: Der Bezirks¬ 
vorstand von ver.di-Südhessen hat dazu 
ein Papier „ver.di ohne Fachbereiche“ 
beschlossen. Doch es gibt in Südhessen 
auch andere Stimmen, z. B. für die Ein¬ 
richtung von vier Fachbereichen. Un¬ 
abhängig davon welche Position sich 
durchsetzt und ob es keine, vier, sechs 
oder 13 Fachbereiche geben wird: Ziel 
muss es sein, ver.di stärker als einheitlich 
handelnde Gewerkschaft aufzustellen. 
Wichtig ist, dass die Debatte über die 
politische Strategie der ver.di zur Stär¬ 
kung ihres Einflusses in der Gesellschaft, 
ihrer Mächtigkeit in tarif- und sozialpo¬ 
litischen Auseinandersetzungen und 
als Mitgliederorganisation weitergeht. 
Denn „Politik geht vor Struktur“. 
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Jeder Cent für uns 
senkt die Kriegsgefahr 

Telekom-Kollegen wollen 5,5 Prozent mehr Geld 


UZ: Wie laufen die Verhandlungen bei 
der Telekom? Gibt es besondere Prob¬ 
leme? 

Bernd Blümmel: Wenn wir uns die 
Zahlen bei der Telekom anschauen, 
vor allem auch die jährlichen Aus¬ 
schüttungen in Milliardenhöhe, dann 
muss man die Forderung, die wir ge¬ 
stellt haben, als sehr moderat be¬ 
zeichnen. Aber trotz dieser selbstau- 
ferlegten Lohnzurückhaltung zeigt 
die Kapitalseite kein entsprechendes 
Entgegenkommen. Nachdem es erst 
überhaupt kein Angebot gab, wur¬ 
de von der gegnerischen Seite jetzt 
etwas vorgelegt, das eigentlich nur 
als Provokation verstanden werden 
kann. Die angebotenen Erhöhungen, 
2 Prozent ab Mitte 2018 - das bedeutet 
drei Null-Monate - und 1,7 Prozent ab 
Mitte 2019 bei einer Laufzeit bis Mai 
2020, sind absolut inakzeptabel. Da im 
Angebot verschiedene Tarifvertrags¬ 
laufzeiten vorgesehen sind, besteht 
außerdem das Risiko der Spaltung 



Die Erwartungen wurden übertroffen: 18 ooo Kolleginnen und Kollegen folgten 
am io. April dem Aufruf ihrer Gewerkschaft ver.di zu einer zentralen Aktion nach 
Köln.„Das ist noch zu puschen“, erklärte der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske 
gegenüber der UZ. Der Sockelbetrag sei unverzichtbar. 

In seiner Rede verwies er darauf, dass Ostern bereits 70 000 Kolleginnen und 
Kollegen gestreikt haben. In dieser Woche seien es bisher mehr als 100 000, 
die ein klares Zeichen setzen, damit die Arbeitgeber in Bewegung kommen. 

Das Lohnniveau müsse deutlich höher werden als in den Vorjahren. Der größer 
werdende Abstand zu den Löhnen in der Privatwirtschaft sei nicht hinnehmbar. 


gelt, macht sich meines Erachtens un¬ 
glaubwürdig, wenn er mehr als 12 Mo¬ 
nate Laufzeiten akzeptiert. 

Daneben wäre es natürlich wichtig, 
dass die Termine, zu denen die Tarifver¬ 
träge gekündigt werden können, ange- 
glichen werden. Ansonsten schwächen 
wir unsere eigene Durchsetzungsfähig¬ 
keit. 

Bei den laufenden Tarifrunden, 
egal in welchen Branchen sie statt¬ 
finden, halte ich außerdem ein poli¬ 
tisches Ziel für entscheidend. Das in 
den letzten Jahren von deutschen Un¬ 
ternehmen angehäufte und nach An- 
lagemöglichkeiten suchende Kapital 
hat mit der Rüstungsindustrie neue 
Verwertungsmöglichkeiten entdeckt. 
Dazu passt die aktuelle Kriegspro¬ 
paganda von Medien und Politikern 
und die Nato-Verpflichtung, 2 Pro¬ 
zent des Bruttoinlandsproduktes in 
Aufrüstung zu investieren. Das sind 2 
Prozent, die bei Kindergärten, Schu¬ 
len, Infrastruktur und vielen anderen 
Bereichen fehlen. Das Geld, das nicht 
uns, sondern den Aktionären oder 
dem Finanzministerium zufließt, wan¬ 
dert mit Sicherheit zu einem großen 
Teil in die Aufrüstung. Jeder Cent, den 
wir bei den Tarifrunden herausholen, 
senkt also die Kriegsgefahr. Ich halte 
das im Augenblick für eine entschei¬ 
dende Frage. 


Bernd Bümmel ist Vorsitzender des ver.di-Fachbereiches Telekommunikation/ 
IT in Südhessen. Er ist als Betriebsrat bei der Telekom in Darmstadt beschäftigt. 


in kommenden Tarifrunden. Vor dem 
Hintergrund des massiven Personalab¬ 
baus der letzten Jahre, der anhalten¬ 
den Arbeitsverdichtung und der Er¬ 
höhung der Wochenarbeitszeit auf bis 
zu 42 Wochenstunden stellt das Ange¬ 
bot eine Verhöhnung der Kolleginnen 
und Kollegen dar, die Enormes leisten, 
um den von allen Seiten geforderten 
Breitbandausbau zu stemmen. 

UZ: Das hört sich nicht berauschend an. 
Was sind aus deiner Sicht die wesentli¬ 
chen Aufgaben, die angegangen werden 
müssen? 

Bernd Blümmel: Ich halte vor allem 
die langen und unterschiedlichen Ta¬ 
rifvertragslaufzeiten für ein großes 
Problem. Gewerkschaftliches und so¬ 
lidarisches Bewusstsein entsteht nicht 
durch geschickte Argumentation oder 
bei „Trockenschwimmübungen“. Es 
entsteht und festigt sich in konkreten 
Auseinandersetzungen, bei denen sich 
die Betroffenen direkt einbringen. Mit 
anderen Worten: Im Streik. Das zeigt 
sich auch in der Mitgliederentwicklung 
bei Arbeitskämpfen. Wer fordert, dass 
neue Mitglieder organisiert werden 
oder die fehlende Solidarität bemän- 


UZ: ver.di fordert bei der Telekom eine 
Tariferhöhung um 5,5 Prozent für 12 
Monate und eine Komponente zur Stei¬ 
gerung der Einkommensgerechtigkeit. 
Im Gegensatz zu den letzten Tarifrun¬ 
den fordert ihr keine überproportionale 
Anhebung der unteren Entgeltgruppen. 
Was versteht ver.di unter der Steigerung 
der Einkommens gerechtigkeit und wie 
ist diese Forderung zustande gekom¬ 
men? 


Bernd Blümmel: Wir hatten im Lan¬ 
desfachbereich Hessen eine andere 
Forderung beschlossen - die Erhö¬ 
hung um 210 Euro über alle Gruppen. 
Die Forderungsfindung ist ein demo¬ 
kratischer Prozess und die Beschlüsse 
der verschiedenen Landesfachberei¬ 
che werden durch den Bundesfachbe¬ 
reichsvorstand zusammengefasst. Wir 
haben unsere Forderung dort vertre¬ 
ten, konnten aber keine Mehrheit da¬ 
für gewinnen. 

Die Formulierung „Steigerung der 
Einkommensgerechtigkeit“ soll wohl 
zum Ausdruck bringen, dass für die 
Einkommensgruppen, die zwar noch 
im unteren Bereich hegen, aber in 
den letzten Tarifrunden nicht von der 
überproportionalen Erhöhung der 
Entgeltgruppen 1 bis 3 profitiert ha¬ 
ben, diesmal etwas mehr heraus geholt 
werden soll. Ich persönlich finde die¬ 
se Formulierung schwammig und un¬ 
glücklich. 


International Zusammenarbeiten 

Klare Kante gegen rechts und Co-Management 


Jürgen Johann ist Vorsitzender des ver.di-Bezirkes Südhessen und gestaltet seit 
vielen Jahren die Vertrauensleute-Arbeit in Südhessen maßgeblich mit. 


UZ: Du hast bei der Kundgebung der 
Streikenden im Öffentlichen Dienst deine 
Rede mit der notwendigen Solidarität mit 
den Kämpfen der Kolleginnen und Kolle¬ 
gen gegen die Gesetzesvorhaben der Re¬ 
gierung Macron in Frankreich begonnen. 
Welche Rolle spielt die Internationale So¬ 
lidarität bei der Vertrauensleute-Arbeit 
und den Arbeitskämpfen in Südhessen? 

Jürgen Johann: Leider eine viel zu ge¬ 
ringe. Wir arbeiten in unserem ver.di- 
Bezirk aber ganz feste daran. Wir or¬ 
ganisieren z.B. einen Jugendaustausch 
mit französischen Partnergewerkschaf¬ 
ten. Wir haben seit 27 Jahren eine gut 
funktionierende B etriebspartnerschaft 
zwischen unseren Vertrauensleuten bei 
der Stadt Rüsselsheim und unseren 
CGT-Kolleginnen und -Kollegen bei 
der Stadt Evreux in der Normandie 
mit jährlichen Treffen und gegenseiti¬ 
ger Unterstützung bei Streiks. 


In diesem Jahr hatte ich selbst die 
Möglichkeit, bei der Maikundgebung 
der französischen Gewerkschaften in 
Straßburg zu reden, nachdem im Vor¬ 
jahr der Generalsekretär der CGT- 
Elsass bei uns geredet hat. Dabei 
waren natürlich auch Vertrauensleu¬ 
te aus verschiedenen Betrieben und 
Dienststellen. Und so wächst langsam 
das Bewusstsein über die Notwendig¬ 
keit internationaler Gewerkschafts¬ 
arbeit. Sehr wichtig hierbei wäre eine 
Unterstützung unserer Arbeit durch 
die gesamte Organisation - aber hier 
sind wir zur Zeit noch sehr am An¬ 
fang. 

UZ: Horst Seehofer, der neue Innen- 
und Heimatminister, scheint nach sei¬ 
nem Amtsantritt vor allem auf die Zu¬ 
stimmung des rechten Randes unserer 
Gesellschaft zu setzen. Seine Aussagen 
zu den Plänen für eine verschärfte Ab¬ 


schiebepraxis deuten daraufhin. Welche 
Rolle spielen rechte und rassistische Po¬ 
sitionen in den Betrieben und Dienst¬ 
stellen und wie sollten die Gewerkschaf¬ 
ten mit diesen Fragen umgehen? 

Jürgen Johann: Rechte und rassisti¬ 
sche Positionen in den Betrieben und 
Dienststellen nehmen zu. Wir sollten 
hier eine klare Kante setzen, aber auch 
die Tür für fehlgeleitete Kolleginnen 
und Kollegen offen halten. Wichtig er¬ 
scheint mir, dass wir als Gewerkschaf¬ 
ten wieder klar machen, dass unsere 
Probleme aus dem Interessengegensatz 
zwischen Kapital und Arbeit entstehen 
und damit verursacht werden durch die 
Arbeitgeber und ihre Helfershelfer in 
der Politik. Mindestens genauso so 
wichtig ist es, dass unsere Kolleginnen 
und Kollegen durch unsere konkrete 
Gewerkschaftsarbeit erkennen, dass 
wir ihre - und nur ihre - Interessen ge¬ 
meinsam mit ihnen vertreten und end¬ 
lich jede Form des Co-Managements 
aufgeben. 


Mehr Rente 


Die aktuelle Erhöhung reicht bei weitem nicht 
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Rentenaktion am 9. September 2017 in Göttingen 


Die mehr als 21 Millionen Rentner 
und Rentnerinnen aller Länder in 
Ost- und Westdeutschland können 
sich 2018 auf eine „satte Erhöhung“ 
ihrer Bezüge freuen. Im Westen stei¬ 
gen die Renten Juni um 3,2 Prozent 
und im Osten um 3,4 Prozent. Da¬ 
mit erreicht der aktuelle Rentenwert 
(Ost) 95,8 Prozent des aktuellen Ren¬ 
tenwerts West (bisher: 95,7 Prozent). 

„Das ist eine erfreuliche Nach¬ 
richt für die über 20 Millionen Rent¬ 
nerinnen und Rentner“, kommentier¬ 
te der neue Sozialminister Hubertus 
Heil vorsichtshalber gleich selbst sei¬ 
ne frohe Botschaft. Und wie schon 
von der Vorgänger-Groko verspro¬ 
chen, sagt auch Heil, bis 2025 sollen 
die Menschen in ganz Deutschland 
die gleiche Rente beziehen. 

Der Jubel der Rentner wird trotz 
der bescheidenen Erhöhung nicht 
allzu laut werden. Ein Blick ins nahe 
Österreich hinüber zeigt zum Beispiel 
dem Rentner in Lindau am Bodensee, 
dass er ein paar Kilometer weiter bei 
gleichem Einkommen mit doppelt so 
viel Rente leben könnte. Längst nicht 
alle werden von der Rentenerhöhung 
wirklich was haben, denn die Renten¬ 
erhöhung wird auf die Grundsiche¬ 
rung angerechnet. Und die Zeit ge¬ 
ringer Preissteigerungen ist vorbei. 
Von der Rentenerhöhung bleibt bei 
einer für 2018/19 prognostizierten In¬ 
flationsrate von 1,7 Prozent, nur rund 
die Hälfte fürs Portemonnaie. Dazu 
kommt noch: Mit der Rentenerhö¬ 
hung überschreiten mehr Rentner das 
steuerfreie Existenzminimum und so 
werden allein 2018 55000 Rentner 
zusätzlich steuerpflichtig werden. 

Da tröstet auch die Senkung des 
Beitragssatzes zur Rentenversiche¬ 
rung von 18,7 Prozent auf 18,6 Pro¬ 
zent nicht wirklich. Bei einem Brut¬ 
toverdienst von 3 000 Euro monat¬ 
lich führt die Beitragssatzsenkung 
zu einer Entlastung von 1,5 Euro für 
die Arbeitnehmer. Auch die erhöhte 
Rente wird also für viele Millionen 
Menschen nicht für ein auskömmli¬ 
ches Leben reichen. Verantwortlich 
dafür ist die Rentenpolitik der ver¬ 
gangenen 20 Jahre und nicht der so¬ 
genannte demographische Wandel. 

Immer noch glauben viele Men¬ 
schen, bei ihrer Rente handele es sich 
um die Rückzahlung plus Verzinsung 


eingezahlter Beiträge. Aber tatsäch¬ 
lich basiert das gesetzliche Renten¬ 
system auf dem „Generationenver¬ 
trag“. Die aktuell pflichtversicherten 
Beschäftigten zahlen Beiträge in die 
Rentenkasse ein, und aus diesen Bei¬ 
trägen erhalten die heutigen Rentner 
ihre Rentenzahlungen. Doch viel zu 
Viele verdienen hierzu viel zu wenig. 

Wie sieht die diesbezügliche 
bundesrepublikanische Wirklichkeit 
aus? Laut ARD-Sendung vom No¬ 
vember 2017 sind über 170 Berufe 
- vom Koch über den Paketzustel¬ 
ler bis zum Zahnarzthelfer - von Al¬ 
tersarmut bedroht, selbst bei langer 
Lebensarbeitszeit: Das dort gezahl¬ 
te durchschnittliche Bruttoeinkom¬ 
men (alle unter 2387 Euro) würde 
selbst nach 45 Jahren Berufstätig¬ 
keit eine Rente von nicht mal 950 
Euro ergeben. Wer gar unter 1 854 
Euro monatlich verdient, rutscht mit 
seiner Netto-Rente sogar unter das 
Grundsicherungsniveau. Betroffen 
sind hiervon weitere rund 50 Berufs¬ 
gruppen, darunter Wachpersonal, 
Kosmetiker und Frisöre. Als Faust¬ 
regel gilt zur Zeit: Wenn das gesam¬ 
te Einkommen, also aus gesetzlicher, 
Betriebs- und privater Rente sowie 
weiteren Einkünften unter 823 Euro 
hegt, kann geprüft werden, ob Leis¬ 
tungen aus der Grundsicherung be¬ 
antragt werden können. 

Es gibt eigentlich nur einen Weg 
um den Beschäftigten eine den Le¬ 
bensstandard sichernde Rente zu 
gewährleisten. Es müssen höhere 
Löhne her, Mini-Jobs und Arbeitslo¬ 
sigkeit müssen weg und das Renten¬ 
niveau muss wieder auf mindestens 
53 Prozent angehoben werden. Erste 
notwendige Schritte wären: Eine pro¬ 
gressivere Lohnpolitik, ein Mindest¬ 
lohn von mindestens vierzehn Euro, 
deutliche Arbeitszeitverkürzung und 
die Umwandlung der Mini-Jobs in so¬ 
zialversicherungspflichtige Arbeits¬ 
verhältnisse. Aber vor allem muss 
die Beitragsbasis erweitert werden. 
Beamte, Selbstständige, alle von Ka¬ 
pitaleinkünften Lebenden müssen in 
die gesetzliche Rentenversicherung 
einzahlen. Also: Alle zahlen entspre¬ 
chend ihrer Leistungsfähigkeit ein. 
Alle Einkommen werden beitrags¬ 
pflichtig und alle sind versichert. 

Manfred Dietenberger 


Journalisten fordern 
4,5 Prozent 

Streiks in Redaktionen von Tageszeitungen 


Mit einer deutlichen Ausweitung der 
Streiks in Tageszeitungsredaktionen 
gingen die Verhandlungen für die 
rund 13 000 Tageszeitungsjournalis- 
tinnen und -journalisten am 9. April 
2018 in die vierte Runde. In acht Bun¬ 
desländern legten Journalistinnen 
und Journalisten in Redaktionen die 
Arbeit nieder. 

Gestreikt wurde in Schleswig- 
Holstein, Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Hessen, Baden-Würt¬ 
temberg, Bayern und Thüringen. In 
Baden-Württemberg und Schleswig- 
Holstein erschienen streikbedingt 


reduzierte Ausgaben. Dort waren die 
Redaktionen schon am Freitag in den 
Ausstand getreten. 

Die Deutsche Journalistinnen- 
und Journalistenunion in ver.di (dju) 
fordert 4,5 Prozent mehr Geld für 
freie und fest angestellte Redakteu¬ 
rinnen und Redakteure, mindestens 
aber 200 Euro mehr im Monat. Die 
Arbeitgeberseite habe bisher ledig¬ 
lich eine Erhöhung der Gehälter um 
zweimal 1,3 Prozent jeweils ab 1. Au¬ 
gust 2018 und 2019 bei einer Tarif¬ 
vertragslaufzeit von 30 Monaten an- 
geboten. 

ver.di 
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Politik 


unsere zeit m 


Ausbau der Abschottungspolitik 

Mehr Geld für die „Hau-ab-Prämie“ und das Programm „Perspektive Heimat“ 


S eit einigen Jahren bietet Deutsch¬ 
land - wie auch einige andere EU- 
Staaten - abgelehnten Asylsu¬ 
chenden, die freiwillig in ihre Heimat 
zurückkehren eine „Rückkehrprämie“ 
Allerdings galt und gilt das nicht für alle, 
sondern nur für jene, die glaubhaft ma¬ 
chen können, dass die Ausreise auf Dau¬ 
er geplant ist und sie selbst nicht über 
ausreichend Geld verfügen. Abhängig ist 
die Höhe der finanziellen Unterstützung 
u.a. zudem vom Herkunftsland. 

Also erhalten viele der abgelehn¬ 
ten Asylbewerber gar nichts und einen 
Rechtsanspruch gibt es auch nicht. Die 
Bundesregierung und die Länder ar¬ 
beiten in diesem Fall mit der weltweit 
agierenden Internationalen Organisati¬ 
on für Migration (IOM) zusammen, die 
entsprechende Programme (REAG/ 
GARP) aufgelegt hat. Seit 2000 trägt 
aber das Bundesinnenministerium die 
Gesamtverantwortung für diese Pro¬ 
gramme - und bestimmt damit auch 
deren „Rahmenbedingungen“. Die 
Beihilfe durch die REAG/GARP-Pro- 
gramme kann seit Februar 2017 durch 
das „StarthilfePlus“-Programm der Bun¬ 
desregierung „ergänzt“ werden. Neben 
bundesweiten Förderprogrammen gibt 
es auch Prämien auf Landes- und kom¬ 
munaler Ebene. Für Pro Asyl stellt das 
Ganze eine verwerfliche Strategie dar. 
Man verführe Menschen auf miese Wei¬ 
se, ihre Rechte nicht wahrzunehmen. 
Auch die Partei „Die Linke“ lehnt diese 
Verfahrensweise ab. „Besondere Prämi¬ 
en dafür zu erteilen, dass Schutzsuchen¬ 


de ihren Asylantrag zurückziehen oder 
den Rechtsweg aufgeben, ist nichts wei¬ 
ter als eine Verramschung des Rechts¬ 
staats und ein Ausverkauf des Rechtes 
auf Asyl“, erklärte die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion der Linkspartei 
im Bundestag, Ulla Jelpke, der „Frank¬ 
furter Rundschau“ (27. März). Anstatt ei¬ 
ner „Hau-ab-Prämie“ bräuchte die Bun¬ 
desrepublik eine echte Integrationspo¬ 
litik und eine seriöse Bekämpfung von 
Fluchtursachen. 

Doch erfolgreich war die Bundesre¬ 
gierung mit ihrer Strategie offensicht¬ 
lich bislang nicht. Obgleich sie Ende 

2017 ihre „Rückkehrprämie“ aufstock¬ 
te, einen Extrabonus bot, der damalige 
geschäftsführende Bundesinnenminis¬ 
ter de Maiziere damit das Angebot für 
abgelehnte Asylbewerber, die freiwil¬ 
lig in ihre Heimatländer zurückkehren, 
„verbesserte“. Geboten wurden bis zu 
3 000 Euro für Familien, 1 000 Euro für 
Einzelpersonen - meist in Sachleistun¬ 
gen. 

Ende März berichtete die „Osnabrü- 
cker Zeitung“, dass die Zahl der freiwil¬ 
ligen Ausreisen von abgelehnten Asyl¬ 
bewerbern von Dezember bis Februar 

2018 im Vergleich zum Vorjahr trotz 
der Erhöhung der „Rückkehrprämie“ 
stark gesunken sei. Nur 4 552 Menschen 
hätten sich für eine Rückkehr entschie¬ 
den. Im Jahr zuvor waren es im gleichen 
Zeitraum 8 185. Und dafür gibt es gute 
Gründe. Ein Ende des Krieges in Syrien 
und der Not ist nicht in Sicht, die Lage in 
Afghanistan bleibt instabil und unsicher, 


in Teilen des Irak und anderer Länder 
nicht minder. 

Für den Bundesminister für wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit und Ent¬ 
wicklung, Gerd Müller (CSU), ist das 
aber kein Problem. Auch er fühlt sich 
wohl mit der Forderung aus seiner Par¬ 
tei nach mehr Abschottung. Müller will 
jetzt den Etat seines Ministeriums für 
das neue Rückkehrerprogramm „Per¬ 
spektive Heimat“ verdreifachen und for¬ 
dert, künftig 500 Millionen Euro jährlich 
für dieses Programm aufzuwenden. Das 
sei viel „preiswerter, als die Menschen 


hier in Deutschland zu versorgen“. Als 
Erfolg wertet er zudem das Programm 
seines Ministeriums, das Perspektiven 
für syrische Flüchtlinge in ihrer Hei¬ 
matregion schaffen soll. „In den letzten 
beiden Jahren konnten wir über 140 000 
Menschen in Beschäftigung bringen“, so 
der Minister. „Das sind zum Beispiel sy¬ 
rische Lehrkräfte, die Flüchtlingskinder 
unterrichten. Oder den Menschen helfen, 
Häuser, Schulen und Krankenstationen 
wieder aufzubauen.“ Die entwicklungs¬ 
politische Sprecherin der Fraktion der 
Partei „Die Linke“ im Bundestag, Evrim 


Sommer, sieht dagegen hinter der „Per¬ 
spektive Heimat“ kein entwicklungspo¬ 
litisches Konzept. Ziel sollte es sein, den 
Menschen in Not zu helfen und nicht die 
Abschottungspolitik weiter auszubauen. 

Und auch die Grünen sind in diesem 
Fall kritisch: Uwe Kekeritz, Sprecher für 
Entwicklungspolitik der Bundestagsfrak¬ 
tion der Grünen, erklärte. „Schon in den 
vergangenen Jahren hat Müller daran 
mitgewirkt, dass immer mehr Entwick¬ 
lungsgelder zum Grenzmanagement 
und anderen Fluchtabwehrmaßnahmen 
zweckentfremdet wurden.“ Nina Hager 


Freiwillige Rückkehr fördern durch das Pro¬ 
gramm "Perspektive Heimat" 



Die Leier von „Wer arbeitet, der darf bleiben“ entkräftet das Ministerium auf ihrer Homepage selber. 


Performance ist alles 


Daten für alle 


Die jungen CDU-Hardliner machen mobil 


Psychotherapeuten boykottieren die Telematik-Infrastruktur 


Olaf Scholz (SPD) hat den Gold- 
man-Sachs-Manager Jörg Kukies zum 
Staatssekretär im Finanzministerium 
gemacht. Mit Jens Spahn (CDU) wur¬ 
de gleich ein Pharma-Lobbiest zum 
Gesundheitsminister gekürt. Im Ka¬ 
binett Merkel IV sinken die ohnehin 
nicht ausgeprägten Hemmschwellen 
deutlich. 

Der 37-jährige CDU-Karrierist 
Spahn segelt unter der Flagge: jung, 
dynamisch, schwul und reaktionär. 
Schwul ist hip, das hatte schon Klaus 
Wowereit erkannt: „Ich bin schwul und 
das ist auch gut so.“ In den Zeiten der 
Identitätspolitik, in denen das Thema 
Geschlecht und sexuelle Orientierung 
den Kampf um soziale Emanzipati¬ 
on, Demokratie, Solidarität und Frie¬ 
den verdrängt hat, kann das Etikett 
„schwul“ auch neoliberalen Hardlinern 
zu medialer Akzeptanz verhelfen. 

Das Ganze ist nicht neu. Die Beto¬ 
nung der kulturellen Differenzen war 
schon die Antwort der feudalen Reak¬ 
tion auf den aufklärerischen Universa¬ 
lismus der Französischen Revolution. 
Gegen die Proklamation allgemeiner 
Menschenrechte setzte sie das parti¬ 
kulare Interesse, die Sakralisierung der 
Identität. Die Ideale der Differenz und 
der Diversität haben auch heute dasje¬ 
nige der Solidarität verdrängt. Heraus¬ 
gekommen ist der Individualismuskult 
der Hammelherde. Dazu kommt heu¬ 
te die unschlagbare Opferrolle. Opfer 
sind prinzipiell schuldlos und unbe¬ 
dingt glaubwürdig. Eine übergroße At¬ 
traktion, auch für die sich linksliberal 
fühlenden Quartiere. 

Dieser neue Stallgeruch der jung¬ 
dynamischen Reaktionäre hätte man¬ 
chen, der alten, in den Stahlgewittern 
des Tausendjährigen Reiches soziali¬ 
sierten Kämpen etwas befremdet, aber 
entscheidend ist die politische Perfor- 
mence. Und die ließ bei der gepriese¬ 
nen Übermutter im Kanzleramt spätes¬ 
tens seit der „Flüchtlingskrise“ doch ei¬ 
niges zu wünschen übrig. 

Weiter sind die zentrifugalen Kräfte 
in der EU keineswegs gebannt. Im Ge¬ 
genteil. Auch wenn Deutschland durch 
seine Agenda-Selbstverarmung eine 
„Schwarze Null“ vorweisen kann, die 
andere Seite derselben Medaille sind 


die ökonomischen und sozialen Katas¬ 
trophen in den „Peripheriestaaten“ der 
EU. Diese „Beggar-thy-Neighbor-Poli- 
tik“ hat Berlin in der EU nicht gerade 
beliebt gemacht. Die EU ist tief gespal¬ 
ten, Europa-kritische Bewegungen sind 
in vielen Staaten auf dem Vormarsch, 
auch wenn viele (private Banken-) 
Probleme vorerst noch mit EZB-Geld 
und riesigen, öffentlichen Krediten zu¬ 
gekleistert worden sind. Diese ausge¬ 
sprochen prekäre Lage dürfte kaum 
besser werden, wenn sich der Handels¬ 
konflikt zwischen den USA und China/ 
Russland und Deutschland/EU(?) erst 
richtig zuspitzt. 

Die Kritik an den Folgen der neoli¬ 
beralen Zurichtung ist nach dem Über¬ 
gang des angeblich linken Reformis¬ 
mus auf neoliberale Positionen weit¬ 
gehend von der rechten Seite. Auch in 
Deutschland. In Sachsen ist die AfD 
stärkste Partei geworden. Damit ist der 
Anspruch der Union, insbesondere des 
bayrischen Auslegers, dass rechts von 
ihr nur noch die Wand existiert, pulve¬ 
risiert. Diese Lage lässt für die Union 
zwei Optionen als möglich erscheinen: 
Integration oder Koalition. 

Die rechten Reaktionäre, wie die 
„WerteUnion“ (Alexander Mitsch, Si¬ 
mone Baum, Thomas Jahn u.a.), der 
„Berliner Kreis“ (Wolfgang Bosbach, 
Philipp Lengsfeld, Hans-Peter Uhl u.a.), 
oder Alexander D obrindt (konservati¬ 
ve Revolution) stehen für die Integrati¬ 
onsvariante, denVersuch, die Union weit 
nach rechts zu rücken, Themen der AfD 
ins Parteiprogramm zu integrieren - 
bei gleichzeitiger verbaler Abgrenzung 
zur AfD. Am 7. Mai 2018 verabschiede¬ 
te eine Versammlung der „WerteUni¬ 
on“, Minister Spahn sandte ein Gruß¬ 
wort, ein „Konservatives Manifest für 
Deutschland“, in dem sie neben den üb¬ 
lichen Verbeugungen vor „Freiheit, Si¬ 
cherheit, Demokratie, Marktwirtschaft, 
Ehe und Familie“ und dem „christli¬ 
chen Menschenbild“ sowie der „westli¬ 
chen Wertegemeinschaft“ natürlich auch 
„Agressoren und totalitären Ideologien 
entschieden entgegen“ tritt. Insbesonde¬ 
re seien „islamischer Extremismus und 
Scharia“ mit unserm Grundgesetz nicht 
vereinbar. Die „ungesteuerte Zuwande¬ 
rung nach Deutschland und in unser So¬ 


zialsystem“ sei abzuwenden. „Die Mas¬ 
seneinwanderung seit 2015“ sei „rechts¬ 
widrig und falsch“ gewesen. 

Selbstredend fordert die „Wer¬ 
teUnion“, um Deutschland nicht nur 
am Hindukusch zu verteidigen, eine 
„deutlich verbesserte Einsatzfähigkeit 
unserer Bundeswehr“, die Einhaltung 
des Zwei-Prozent-Finanzierungsziels, 
ebenso die „Wiedereinführung der 
Wehrpflicht“. 

Sozialpolitisch will man das „Ab¬ 
wälzen aktueller Probleme auf künf¬ 
tige Generationen durch immer neue 
Sozialleistungen und Subventionen 
stoppen“. Neben Senkung von Steu¬ 
er- und Sozialabgaben macht sich die 
„WerteUnion“ für die „Wahrung des 
Lohnabstandsgebots sowie eine grund¬ 
legende Reform unserer sozialen Si¬ 
cherungssysteme“, also eine Art Agen¬ 
da 2.0, stark. 

Dem Bekenntnis zur EU folgen die 
Einschränkungen, dass nur jene der 
EU beitreten sollten, die die Maas¬ 
trichtkriterien auch erfüllen. Wer das 
nicht kann, möge bitte gehen. Außer¬ 
dem solle sich die EU, subsidiär, auf 
Aufgaben beschränken, die von den 
Mitgliedstaaten nicht wahrgenommen 
werden können. Und die Türkei gehöre 
ohnehin nicht dazu. 

Die jung-dynamischen CDU-Kar- 
rieristen treibt, neben dem Kampf 
um gutdotierte Posten, das Wahl- und 
Umfrage-gesättigte Gefühl, dass wei¬ 
tere vier Jahre im Merkel-Modus den 
Herausforderungen der Zukunft nicht 
gerecht werden. Sie wittern die Chan¬ 
ce auf eine deutlich verschärfte, reak¬ 
tionäre Gangart und eine Position als 
deren Protagonisten wie beispielsei¬ 
se Sebastian Kurz in Österreich und 
Emanuelle Macron in Frankreich ste¬ 
hen. In Deutschland heißt ihr Held: 
Jens Spahn. 

Ob das Konzept aufgeht, ist eine an¬ 
dere Sache. Offensive Reaktionäre wie 
Spahn haben sicher nicht die sedieren- 
de Wirkung der Kanzlerin. Spahn bei 
der Neujahrsansprache - nun ja. Aber 
Seditativa sind nicht alles. Die Erfolge 
von Kurz und Macron zeigen, dass auch 
dieser Weg Chancen hat - so lange die 
unten stillhalten. 

Klaus Wagener 


Ab dem 1. Januar 2019 sollen alle 
Arztpraxen ans Netz der Kranken¬ 
kassen angeschlossen werden. Die 
Technik hierfür heißt Telematik-Infra¬ 
struktur (TI), die durch „super siche¬ 
re Maßnahmen“ nur befugten Perso¬ 
nen das Lesen der doch sehr intimen 
Daten erlauben soll. Notärzte hätten 
dann sofort alle Hintergrund-Daten 
parat. So die Befürworter. 

Das e-health-Gesetz fordert die 
Umstellung auf die elektronische 
Übermittlung von Befunden, Diag¬ 
nosen, Therapieempfehlungen, Be¬ 
handlungsberichten und Unterlagen 
in Genehmigungsverfahren unter den 
Leistungserbringern und den Kran¬ 
kenkassen. Laut SGB V, § 67 soll die 
papiergebundene Kommunikation 
zur Verbesserung der Qualität und 
Wirtschaftlichkeit ersetzt werden. 

Das bedeutet, dass alle Akteure 
im Gesundheitswesen alles lesen kön¬ 
nen von den Kollegen. Wer noch? Die 
Arzthelferinnen, die Reha-Kliniken, 
die IT-Fachleute? Sehr wahrschein¬ 
lich, geht es im Arbeitsalltag gar nicht 
anders. Auch noch das Versorgungs¬ 
werk oder der MDK? Hätte Sinn. 

Ob man seinen Arzt von der 
Schweigepflicht entbinden möchte, 
wird man dann nicht mehr gefragt. 
Wer alles die Diagnosen und Berich¬ 
te liest ist unkontrollierbar. Und jedes 
System ist hackbar und keine Praxis 
kann sich wirklich effektiv vor einem 
Einbruch schützen. 

Was nützt es dem Notarzt, wenn 
er weiß, dass sein Herzinfarktpati¬ 
ent auch unter Panikattacken leidet? 
Könnte für den Patienten kritisch wer¬ 
den, wenn sein Notarzt nach gründli¬ 
chem Lesen der Krankenakte meint, 
es wäre alles „nur psychisch“. Spaß 
beiseite, psychologische Daten ge¬ 
hören nicht ins Netz. Es ist nur eine 
Frage der Zeit, wann die Daten in 
der Cloud landen. Die App für den 
Arbeitgeber ist ein Horrorszenario, 
aber eins, mit dem wir rechnen müs¬ 
sen. Wer je die Diagnose „rezidivie¬ 
rende Depression“ bekommen hat, 
wird dann wahrscheinlich gar nicht 
mehr fest eingestellt. Er gilt als nicht 
belastbar. Noch schlimmer sieht es bei 
bestimmten Persönlichkeitsstörungen 


aus. „Medizindaten sind auf der gan¬ 
zen Welt zunehmend ein Geschäfts¬ 
feld“, schreiben die Ärzte auf „stopp 
die e- health card“ dem Kernstück der 
TI. Nur hat die e- card inzwischen je¬ 
der im Portemonnaie. 

Ärzte müssen derzeit einmal im 
Quartal der Kassenärztlichen Verei¬ 
nigung unsere Daten für unsere Ab¬ 
rechnung übermitteln. Darin stehen 
die Diagnosen und die Behandlungs¬ 
termine. Das können wir nicht mehr 
verhindern. Wir können nur unseren 
Patientinnen, die noch auf den ersten 
Arbeitsmarkt wollen, eine leichte Di¬ 
agnose geben. Aber: mit dem Boykott 
der TI aktualisieren wir nicht mehr 
stündlich, fragen weiterhin unsere Pa¬ 
tientinnen, ob wir ihren Hausarzt un¬ 
terrichten dürfen, Überlegen vor der 
Quartalsabrechnung noch einmal die 
Diagnose und schreiben nicht irgend¬ 
welche Befunde, Verlängerungsgut¬ 
achten etc. ins Netz. Darüber hinaus 
sind die Daten für Arbeitgeber weni¬ 
ger wert, je unvollständiger sie sind. 

Der Arbeitskreis Psychothera¬ 
pie Schwalm-Eder will seine Pati¬ 
entinnen nicht dieser Gefährdung 
aussetzen. Und uns wollen wir nicht 
möglichen Regressforderungen aus¬ 
setzen, wenn unsere Daten sonstwo 
auftauchen. Das e-health-Gesetz ist 
eine Soll-Bestimmung, keine Muss- 
Bestimmung. Damit sind wir in der 
Verantwortung. 

Claudia Reimer 


Ab 1.1.2019 müssen nach dem „e- 
health“-Gesetz alle Daten von 
Psychotherapeuten zwingend an 
die Krankenkassen gehen. Jetzt 
wehren sich Psychotherapeuten 
vom Arbeitskreis Psychotherapie 
Schwalm-Eder dagegen und ha¬ 
ben einen Aufruf, den man unter¬ 
schreiben kann, veröffentlicht. Sie 
sehen die Sicherheit für Patienten 
und Therapeut mit dem neuen Te¬ 
lematik-Verfahren nicht mehr ge¬ 
währleistet. Den Aufruf kann man 
auf news.dkp.de herunterladen 
und unterschreiben. 
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Happy Birthday, SDAJ! 


Ewiggestrig? Nicht wir, der Kapitalismus 


W as, euch gibt es immer noch?“ 
fast jeder SDAJler hat den 
Spruch schon mal gehört, sei 
es am Infostand, auf einer Demo oder 
einfach, wenn man mit Fahnen in der 
Fußgängerzone unterwegs ist. Oft ge¬ 
nug sind es gestandene Erwachsene, 
die mindestens genauso alt sind, wie 
die SDAJ selbst - die feiert dieses Jahr 
schließlich ihren 50sten Geburtstag. 
Begleitet ist der Spruch oft von einem 
Hauch Nostalgie, mit der man sich an 
seine eigenen wilden - politischen - 
Zeiten erinnert, und einem gutväterli¬ 
chen Lächeln auf den Lippen, das ei¬ 
nem sagen soll, auch man selber werde 
irgendwann vernünftig. 

Doch damit ist es so eine Sache: 
„Der Kapitalismus hat bewiesen, dass 
er der Jugend keine politische, beruf¬ 
liche und sozial gesicherte Zukunft 
bieten kann.“ Wie wahr dieser Satz aus 
dem Aufruf zur Gründung der SDAJ 
ist, zeigt sich heute noch deutlicher als 
damals. In der Schule bleibt einem vor 
lauter Hausaufgaben kaum Freizeit, 
der Leistungsdruck steigt mehr und 
mehr. Im Betrieb bekommt kaum je¬ 
mand eine Ausbildungsvergütung, von 
der man leben kann, während die Chefs 
Milliardengewinne einstreichen. Und 
von einem gesicherten Arbeitsplatz 
danach kann man nur träumen. Diese 
Perspektivlosigkeit nutzt die Bundes¬ 
wehr schamlos aus und schickt junge 
Menschen in Kriege, von denen sie 
selbst sagt, dass sie der Sicherung der 
Rohstoffzufuhr dienen. Anlass, sich zu 
beschweren, gibt es also genug. Und 
wir meinen, die Gründe dafür sind die 
gleichen wie vor 50 Jahren: Immer noch 
beruht diese Gesellschaftsordnung auf 
der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen, ist sie ausgerichtet am 


Profitinteresse der Banken und Kon¬ 
zerne. Das weiß auch die Gegenseite: 
„Es herrscht Klassenkampf, und meine 
Klasse gewinnt“, sagte der US-Milliar- 
där Warren Buffet. Mit Ersterem hat er 
recht, mit Letzterem wollen zumindest 
wir uns nicht abfinden. Den Angriffen, 
die die Kapitalseite seit Jahren fast un¬ 
gehindert fährt, wollen wir etwas ent¬ 
gegensetzen. 

Dafür gibt es genügend Beispiele. In 
der Bildungsstreikbewegung gegen G8 
war die SDAJ in verschiedensten Städ¬ 
ten Deutschlands präsent, übernahm 
organisatorische Aufgaben, brachte 
Ideen für Forderungen und Aktions¬ 
formen ein. Zahlreiche SDAJler sind 
Gewerkschaftsmitglieder und dort ak¬ 
tiv. In Betrieben kandidieren sie für 
die Jugendauszubildendenvertretung 
oder treiben deren Gründung voran. 
Und doch bleiben wir dabei nicht ste¬ 
hen. So wichtig es ist, den Banken und 
Konzernen jeden Tag und auch im Klei¬ 
nen die Stirn zu bieten - solange wir in 
diesem Gesellschaftssystem leben, wer¬ 
den unsere bereits erkämpften Rech¬ 
te immer unter Beschuss stehen. Und 
deswegen braucht es etwas anderes: 
Den Sozialismus, ein Gesellschaftssys¬ 
tem, in dem wir selbst bestimmen und 
planen können, was produziert wird - 
und zwar nicht nach dem Maßstab des 
Profits. Doch dafür müssen wir die Be¬ 
triebe selbst übernehmen. Diese Auf¬ 
gabe nimmt uns keiner ab und gelingen 
wird das nur, wenn wir uns zusammen¬ 
schließen. Für diese Erkenntnis steht 
die SDAJ seit 50 Jahren in den alltägli¬ 
chen Auseinandersetzungen. 

Aus: Position, Magazin der SDAJ, Nr. 01/18 

Das Heft ist auch im www.uzshop.de 
erhältlich 


Wer weiterfeiern möchte, sei auf die 
„Marx hat Zukunfts-Konferenz am 4. 
bis 6. Mai 2018 in Trier hingewiesen. 
Gemeinsam feiern dort Karl Marx 
(200 Jahre) und die SDAJ (50 Jahre) 
gemeinsam mit der DKP. 

„Seit Marx wissen wir, dass der prä¬ 
gende Gegensatz unserer Gesell¬ 
schaft die Herrschaft des Kapitals 
über diejenigen ist, die vom Verkauf 
ihrer Arbeitskraft leben müssen. Das 
bleibt bis heute gültig - ob mit oder 
ohne Tarifvertrag, ob in Leiharbeit 
oder Scheinselbstständigkeit. Auf der 
einen Seite-bei den Banken und Kon¬ 
zernen - sammelt sich immer mehr 
Reichtum an, während auf der ande¬ 
ren Seite unser Leben immer mehr 
von Leistungsdruck, Angst und dro¬ 


hender Armut geprägt ist. Klassen¬ 
kämpfe prägen unsere Gesellschaft 
bis heute. Die Herrschenden verfol¬ 
gen das Interesse, diese Ordnung bei¬ 
zubehalten. Sie schenken uns nichts. 
Daher werden wir eine Gesellschaft, 
die uns ein besseres Leben ermög¬ 
licht, nur im Kampf gegen die kapita¬ 
listische Ordnung erreichen können.“ 
heißt es im dazugehörigen Aufruf. 
Und weiter: „Marx ist nicht von ges¬ 
tern - er weist in die Zukunft. Wenn 
du auch davon überzeugt bist, dass 
der Kapitalismus das Problem ist und 
nicht die Lösung - dann laden wir 
Dich zu unseren Veranstaltungen in 
Marx' Geburtsstadt ein.“ 

Mehr Informationen findest du unter 
marxgeburtstag.de 


Fette Kinder 

„Foodwatch“ macht Coca-Cola für Diabetes und Fettleibigkeit verantwortlich 


Die Verbraucherorganisation „food¬ 
watch“ übt aktuell harsche Kritik am 
Limonadenhersteller Coca- Cola. Die 
Zuckergetränke von Coca-Cola sei¬ 
en „flüssige Krankmacher“, sagt Oliver 
Huizinga, Leiter Recherche und Kam¬ 
pagnen bei foodwatch und Autor des 
„Coca-Cola-Reports“, den foodwatch in 
der letzten Woche vorstellte. Natürlich 
wisse wohl jedes Kind, dass Cola und 
Limo nicht gesund seien, aber es gehe 
nicht um ein bisschen zu viel Zucker - 
schon eine Dose am Tag fördere ernst¬ 
hafte Krankheiten wie Diabetes. „Die 
Zuckergetränke-Industrie, allen voran 
der Weltmarktführer, stellt nicht bloß 
die Produkte ins Regal und überlässt 
den Konsumenten die freie Wahl. Coca- 
Cola torpediert gezielt gesundheitspoli¬ 
tische Initiativen rund um den Globus 
und versucht mithilfe von Lobbyver¬ 
bänden, die Gesundheitsgefahren von 
Zuckergetränken zu verschleiern - mit 
den gleichen Methoden wie früher die 
Tabakindustrie“, warnte Huizinga Ende 
der vergangenen Woche. 

Aktuell ist Coca-Cola in Deutschland 
und weltweit Marktführer im Segment 
der sogenannten Erfrischungsgetränke. 
So betrug der Marktanteil im Jahr 2016 
in der Bundesrepublik rund 36 Prozent 
(3,6 Milliarden Liter). Vor allem die Mar¬ 
keting- und Lobbymaßnahmen von Co¬ 
ca-Cola seien unverantwortlich, moniert 
„foodwatch“. Der Weltmarktführer für 
Zuckergetränke nehme mit millionen¬ 
schweren Marketingkampagnen im In¬ 
ternet und im Fernsehen bewusst Kinder 
und Jugendliche als Zielgruppe ins Visier 
und versuche gleichzeitig „durch geziel¬ 
te Lobbyarbeit wirksame Regulierungen 
wie Werbeverbote oder Sondersteuern 
zu torpedieren“ und habe „nachweislich 
versucht, mit gekauften Wissenschaftlern 
Zweifel an der Schädlichkeit von zucker¬ 
haltigen Getränken zu säen“. 

Coca-Cola trage damit eine entschei¬ 
dende Mitverantwortung für die Epide¬ 
mie ernährungsbedingter Erkrankun¬ 
gen wie Fettleibigkeit und Typ-2-Dia- 


betes, stellten die Verbraucherschützer 
klar und forderten Coca-Cola auf, sein 
an Kinder und Jugendliche gerichtetes 
Marketing zu stoppen und beispielswei¬ 
se nicht länger junge Youtube- und In- 
stagram-Stars für Werbezwecke einzu¬ 
spannen. 

Mit ihrer Kritik an Coca-Cola ist 
„foodwatch“ unterdessen keineswegs 
alleine. So bezeichnete auch die Weltge¬ 


Protestaktion vor einer Coca-Cola-Fabrik 


sundheitsorganisation (WHO) Zucker¬ 
getränke als „eine wesentliche Ursache 
für Fettleibigkeit und Typ-2-Diabetes“. 

Der Getränkehersteller selbst hinge¬ 
gen engagiert sich auch auf politischer 
Ebene, um Zweifel an der gesundheits¬ 
schädlichen Wirkung von Zuckergeträn¬ 
ken zu säen und eine effektive Regulie¬ 
rung der Produkte zu verhindern. Wie 
die „New York Time“ bereits im Jahr 
2015 aufdeckte, finanzierte Coca-Cola 
mit 1,5 Millionen US-Dollar eine ver¬ 
meintlich unabhängige Forschungsein¬ 
richtung. Diese vertrat ganz im Sinne von 


Coca-Cola öffentlich die Position, nicht 
ungesunde Ernährung, sondern Bewe¬ 
gungsmangel sei das zentrale Problem 
für Übergewicht. 

Zahlreiche Studien hatten in der Ver¬ 
gangenheit untersucht, ob Zuckergeträn¬ 
ke und Übergewicht Zusammenhängen. 
Dabei fanden 80 Prozent der von der Le¬ 
bensmittelindustrie finanzierten Studien 
heraus, es gebe keinen Zusammenhang 


zwischen Übergewicht und dem Kon¬ 
sum von Zuckergetränken. Während¬ 
dessen kamen 80 Prozent der unabhän¬ 
gig finanzierten Studien zu einem genau 
gegenteiligen Ergebnis. 

„Foodwatch“ forderte die Bundesre¬ 
gierung aus CDU/CSU und SPD daher 
auf, eine Herstellerabgabe für überzu¬ 
ckerte Getränke einzuführen. Dies hat¬ 
te die etablierte Politik in den vergange¬ 
nen Jahren stets abgelehnt, was auch an 
der überdurchschnittlichen Lobbyarbeit 
der Lebensmittel- und Getränkeherstel¬ 
ler liegen dürfte, die schon kurz nach der 


Bundestagswahl erste Stellungnahmen 
an die neu gewählten Abgeordneten ver¬ 
schickt hatten, in denen zu lesen stand, 
dass von Zucker keine ernsthaften Ge¬ 
sundheitsgefahren ausgehen würden. In¬ 
terne E-Mails von Coca-Cola, die im Jahr 
2016 an die Öffentlichkeit gelangten, zei¬ 
gen, dass der Konzern vor allem Sonder¬ 
abgaben oder -steuern auf zuckergesüßte 
Getränke fürchtet. In einem Strategiepa¬ 
pier des Konzerns wird der Bekämpfung 
dieser Maßnahme die höchste Priorität 
eingeräumt. 

Ein besonderer PR-Coup war „food¬ 
watch“ indes durch die Einladung des 
Getränkeherstellers zur Vorstellung des 
„Coca-Cola-Reports“ gelungen. So hat¬ 
ten die Verbraucherschützer dem Un¬ 
ternehmen angeboten, ihre Sicht auf die 
Dinge im Rahmen einer gemeinsamen 
Pressekonferenz vorstellen zu können. 
Doch der für den Getränke-Konzern re¬ 
servierte Stuhl blieb leer. 

Markus Bernhardt 

DKP Lübeck stellt 
Kommunalprogramm vor 

Anlässlich der Bürgerschaftswahlen 
am 06. Mai 2018 lädt die DKP Lübeck 
alle interessierten Bürgerinnen und 
Bürger zur öffentlichen Vorstellung 
ihrer Kandidaten und ihres kommu¬ 
nalpolitischen Programmsein. 

„Wir möchten mit den Lübecke- 
rinnen und Lübeckern diskutieren, 
warum in diesem Land, in dem die 
Bundesregierung plant den Militär¬ 
etat auf 60 Milliarden Euro zu ver¬ 
doppeln, in Wirklichkeit nicht genug 
Geld für eine soziale Ausstattung 
der Kommunen vorhanden ist.“ So 
Henrik Matthes, Vorsitzender der 
DKP Lübeck und Kandidat für die 
Bürgerschaftswahl. 

Freitag, den 13. April 2018, um 20:00 
Uhr 

Interkulturelle Begegnungsstätte 
e.V. (IKB) „Haus der Kulturen ,„ Para¬ 
de 12,23 552 Lübeck 



Kritik aus der CDU 

In der von CSU-Chef Horst See¬ 
hofer losgetretenen Islamdebatte 
ist die Union offenbar gespalten. 
Ministerpräsident Armin Laschet 
(CDU, NRW), der auch stellvertre¬ 
tender CDU-Chef ist, hält diese De¬ 
batte für kontraproduktiv. Auch im 
bayerischen Landtagswahlkampf. 
Die Stimmung anzuheizen, Men¬ 
schen nach ihrer Religion zu beur¬ 
teilen sei falsch und nutze am Ende 
nur den Falschen: „Die Frage ist 
doch: Gewinnst du Wahlen, indem 
du Aufregerthemen benennst, ohne 
aber etwas zu ändern? Erfolgreiche 
Politik löst Probleme und dient dem 
Zusammenhalt einer Gesellschaft.“ 

Seehofer unterstützt 

Was Bundesinnenminister Horst 
Seehofer (CSU) im Zusammen¬ 
hang mit dem Familiennachzug für 
subsidiär geschützte Flüchtlinge pla¬ 
ne, entspreche „genau dem, was im 
Koalitionsvertrag vereinbart wurde“, 
meint der Unionsfraktionsvize Ge¬ 
org Nüßlein (CSU). „Wenn die SPD 
da nicht mitmachen würde, wäre die 
große Koalition am Ende.“ Das kön¬ 
ne er sich aber nicht vorstellen. 

CSU-Landesgruppenchef Alex¬ 
ander D obrindt stellte sich auch in 
dieser Frage hinter Seehofer. „Ge¬ 
rade diejenigen, die ständig nach 
Familiennachzug schreien, sind 
oft unfähig, notwendige Maßnah¬ 
men zur Integration ausreichend 
zu erbringen oder für Sicherheit zu 
sorgen“. Aber auch aus der CDU 
kommt Unterstützung. So von Thü¬ 
ringens CDU-Chef Mike Mohring. 

Spahn geht fremd 

Statt sich um sein Ressort zu küm¬ 
mern, beschäftigt sich Gesundheits¬ 
minister Spahn mit ganz anderen The¬ 
men. Der „Neuen Zürcher Zeitung“ 
erklärte er, dass der deutsche Staat in 
den vergangenen Jahren nicht mehr 
ausreichend für „Recht und Ord¬ 
nung“ habe sorgen können. „Schau¬ 
en Sie sich doch Arbeiterviertel in Es¬ 
sen, Duisburg oder Berlin an. Da ent¬ 
steht der Eindruck, dass der Staat gar 
nicht mehr willens oder in der Lage 
sei, Recht durchzusetzen.“ Beifall er¬ 
hielt er von einigen CDU-Politikern. 
CSU-Landesgruppenchef Alexander 
Dobrindt sagte „Bild“: „In manchen 
Bundesländern kann man den Ein¬ 
druck bekommen, dass linke Chaoten 
eher geschützt als bestraft werden.“ 

Hass-Tweets 

Auch wenn sich einige der führenden 
AfD-Politikerinnen und -Politiker 
auffallend zurückhielten: Nachdem 
am Sonnabend der vorigen Woche 
die ersten Nachrichten über das At¬ 
tentat in Münster bekannt wurden, je¬ 
doch noch bevor die Polizei genauere 
Informationen veröffentlichte, waren 
es Vertreter der AfD, die im Internet 
versuchten, die tragischen Ereignis¬ 
se im Interesse ihrer Partei zu instru¬ 
mentalisieren. Die stellvertretende 
AfD-Fraktionsvorsitzende Beatrix 
von Storch war eine der ersten, die 
auf das Attentat in Münster reagierte. 
Sie schrieb bei Twitter, in Anspielung 
auf den Ausspruch von Merkel: „Wir 
schaffen das!“ Storch legte auf Twitter 
nahe, ein Flüchtling sei für die Tat ver¬ 
antwortlich. Später legte sie nach, der 
Täter von Münster sei ein „Nachah¬ 
mer“ islamistischer Gewalttäter. 

Noch widerlicher reagierte 
AfD-Politiker Frohnmaier. Auch 
der AfD-Bundestagsabgeordnete 
Norbert Kleinwächter hetzte ge¬ 
gen Muslime, löschte seinen Tweet 
aber wieder. Auf der Internetseite 
des „Stern“ hieß es dazu: „Aber das 
Internet vergisst nie.“ 

Rückgabe gefordert 

Die CSU fordert von Storch zur 
Rückgabe ihres Bundestagsmandat 
auf. CSU-Generalsekretär Markus 
Blume sagte am Montag vor einer 
Vorstandssitzung in München zu den 
islamfeindlichen Tweets von Storchs 
zur Amokfahrt von Münster, „Wer 
dieses Ereignis in der Weise aus¬ 
schlachtet, wie es Frau von Storch ge¬ 
tan hat, der hat in einem Parlament 
in Deutschland nichts verloren“. 
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Freiheit für Lula! 

Nach 37 Jahren hat Brasilien wieder einen politischen Gefangenen 



Demonstranten in Säo Bernardo do Campo 


Angriffe auf Palästina 

Israelische Kampfjets haben in der 
Nacht zum Montag erneut den Ga¬ 
zastreifen angegriffen. Die Armee 
teilte mit, es sei „eine militärische 
Einrichtung der Hamas“ bombar¬ 
diert worden. Die Luftwaffe gab an 
auf „ein Vordringen militanter Pa¬ 
lästinenser auf israelisches Gebiet 
am Sonntag“ reagiert zu haben. An¬ 
geblich seien dort Sprengsätze ge¬ 
legt worden. 

Das palästinensische Gesund¬ 
heitsministerium teilte am Montag 
mit, ein 45-jähriger Palästinenser 
sei an den Verletzungen, die er bei 
Protesten am Karfreitag erlitten 
hatte, gestorben. 

Damit sind durch die Angriffe 
der israelischen Armee auf die Pro¬ 
testaktionen in Gaza bisher 32 Pa¬ 
lästinenser getötet und rund 2 800 
verletzt worden, die meisten davon 
durch Tränengas. Am vergangenen 
Freitag war bei Massenprotesten 
an Israels Grenze zum Gazastrei¬ 
fen auch der 30-jährige palästinen¬ 
sische Fotojournalist Yasser Murta- 
ja getötet worden. Er befand sich 
mehrere Meter von der Grenze 
entfernt, trug eine Weste mit der 
Aufschrift „Presse“ und hielt seine 
Kamera in den Händen als er von 
israelischen Soldaten erschossen 
wurde. Die Palästinenser fordern 
bei ihren Protesten in Einklang mit 
der ETN-Resolution 194 das Recht 
auf Rückkehr in die Gebiete aus 
denen ihre Eltern und Großeltern 
vertrieben wurden. 

Neue Verhandlungen 
in Kolumbien 

Vertreter der kolumbianischen Re¬ 
gierung und der Guerillaorganisati¬ 
on ELN haben in der vergangenen 
Woche in Quito neue Verhandlun¬ 
gen aufgenommen. Schwerpunkt 
der Gespräche ist eine Neuaufla¬ 
ge des Ende 2017 ausgelaufenen 
Waffenstillstandabkommens sein. 
Die ELN hatte während der Parla¬ 
mentswahlen bereits einen einseiti¬ 
gen Waffenstillstand verkündet. In¬ 
nerhalb der ELN ist der Friedens¬ 
prozess in Kolumbien umstritten, 
die Regierung hatte den Abbruch 
des Prozesses verkündet, nachdem 
die Guerilla wieder bewaffnete Ak¬ 
tionen durchgeführt hat. 

Neue Sanktionen 
gegen Russland 

Die USA haben neue Sanktionen 
gegen Russland verhängt, davon 
betroffen sind 38 russische Firmen 
und Einzelpersonen. Die Maßnah¬ 
men „gründen sich auf das wachsen¬ 
de Muster bösartiger Aktivitäten 
Russlands in der Welt“, sagten US- 
Regierungsvertreter in Washing- 
ton.Weiter hieß es, Russland habe 
sich zu einem Kurs der Konfronta¬ 
tion entschieden, Moskau versuche 
westliche Demokratien zu untermi¬ 
nieren. Solange Russland die Welt 
zu destabilisieren versuche, würden 
die USA dagegenhalten. Die neuen 
Sanktionen würden zusätzlich zu al¬ 
len bestehenden verhängt. 

Neue Strafzölle 
gegen China 

Nachdem China in Reaktion auf 
die Strafzölle der USA höhere 
Zölle vor allem auf landwirtschaft¬ 
liche Produkte beschloss, hat US- 
Präsident Trump seinen Handels¬ 
beauftragten angewiesen, zusätz¬ 
liche Strafzölle in Höhe von 100 
Milliarden US-Dollar auf Importe 
aus China zu prüfen. Er begründe¬ 
te dies mit „unfairen Vergeltungs¬ 
maßnahmen“ Chinas. Der Handels¬ 
beauftragte Robert Lighthizer sol¬ 
le untersuchen, ob zusätzliche Zölle 
angemessen seien, hieß es am Don¬ 
nerstagabend in einer Erklärung 
Trumps. Falls dies der Fall sei, sol¬ 
le er die entsprechenden Produkte 
identiüzieren, die mit den Zöllen 
belegt werden sollen. Trump sagte 
am Donnerstag, China habe sich 
dazu entschlossen, US-amerikani¬ 
schen Landwirten und Herstellern 
Schaden zuzufügen. Deshalb habe 
er Lighthizer angewiesen, zusätzli¬ 
che Strafzölle zu prüfen. 


W ährend ich dies schreibe, am 
7. April zur Mittagsstunde, 
wird Luiz Ignäcio Lula da Sil¬ 
va (72) nochmals auf den Schultern sei¬ 
ner Wähler getragen. Rund 10 000 Men¬ 
schen haben sich vorm Gewerkschafts¬ 
haus der Metaller versammelt, um den 
bedeutendsten Präsidenten der brasili¬ 
anischen Geschichte vor seiner Inhaf¬ 
tierung zu sehen, möglicherweise zum 
letzten Mal. In Säo Bernardo bei Säo 
Paulo, wo er in den 70er Jahren die his¬ 
torischen Streiks der Automobilarbei¬ 
ter dirigierte und wo er als Dreher bei 
VW einen Finger eingebüßt hatte. Lula 
tröstet: „Dieser Nacken wird sich nicht 
beugen, und mit erhobenem Haupt 
werde ich zurückkommen.“ 

Der Arbeiterkanal TVT überträgt 
live, die allmächtige Medienorganisa¬ 
tion Globo, die 70 Stunden Sendezeit 
auf die Negativdarstellung des ehema¬ 
ligen Arbeiterpräsidenten (2003-2011) 
verwandte, nur streckenweise. In den 
Wohnsilos meiner Nachbarschaft nur 
zaghaftes Töpfeklappern der aufstei¬ 
genden Mittelschicht, der es mittler¬ 
weile schon an die Arbeitsplätze geht. 
Gegen Abend hie und da Böllerschüs¬ 
se. Etwa uml8 Uhr 40 macht sich Lula 
von seinen Anhängern los und geht 
zur wartenden Bundespolizei. Bewe¬ 
gende Szenen auch am Flughafen vor 
dem Abtransport nach Curitiba, Staat 
Parana. Dort blutiger Polizeieinsatz 
gegen die nächtlichen Ovationen für 
den ersten politischen Gefangenen seit 
der Militärdiktatur. Einzelhaft in einer 
spartanischen Zelle erwartet den Sohn 
einer analphabetischen Landarbeiter- 
familie, der der Mehrheit der Brasili¬ 
aner zu gesellschaftlicher Inklusion 
verholfen hat - zum ersten Mal in 500 
Jahren. 

Fachleuten aller Couleur stufen Lu- 
las Prozess als äußerst fragwürdig ein. 
Die Richter dreier Instanzen hätten 
sich mehr auf „Überzeugungen“ als 
auf Beweise gestützt, auch auf kollegi¬ 
ale Konformität, wie die Bundesrichte¬ 
rin Rosa Weber eingestanden hat, deren 
Votum Lulas Schicksal besiegelte. Als 
Präsidentschaftskandidat der Arbei¬ 
terpartei (PT) sollte Lula da Silva um 
jeden Preis von den Wahlen am 7. Ok¬ 
tober ausgeschlossen werden. Er hatte 
nämlich seine zweite Amtszeit 2011 mit 
einer Zustimmungsrate von 87 Prozent 
beendet und lag nun mit einer Wahlvo¬ 
raussage von 35 Prozent weit vor den 
Mitbewerbern. 

Landesweit und in vielen internati¬ 
onalen Zentren wird gegen Lulas Ver¬ 
urteilung protestiert. Musterhaft und in 


Nur Worte 


Am 4. April bekräftigten die Präsiden¬ 
ten der Russischen Föderation, des Iran 
und der Türkei in Ankara ihre Absicht, 
einen dauerhaften Waffenstillstand in 
Syrien zu erreichen. Die Abschlusser¬ 
klärung ihres Treffens betonte die Sou¬ 
veränität und territoriale Integrität Sy¬ 
riens, die nicht angetastet werden dürfe. 

Der größere Streitpunkt zwischen 
der Türkei und den anderen Garantie¬ 
mächten ist Afrin. Die Türkei macht 
deutlich, dass sie die Kontrolle über 
Afrin nicht an die syrische Regierung 
übergeben wird, obwohl die YPG aus 
Afrin zumindest offiziell vertrieben ist. 
Während sich Russland zum Thema 
Afrin völlig bedeckt hält, vertritt Tehe¬ 
ran die Position Syriens, verlangt einen 
Rückzug der türkischen Truppen und 
ihrer Verbündeten - auch auf dem Tref¬ 
fen in Ankara. Und iranische Medien 
begrüßen jede Form des Widerstandes 
gegen das türkische Militär in Afrin. 
Die Türkei spielte ihrerseits eine wichti¬ 
ge Rolle in den Verhandlungen um den 
Abzug der Dschihadisten aus Ghouta. 
Die Gruppen, die von der Türkei un¬ 
terstützt wurden, zogen nach Idlib im 
Norden Syriens ab und stehen dort un¬ 
ter dem Schutz der Türkei. 


seltener Klarheit demonstriert sie das 
Raffinement und die Methodik des glo¬ 
balen Kriegs „Reich gegen Arm“. Der 
US-amerikanische Milliardär Warren 
Buffet bezeichnete ihn 2006 als „Klas¬ 
senkrieg“: „...es ist meine Klasse, die 
Klasse der Reichen, die Krieg führt, 
und wir werden gewinnen“ (New York 
Times, 26.11.06). Anno 2014 besaßen 85 
Menschen schon genauso viel wie die 
arme Hälfte der Menschheit. 

Lulas Beseitigung wie auch die sei¬ 
ner Nachfolgerin Dilma Rousseff folg¬ 
ten weitgehend den Regeln der für 
den desinformierten Laien unsicht¬ 
baren „hybriden“ (gemischten, nicht 
unbedingt militärischen) Kriegfüh¬ 
rung, die von den USA weltweit prak¬ 
tiziert wird. Sie verbindet politischen 
Druck mit Unterwanderung der Me¬ 
dien und Kommunikationsmittel, mit 
Meinungsmache und Ausforschung 
über soziale Netze, mit massiver fi¬ 
nanzieller, psychologischer und tech¬ 
nischer Einmischung in Wahlen und 
Verwaltungsprozesse. Entscheidungs¬ 
träger werden „gekauft“, trainiert und 
zur Ausformung eines fremdbestimm¬ 
ten „tiefen Staates“ angeleitet. Michel 
Temer beispielsweise, jetziger Präsi¬ 
dent Brasiliens und Verschleuderer 
des Staatseigentums, war anfangs In¬ 
formant der US-Botschaft. Der Rich- 


Russland, die Türkei und der Iran 
sind die Garantiemächte des „Astana- 
Prozesses“. Die drei Länder sind selbst 
am Krieg beteiligt - auf unterschiedli¬ 
chen Seiten. Dennoch ist die Zusam¬ 
menarbeit der Türkei mit Russland und 
Iran eng und ohne nach außen sichtbare 
Brüche. 

Die Türkei orientiert - ausgerech¬ 
net seit dem Abschuss des russischen 
Kampfflugzeugs im November 2015 - 
erfolgreich auf die Zusammenarbeit mit 
Russland. Doch sie hat die Brücken zu 
NATO und Europa keineswegs abgebro¬ 
chen - und somit immer einen Plan B. 

Die Garantiemächte haben unter¬ 
schiedliche Interessen in Syrien - aber 
gemeinsame Interessen auf anderen 
Gebieten. 

Energie: Russland wird den ersten 
Atomreaktor der Türkei bauen, ein Pro¬ 
jekt im Umfang von 20 Milliarden US- 
Dollar. Das Atomkraftwerk Akkuyu soll 
ab 2023 in Betrieb gehen und schließlich 
mehr als 10 Prozent des Energiebedarfs 
der Türkei decken. Die Türkei importiert 
die Hälfte des Erdgases und 30 Prozent 
der Kohle aus Russland. Das Handelsvo¬ 
lumen zwischen Türkei und Russland be¬ 
trug 2017 22 Milliarden Dollar. 


ter Sergio Moro, der Lulas Verhaftung 
zustande brachte, wurde wiederholt in 
den USA geschult. Der Senator Ro¬ 
berto Requiäo teilte seinem Plenum 
am 6. April mit, dass Moros Haftbe¬ 
fehl „haargenau die Vorgaben des US- 
Justizministeriums erfüllt“ habe „und 
nicht die legalen brasilianischen Ver¬ 
fahrensregeln“. 

Lulas eigentliches Vergehen ist nicht 
der nach wie vor unbewiesene Vorwurf, 
eine Eigentumswohnung entgegenge¬ 
nommen zu haben (vgl. UZ vom 2.2.18), 
sondern die Tatsache, dass erst seine 
Amtszeit (wie die seiner entmachteten 
Nachfolgerin Dilma Rousseff, 2011- 
2016) der brasilianischen Demokratie 
zu einer völlig neuen, sozialorientierten 
Sinngebung verholfen hat. 

Der Militärdiktatur (1964-1985) 
waren zunächst nur dem Namen nach 
sozialdemokratische, faktisch jedoch 
von den traditionellen Oligarchien an¬ 
geführte konservative Mitte-Rechts- 
Regierungen gefolgt. Mit Lula erst 
begann die Umverteilung des brasilia¬ 
nischen Reichtums. Laut UN-Belegen 
wurden in weniger als 10 Jahren 36 
Millionen Brasilianer von der Armut 
befreit, die Kindersterblichkeit um 45 
Prozent und die Unterernährung um 82 
Prozent vermindert. Es entstanden 18 
weitere öffentliche Hochschulen. (Die 



Trotz gemeinsamer Erklärung 
unterschiedliche Interessen in Syrien: 
Rohani, Erdogan und Putin. 


Verteidigung: der Verkauf des mo¬ 
dernsten Raketenabwehrsystems Russ¬ 
lands, der S-400, wird beschleunigt. Ur¬ 
sprünglich sollte die Lieferung 2019 
oder 2020 beginnen, nun soll sie 2020 
bereits abgeschlossen sein. Gegen den 
Widerstand der NATO und ihrer Rüs¬ 
tungsindustrie. Das alles liefert Ge- 


Weltbank empüehlt und Präsident Te¬ 
mer denkt schon an die Schließung der 
kostenfreien, öffentlichen Universitä¬ 
ten). 

Vollends unverzeihlich: Lula been¬ 
dete die Endlosverschuldung beim US- 
hörigen Weltwährungsfonds und ver¬ 
legte die traditionelle vertikale Denk¬ 
ausrichtung des Landes, den Blick zum 
US-Norden, in die horizontale Achse: 
Fühlung mit Ost und West, mit Afrika, 
dem die Hälfte der 208 Millionen Bra¬ 
silianer entstammen und, zum Ärger 
der USA, mit Indien, China und Russ¬ 
land. Brasilien wurde Mitbegründer des 
BRICS-Staatenbundes und dessen un¬ 
abhängigen Finanz- und Entwicklungs¬ 
organisationen. 

Mit Lula da Silva wurde die Kon¬ 
vergenzfigur der sozial fortschrittlichen 
Kräfte Brasiliens aus dem Weg geräumt. 
Der Gouverneur des Staats Maranhäo, 
Flävio Dino, (PCdoB) sagt eine Ver¬ 
schärfung und Polarisierung des politi¬ 
schen Konflikts voraus. Angesichts der 
35 Prozent, die Lula wählen wollten, 
kündigt sich eine reaktionäre Gegenbe¬ 
wegung an, mit fortschreitendem Ver¬ 
lust der demokratischen und sozialen 
Rechte. Die brasilianische Linke denkt 
an eine Neuformierung. Der Kampf um 
Lulas Freiheit geht weiter. 

Wolf Gauer, Brasilien 


sprächsstoff für Erdogan und Putin: 
acht mal trafen sie sich im letzten Jahr. 

Auch zwischen Iran und der Tür¬ 
kei bestehen besondere Handelsbezie¬ 
hungen: Der Handel soll zunehmend 
in nationalen Währungen abgewickelt 
werden. Die Beziehungen zwischen 
der Türkei und dem Iran verbesserten 
sich zudem, als Saudi-Arabien und die 
Vereinigten Arabischen Emirate 2017 
versuchten, Katar zu isolieren. Iran 
und die Türkei unterstützten gemein¬ 
sam Katar. 

Der wiederholte Abzug von Dschi¬ 
hadisten nach Idlib und der Angriff auf 
Afrin machen deutlich, dass die Erklä¬ 
rungen über die Einheit Syriens, wie sie 
nun auch in Ankara wiederholt wurden, 
nur verbergen, wie im Hintergrund vor 
allem die Türkei versucht, ihre Einfluss¬ 
sphären auszuweiten und abzustecken. 
Sie verfügt mit ihren dschihadistischen 
Helfern in Idlib über Truppen und Ein¬ 
fluss, der weit über die „offizielle“ Rolle 
als Garantiemacht hinausgeht. 

Souveränität und territoriale Inte¬ 
grität Syriens, die nicht angetastet wer¬ 
den dürfen, sind auch in Ankara vorerst 
nur Worte auf dem Papier 

Manfred Ziegler 


Russland, Iran und Türkei wollen dauerhaften Waffenstillstand in Syrien 
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Frühling in Frankreich 

Streiks gegen die Regierungspläne 



CGT-Proteste gegen die Politik der Regierung Macron 


P räsident Macron und seine Regie¬ 
rung Philippe sind seit einem Jahr 
an der Macht. Was sie von ihren 
neoliberalen Vorgängern unterschei¬ 
det, ist ihre feste Entschlossenheit, das 
französische Kapital auf Augenhöhe 
mit dem deutschen zu bringen - wenn 
nicht gar höher. Dadurch werden sie 
innenpolitisch zu einem gefährlichen 
Gegner für die französische Arbeiterbe¬ 
wegung und alle demokratischen Kräfte 
des Landes. 

Mit der Mehrheit ihrer Abgeord¬ 
neten von „La Republique en marche“ 
(LREM) stimmten sie Ermächtigungs¬ 
gesetzen zu, die ein unbeschränktes 
Erlassen von Dekreten ermöglichen. 
Durchgepeitscht wurde das Arbeitsge¬ 
setz (das in Frankreich alle Beziehun¬ 
gen zwischen Bossen und Arbeitenden 
regelt), gegen dessen Änderungen zu¬ 
gunsten der Unternehmer in 2016/17 
Hunderttausende auf die Straße gin¬ 
gen. Die Liste der Änderungen ist so 
lang, dass selbst ein rechter Abgeord¬ 
neter beklagte, dass Macron drei neue 
Gesetze am Tage erlasse. 

Unter dem Motto „Hilfe für die 
Bauern“ (die bei genauem Hinsehen 
eine für die Nahrungsgüterindustrie ist) 
werden Preise für Lebensmittel erhöht. 
Nationalistisch beschönigt wird das mit 
der Aufforderung zum Kauf „französi¬ 
scher Produkte“. 

Nach der Arbeitsmarktreform wer¬ 
den die Einkommen der Arbeitslosen 
beschnitten, ab 2019 erneut Renten 
weitgehend nach deutschem Vorbild 
geschleift. Im Erziehungsbereich sind 
die Gymnasiasten ab 9. Klasse und 
die Studierenden besonders betroffen. 
Über den Zugang zum Studium sollen 
laut dem Gesetz „Orientierung und Ge¬ 
lingen der Studenten“ (ORE) die beruf¬ 
lichen Zukunftsperspektiven entschei¬ 
den, Nachprüfungen sollen ausgeschlos¬ 
sen werden. 

Durch den schrittweisen Wegfall der 
Krankenversicherung für Lohnabhän¬ 
gige, kombiniert mit der Einführung 
eines erhöhten Solidarzuschlags, ist die 
Zerschlagung des Gesundheitswesens 


programmiert. Eine in Arbeit befind¬ 
liche Konvention zwischen Staat und 
Krankenkasse wirbt mit zuzahlungsfrei¬ 
er Optik, Zahn- und Gehörprothesen, 
wenn der Patient nicht zahlen kann - al¬ 
lerdings auf dem Niveau von 1970. Die 
weitgehenden Privatisierungen wurden 
durch die allgemeine Einführung einer 
Zusatzkasse in Angriff genommen. 

Insgesamt 120 000 Stellen im öffent¬ 
lichen Dienst sollen gestrichen werden. 
Das Gesetz zur Finanzierung der Sozi¬ 
alversicherung 2018 kündigt eine dras¬ 
tische Streichung von Mitteln für die öf¬ 
fentlichen Krankenhäuser an, was der 
Streichung von 31 500 Stellen entspre¬ 
chen kann. Ärzte und Krankenhausper¬ 
sonal bis in die Leitungsebene beklagen 


neben dem Personalmangel die Schlie¬ 
ßung kleinerer Krankenhäuser und die 
Reduzierung von Betten, was bereits zu 
vermeidbaren Todesfällen führte. 

Die Regierung Macron bekräftig¬ 
te in Bezug auf den seit 3. April lau¬ 
fenden Streik der Eisenbahner (die 
Bergbau- und Energiegewerkschaften 
schlossen sich an) ihre Entschlossen¬ 
heit: Öffnung des Bahnbetriebs SNCF 
für die Konkurrenz, Umorganisierung 
des Unternehmens und Ende des Sta¬ 
tuts der Eisenbahner bei Neueinstellun¬ 
gen. Argument aller Verantwortlichen: 
Wir vertreten die „republikanischen 
Werte Frankreichs zum Wohle der Be¬ 
völkerung“. Gegner der Regierungs¬ 
maßnahmen sind Feinde der „republi¬ 


kanischen Werte Frankreichs“. Das wird 
Streikenden dann von Rechten und ex¬ 
trem Rechten nicht nur verbal an den 
Kopf geworfen. 

Es wird eine unwahrscheinliche 
Fülle an Falschmeldungen besonders 
zur Lage der CGT, aber auch anderer 
kämpferischer Gewerkschaften ver¬ 
breitet. Alle Gegner der Reformen 
sind wüstesten Angriffen ausgesetzt. 
Ein Abgeordneter der LREM sprach 
in einem Tweet vom 27. März von „ge¬ 
fährlicher, wenn nicht gar krimineller 
Verantwortlichkeit, (...) fehlendem 
staatsbürgerlichen Pflichtgefühl“ und 
„mangelndem nationalem Sinn“ der¬ 
jenigen, die den öffentlichen Dienst 
verteidigen. 


Unterstützt von der nationalen 
CGT-Gewerkschaft des Hochschul¬ 
personals, streiken an der Universität 
Jean Jaures in Toulouse Personal und 
Studenten seit dem 14.12. 2017 gegen 
neue Umstrukturierungsmaßnahmen. 
In Montpellier halten die Studenten 
die Uni seit dem 22. März besetzt und 
wurden Opfer des Überfalls einer ver¬ 
mummten Bande, die mehrere der stu¬ 
dentischen Besetzer krankenhausreif 
schlug. Der Präsident der Uni und ein 
Juraprofessor wurden per Gerichts¬ 
beschluss ihrer Funktion enthoben. 
Einen Überfall der rechtsextremen 
Gruppierung „Bastion social“ gab es 
auf protestierende Studenten in Stras¬ 
bourg, Feuerwehrleute halfen ihnen. 
Am 6. April schlugen vermummte 
Banditen auf die Besetzer der Uni Pa¬ 
ris 1 ein. An anderen Hochschulen gab 
es oder gibt es nach wie vor Besetzun¬ 
gen oder Proteste, wie in Bordeaux, 
Limoges, Lille, Nancy. Die Überfälle 
haben landesweit große Empörung 
hervorgerufen. Viele Studenten pro¬ 
testieren nicht nur gegen das Gesetz 
ORE, sondern sind solidarisch mit 
den Hunderttausenden, die seit dem 
22. März auf die Straße gehen. 

Laut CGT gab es 2016 und 2017 
mehr als 300 erfolgreiche lokale 
Streikkämpfe im öffentlichen Dienst, 
Gesundheitswesen, Handel, Trans¬ 
port, Bildung und Medien. Die am 
14. Februar 2018 stattgefundene Kon¬ 
ferenz der CGT zum Thema „Siegrei¬ 
che Streiks“ widerlegte die demorali¬ 
sierenden Regierungs- und medialen 
Darstellungen. Auf einer Veranstal¬ 
tung am 4. April 2018 im Gewerk¬ 
schaftshaus in Paris berichteten die 
aktiven Vertreter aus Betrieben und 
mehreren Gewerkschaften über ih¬ 
ren Kampf und ihre Erfolge auf Basis 
der Einheit aller. Mit Politikern nicht 
nur der „Aufrechten Frankreichs“ be¬ 
schlossen sie das Vorgehen im weite¬ 
ren politischen und Arbeitskampf. Für 
den 19. April ruft die CGT zu einer 
landesweiten Demonstration auf. 

Alexandra Liebig 


Ein Katalane in Berlin 

Der Katalonien-Konflikt hat in Gestalt Carles Puigdemonts Deutschland erreicht 


Im vergangenen Oktober setzte sich 
der - von Madrid seines Amtes entho¬ 
bene - katalanische Ministerpräsident 
Carles Puigdemont nach Brüssel ab, um 
seiner Verhaftung zu entgehen. Er habe 
die belgische Metropole gewählt, weil 
diese die „Hauptstadt Europas“ sei, er¬ 
klärte er damals. Es gehe darum, die In¬ 
stitutionen der EU dazu zu bewegen, 
sich in den Konflikt um die Unabhän¬ 
gigkeitsbestrebungen Kataloniens ein¬ 
zuschalten. 

Knapp ein halbes Jahr später kann 
man feststellen, dass diese Rechnung 
nicht aufgegangen ist. Die EU-Kom- 
mission hält nach wie vor an der Auf¬ 
fassung fest, es handele sich um ein in¬ 
nerspanisches Problem, in das sie sich 
nicht einmischen wolle. Auch die deut¬ 
sche Bundesregierung hat sich bislang 
auf diese Position zurückgezogen und 
gebetsmühlenartig ihr Vertrauen in den 
„spanischen Rechtsstaat“ bekräftigt. 

Nun allerdings befindet sich Puig¬ 
demont wirklich im Herzen der Bes¬ 
tie - unfreiwillig. Kurz vor Ostern war 
er in Schleswig-Holstein festgenom¬ 
men worden. Grundlage dafür war 
ein zweiter Europäischer Haftbefehl 
der spanischen Justiz. Ein erstes Fest¬ 
nahmeersuchen hatten die zuständi¬ 
gen Richter Ende vergangenen Jahres 
aufgehoben, nachdem klar geworden 
war, dass die belgische Justiz Puigde¬ 
mont nicht wegen des Hauptvorwurfs 
der „Rebellion“ an Spanien ausliefern 
würde. Damit aber, so sehen es die in 
der EU geltenden Abkommen vor, hät¬ 
te Puigdemont nach einer Überstellung 
aus Brüssel nicht mehr dafür verurteilt 
werden können, sondern höchstens 
noch wegen geringerer Delikte. 


Das wollte der zuständige Richter 
vermeiden. Als sich Puigdemont am 
23. März jedoch für einen Vortrag in 
Helsinki aufhielt, erließ Pablo Llare- 
na einen neuen Haftbefehl - offenbar 
in der Hoffnung, dass die finnischen 
Behörden den katalanischen Politiker 
festnehmen und ohne Komplikatio¬ 
nen ausliefern würden. Die Gelegen¬ 
heit dafür wäre gewesen, wenn sich 
Puigdemont wie geplant am Flugha¬ 
fen der finnischen Hauptstadt einge¬ 
funden hätte, um den Rückflug nach 
Brüssel anzutreten. Er zog es jedoch 
vor, die Reise mit einem Auto auf dem 
Landweg anzutreten. Dabei war er of¬ 
fenbar ständig im Visier der spanischen 
Geheimdienste. Dänemark konnte er 
ungehindert passieren, doch in Nord¬ 
deutschland griff die Polizei zu. Wel¬ 
che Tipps sie aus Madrid bekommen 
hatte, ist unklar. Aus Spanien verlau¬ 
tete unter der Hand, man habe von 
Deutschland eine zuvorkommendere 
Behandlung des Falls erwartet als von 
Dänemark. 

Puigdemont wurde in Neumünster 
inhaftiert, und die Generalstaatsan¬ 
waltschaft beantragte die Auslieferung 
des Politikers nach Spanien. Er habe 
sich der „Durchführung eines verfas¬ 
sungswidrigen Referendums trotz zu 
erwartender gewaltsamer Ausschrei¬ 
tungen“ schuldig gemacht, beteten die 
deutschen Ankläger die Vorwürfe aus 
Madrid nach. 

Das Oberlandesgericht Schleswig- 
Holstein kassierte diese Interpretation 
der Staatsanwälte jedoch. Am 4. Ap¬ 
ril erließen die Richter zwar Auslie¬ 
ferungshaftbefehl gegen Puigdemont, 
setzten ihn jedoch sofort außer Voll¬ 


zug. Den Vorwurf der „Rebellion“ ver¬ 
warfen sie als „von vornherein unzu¬ 
lässig“, weil der Angeklagte nicht zur 
Gewalt gegriffen habe. Auch die Be¬ 
schuldigung der Veruntreuung öffent¬ 


licher Mittel bezweifeln die deutschen 
Richter und forderten von ihren spa¬ 
nischen Kollegen „weitere Informati¬ 
onen“ an. 

Puigdemont darf nach seiner Frei¬ 
lassung Deutschland nicht verlassen, 
muss den Behörden seinen Aufent¬ 
haltsort mitteilen und sich wöchentlich 
bei der Polizei melden. Als Wohnsitz in 


der Bundesrepublik gab er Berlin an. 
Dort stellte er sich am 7. April erstmals 
bei einer Pressekonferenz den interna¬ 
tionalen Medien. Erneut rief er zum 
Dialog auf. „Weniger Richter, mehr 


Gespräche“, verlangte er von Madrid, 
der Konflikt müsse politisch gelöst wer¬ 
den. Dabei verneinte er auch die Frage 
eines Journalisten, ob am Ende solcher 
Verhandlungen zwingend die Unab¬ 
hängigkeit Kataloniens stehen müsse. 
Er erinnerte an das Autonomiestatut 
von 2006, das vom spanischen Parla¬ 
ment und von den Katalanen in einem 


Referendum angenommen, dann aber 
auf Antrag der damals oppositionellen 
Volkspartei (PP) vom spanischen Ver¬ 
fassungsgericht in weiten Teilen aufge¬ 
hoben worden war. 


Bis auf Weiteres sitzt Carles Puig¬ 
demont also in Berlin. Damit hat der 
Katalonien-Konflikt die deutsche Po¬ 
litik erreicht und wird die bilateralen 
Kontakte zwischen Deutschland und 
Spanien beschäftigen. Das „innerspa¬ 
nische Problem“ ist auf der Tagesord¬ 
nung der Bundespolitik gelandet. 

Katja Schnitter 
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Stifte mit Köpfen 

Die Lehrlingsbewegung - das 1968 der Arbeiterjugend 

» ; I 


D ie politischen Kämpfe wie der Kampf gegen die Notstandsgesetze und 
den verbrecherischen Krieg der USA in Vietnam spiegelten sich auch 
in der Arbeiterjugend wider. Die Lehrlingsbewegung, die 1968 begann 
und bis etwa 1972 in der BRD große Teile der Arbeiterjugend eingebunden 
hat, war Teil dieser Kämpfe. 

Während der massiven Streikbewegung im Jahre 1969 in der Metallin¬ 
dustrie und im Bergbau traten Lehrlinge immer häufiger eigenständig und 
öffentlich auf. Viele Lehrlinge waren an diesen Aktionen beteiligt. 

Die Erfahrungen der Solidarität in diesen Arbeitskämpfen ließ viele Ju¬ 
gendliche mutiger werden. Im April gab es zahlreiche Mobilisierungsakti- 
onen der Lehrlinge - im Jargon „Stifte“ genannt - für die bevorstehenden 
Maikundgebungen. In Hamburg, Berlin und Köln beteiligten sich Lehrlin¬ 
ge offen mit Parolen wie „Klassenkampf statt Sozialpartnerschaft“ an den 
Kundgebungen des DGB. Die Redner auf der Kundgebung auf dem Ham¬ 
burger Rathausmarkt mussten ihre Reden begleitet von Sprechchören von 
schätzungsweise 3 000 Lehrlingen vortragen. 

Bei der rasanten Entwicklung der Lehrlingsbewegung ist so manchem der 
Schrecken in die Glieder gefahren. Der Bourgeoisie, weil man dem „deut¬ 
schen Lehrling“ dieses Aufbegehren nicht zugetraut hat, aber auch so man¬ 
chem SPD-nahen Gewerkschaftsvorstand. 

Auslöser und Kern dieser Lehrlingszentrumsbewegung waren Proteste 
gegen Missstände und Ungerechtigkeiten in der Ausbildung. In den Meis¬ 
terbuden galten die Sprüche wie „Lehrjahre sind keine Herrenjahre“ und 
„Stift, geh mal Bier holen“. Junge Lehrlinge organisierten sich selbstbewusst 
gegen eklatante Verstöße gegen das Berufsbildungsgesetz und das Jugendar¬ 
beitsschutzgesetz. Mit zahlreichen Aktionen wurden die Praktiken der Aus¬ 
bildungsbetriebe an den Pranger gestellt. Dazu gehörte: Massenhaft berufs- 
und ausbildungsfremde Tätigkeiten, verbunden mit dem Zwang zum Schö¬ 
nen der Berichtshefte während der Ausbildung, unzureichende betriebliche 


Vorbereitungen im Betrieb für die für die Prüfungen, unzulässige Nachtar¬ 
beit, unbezahlte Überstunden und zahlreiche Verstöße mehr wurden aus der 
Anonymität der Betriebe öffentlich in die Diskussion gebracht. In manchen 
Städten fegten die Lehrlinge die Innenstädte sauber, um ihre Ausbildungs- 
realität darzustellen. Auf ihren Transparenten war zu lesen: „Brauchst du 
’nen billigen Arbeitsmann, dann schaff dir einen Lehrling an!“ Die Betriebe 
mit den größten Missständen wurden geoutet - sehr zum Entsetzen der bis 
dahin unangefochtenen „Lehrherren“. 

Diese Aktionen haben tausende politisierte Jugendliche hervorgebracht. 
Lehrlinge haben vielfach in ihrem Kampf um bessere Ausbildung ein an- 
tikapitalistisches Bewusstsein entwickelt. Und wenn die „Flöhe“ (das war 
die Kölner Polit-Rock-Band Floh de Cologne) die erste deutschsprachige 
Rockoper „Profitgeier“ präsentierten, füllten hunderte Lehrlinge die Säle - 
und neues Bewusstsein deren Hirne. 

Mitte der siebziger Jahre löste sich die Lehrlingsbewegung auf. Die kras¬ 
sesten Verstöße gegen Berufsbildungs- und Jugendarbeitsschutzgesetz waren 
zurückgedrängt. Viele der mittlerweile auch ausgelernten Jugendlichen führ¬ 
ten die politische Arbeit weiter fort, in den Gremien der Gewerkschaftsju¬ 
gend, teilweise ging sie auch in der sogenannten „Jugendzentrenbewegung“ 
auf. Auch wuchs die Erkenntnis, sich über die Gewerkschaften hinaus orga¬ 
nisieren zu müssen. Der Weg vieler der Aktiven führte auch in die Reihen 
der politischen Jugendverbände wie den Jusos und der SDAJ und in die 
Parteien SPD und DKP. 

Nur vereinzelt gab es Aktionen in den Einzelgewerkschaften, die an die Lehr- 
lingsbewegung anknüpften. So zum Beispiel die Aktion „Macht Stifte mit 
Köpfen!“ der Postgewerkschaftsjugend, mit der 1976 für den Postjungboten 
im einfachen Postdienst eine Ausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz 
erreicht werden konnte. 

Rainer Keil 
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Manfred Ziegler zum Kampf um Douma 

Geplatzte Träume 


D as Ziel der syrischen Armee sei die 
größtmögliche Zerstörung, so, Ad- 
opt a Revolution 4 zum Vorgehen 
der Armee in Ghouta 44 meldete die Bild¬ 
zeitung. Auf einer Demonstration von 
Adopt in Berlin hieß es Ende Februar 
noch: „Das ist längst kein Kampf mehr 
gegen radikale islamistische Rebellen¬ 
gruppen, sondern ein Massaker an der 
Zivilbevölkerung der Ghouta ... 44 

Christine Buchholz sprach auf dem 
Ostermarsch davon, dass „das Assad- 
Regime zusammen mit seinen russischen 
Verbündeten die östlichen Vororte von 
Damaskus in Schutt und Asche 44 lege. 
Und die TAZ weiß: „Jeder, der sich dem 
Checkpoint nähert, wird erschossen. 44 

140 000 Flüchtlinge wurden an den 
Checkpoints - nicht erschossen. Als die 
Zivilisten aus Ghouta zu zehntausenden 
in die Auffanglager der Regierung flohen, 
läutete es das Ende der Dschihadisten in 
Ghouta ein. 

Militärisch in einer aussichtslosen 
Situation, blieb den Dschihadisten in 


Ghouta nur der Abzug in die Gebiete un¬ 
ter der Patronage der Türkei. Gruppe um 
Gruppe einigten sich die Dschihadisten 
in Ghouta mit der Armee auf freien Ab¬ 
zug. Den Ortschaften und Städten blieb 
das Schlimmste erspart. Das Eeben kehrt 
zurück. 

Noch blieb Douma, die größte Stadt 
in Ghouta. Hier herrschte die Dschaisch 
al-Islam, die sich lange Zeit einer Über¬ 
einkunft verweigerte. Sie hatte militärisch 
keine Chance gegen die syrische Armee - 
aber sie hat Hunderte Geiseln in ihrer 
Hand und hoffte, damit die Verhandlun¬ 
gen dominieren zu können. 

Es kam zu einer Einigung. Die Gei¬ 
seln sollten freigelassen werden, die 
Kämpfer und ihre Familien sollten nach 


Dscharablus abziehen. Das Abkommen 
war unterzeichnet, in Kraft und wurde 
bereits umgesetzt. Erste Gruppen von 
Kämpfern mit ihren Familien waren auf 
dem Weg nach Dscharablus - als die 
Machtverhältnisse in Douma sich änder¬ 
ten. Ein anderer Flügel der Dschaisch al- 
Islam übernahm die Kontrolle und kün¬ 
digte das Abkommen auf. 

Die reaktionärsten Kräfte unter Kon¬ 
trolle Saudi-Arabiens begnügten sich 
nicht damit das Abkommen auszusetzen. 
Sie griffen mit Granaten und Raketen 
Wohnviertel in Damaskus an. Nach die¬ 
ser Aufkündigung des Waffenstillstands 
griff die syrische Luftwaffe Ziele in Dou¬ 
ma an, Spezialeinheiten rückten auf die 
Stadt zu. Die Flüchtlinge hatten nicht 


nur ihr Leben gerettet, sie brachten auch 
wichtige Informationen. Über Nacht 
überrannte die syrische Armee wichtige 
Verteidigungsanlagen der Dschihadisten, 
die Dschaisch al-Islam bat um einen Waf¬ 
fenstillstand und übernahm doch das ur¬ 
sprüngliche Verhandlungsergebnis. Eine 
Gruppe von Geiseln wurde schon in der 
Nacht zum Montag freigelassen. 

Nach dem ersten Angriff der Armee 
zerfielen die Traumgebilde der Dschiha¬ 
disten zu Staub. Wir müssen wohl fürch¬ 
ten, dass die Traumgebilde von Adopt, 
Christine Buchholz und anderen nicht 
so schnell zerfallen. 

Das Ziel der syrischen Armee war 
nicht die größtmögliche Zerstörung oder 
gar ein Massaker an Zivilisten, sondern 


die Islamisten zu vertreiben. Sobald sie 
Douma verlassen haben, wird der Wie¬ 
deraufbau beginnen. 

Die Dschaisch al-Islam hatte wohl 
auf das Eingreifen höherer Mächte ge¬ 
hofft. Und damit meinten sie nicht Allah, 
sondern das Weiße Haus. Sie hatte nicht 
nur darauf gehofft, sondern das Ihre da¬ 
für getan. 

Kaum begannen die Angriffe der sy¬ 
rischen Luftwaffe, schon erklang wieder 
das Mantra vom „Einsatz chemischer 
Waffen 44 . Bis das Mantra Eingang in die 
internationalen Medien fand, war die 
Schlacht schon geschlagen. Aber die Zeit¬ 
bombe tickt. Zwei Sitzungen des UN-Si- 
cherheitsrates sind für Montag geplant, 
Trump drohte an, der vorgebliche Che¬ 
miewaffenangriff würde Assad teuer zu 
stehen kommen. Die Drohung gilt Putin 
mindestens so sehr wie Assad. 

Gefahr droht somit nur noch von den 
USA und Saudi-Arabien, die ihre erneute 
Niederlage womöglich nicht einfach hin¬ 
nehmen wollen. 
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Christian Sewing, bisher Vize im Vorstand der Deutschen 
Bank, wurde zum neuen Chef gekürt. Sofort schrieb er 
einen Brief an alle Beschäftigten, von ihm als „Liebe Kol¬ 
leginnen und Kollegen“ angesprochen. Darin ein schöner 
Satz: „Mit Blick auf die Erträge müssen wir unsere Jäger¬ 
mentalität zurückgewinnen, uns in allen Geschäftsberei¬ 


chen steigern und die Messlatte wieder höher legen. Unser 
Start in das Jahr war solide, aber solide darf nicht unser 
Anspruch sein.“ Früher legten Banker doch großen Wert 
auf Solidität, scheint nicht mehr wichtig, und wer zum 
Jagen aufruft, um Profite zu steigern, kann und will nicht 
wie ein ehrbarer Kaufmann agieren. HB 


Eine Lehre von 68 

Deutsche und andere NATO-Truppen haben in aller Welt nichts zu suchen • 
Kolumne von Lucas Zeise 


Auch ich bin ein 68er, denn ich gehöre zu¬ 
fällig zu einem jener Jahrgänge, die 1968 
Anfang zwanzig waren. Ich allerdings 
zählte damals zum eher passiven Teil 
der 68er. Ich habe in dieser Zeit mehr 
gelernt als gehandelt. Als wichtigste Er¬ 
kenntnis habe ich damals begriffen, dass 
der Vietnamkrieg, den die USA führten, 
unrecht und von Übel war. Das war eine 
wichtige und radikale Erkenntnis. Sie 
wuchs in den Gesellschaften Westeuro¬ 
pas und Nordamerikas mit den Bildern, 
die aus Vietnam über den Schwarz-Weiß- 
Fernseher hereinflimmerten. Sie setzte 
sich weiter durch mit jedem Gl, der aus 
Vietnam gesund, tot oder verwundet zu¬ 
rückkehrte. Die 68er, ganz besonders die 
in den USA selbst, sind aus dem Wider¬ 
stand gegen den Vietnamkrieg entstan¬ 
den. Sie haben ihrerseits die Erkenntnis 
durchgesetzt, dass die USA in Vietnam 
nichts zu suchen hatten. 

Vor 1968 hielt die Mehrheit der Bür¬ 
ger in der Bundesrepublik, unter ande¬ 
rem auch ich, die Aussage für wahr, dass 
,Amerika 4 in Vietnam einen legitimen 
Krieg gegen die Ausbreitung des Kom¬ 
munismus führte. Nach 1968 glaubten 
das immer weniger Menschen, und als 
1976 die US-Truppen aus Vietnam ver¬ 
trieben worden waren, hatte die Ge¬ 
schichte die Rechtfertigungsideologie 
für diesen Krieg für jeden erkennbar 
beseitigt. Die Welle des Klassenkampfes, 
die 1968 hochschwappte, kam nicht aus 
dem nichts. Eine ihrer wichtigsten Quel¬ 
len war die Bewegung gegen den Krieg, 
die Wiederaufrüstung und die Atom¬ 
waffen. Das Adenauer-Regime hatte 
sich schwer getan damit, die BRD zum 
schwerbewaffneten Frontstaat gegen den 


Kommunismus auszubauen. Der Anti¬ 
kommunismus diente auch als Rechtfer¬ 
tigung für den imperialistischen Krieg. 
Ihn an dieser Stelle durchbrochen zu 
haben, ist ein wichtiger Erfolg der 68er. 

Leider kein dauerhafter. Heute, 
da die 68er-Bewegung anlässlich ihres 
runden Geburtstages in Feuilletons, in 
soziologisch und politisch argumentie¬ 
renden Aufsätzen gefeiert und vielfach 
auch verdammt wird, wird diese wich¬ 
tige Lehre der damaligen Aktivisten zu 
wenig beachtet. Denn schließlich ist sie 
leider wieder besonders relevant. Die 
Interventionskriege des Westens unter 
Führung der USA werden immer zahl¬ 
reicher. Syrien wird mit allen Mitteln 
der direkten und indirekten Kriegfüh¬ 
rung bekämpft. Libyen ist bereits als 
Staat zerlegt worden. Im Jemen und in 
mehreren afrikanischen Staaten wer¬ 
den von den NATO-Staaten und ih¬ 
ren Verbündeten Kriege geführt. Der 
Einmischungskrieg gegen Afghanistan 
dauert mittlerweile fast 40 Jahre. 

Eher nachlässig kümmern die krieg- 
führenden Staaten des Westens sich um 
eine rudimentäre Rechtfertigung ih¬ 
res Tuns. Sie konstruieren für sich eine 
Schutzfunktion, „Responsibility to Pro¬ 
tect 44 genannt, die dem ähnelt, was die 
Kolonialisten alter Prägung als Verbrei¬ 
tung des Christentums und später der 
Zivilisation unter den Barbaren genannt 
haben. „Auslandseinsätze 44 heißen die 
Kriege nett neutral im bundesdeutschen 
Politslang. Sie werden nach orchestrier¬ 
ter Abstimmung im Bundestag von einer 
„Parlamentstruppe 44 durchgeführt. 

Die Lage ist heute schlimmer als in 
den 60er Jahren. Denn die US-Streit- 



kräfte sahen sich in Vietnam einem or¬ 
ganisierten Gegner gegenüber, von den 
US-Amerikanern abfällig „Vietcong 44 
genannt. Es war die nationale Befrei¬ 
ungsbewegung, die unter Führung der 
kommunistischen Partei des Landes 
stand. Die vom Imperialismus Ange¬ 
griffenen sind heute meist schlechter 
organisiert, ihre Strategie ist fehlerhaft 
und es fehlt ihnen an Bündnispartnern. 
Die Solidarität der Bürger in den Ag¬ 
gressorländern ist darum noch wichti¬ 
ger als vor fünfzig Jahren. Die eigene 
herrschende Klasse an der Kriegfüh¬ 
rung in aller Welt zu hindern, ist das ein¬ 
fache, aber schwierige Ziel. Die Parolen 
von damals sind deshalb noch richtig. 
Sie lauten „Amis raus aus Syrien, Irak, 
Afghanistan, Korea .. . 44 . Und dazu noch 
lauter und deutlicher: „Deutsche raus 
aus Syrien, Jordanien, Mali, Afghanis¬ 
tan ... 44 . 


Manfred Idler zum Ethos der Medien 


Dem Frieden keine Chance 


Wenn das Werk einer Uhr kaputt ist,so 
zeigt sie doch noch zwei mal in 24 Stun¬ 
den die genaue Zeit. Ähnlich verhält es 
sich mit Donald Trump. Eine angebli¬ 
che Giftgasattacke der syrischen Ar¬ 
mee, die am Sonntag gemeldet wurde, 
betwitterte er als „sinnlosen Chemie¬ 
angriff 44 Nun, mit „sinnlos 44 hat auch er 
mal recht. 

Sinn hat die Meldung nur, wenn mit 
ihr eine weitere Drehung der Eskala¬ 
tionsschraube bewirkt werden kann. 
Und der monströse Schwindel um die 
beiden Skripals ist inzwischen geplatzt. 
Seit der Lüge des britischen Außen¬ 
ministers Johnson, die Wissenschaft¬ 
ler des Zentrums für Bio- und Che¬ 
miewaffenforschung in Porton Down 
hätten das zum Anschlag verwendete 
Nowitschok als eindeutig in Russland 
hergestellt identifiziert, musste diese 
Kampagne heruntergefahren werden. 
Denn der Chef des Militärlabors wi¬ 
dersprach dem Politiker deutlich. Jetzt 
also: die nächste Tatarenmeldung wur¬ 
de fabriziert. 

Solche Meldungen folgen dem Mus¬ 
ter der Drehbücher von Hollywood- 
Krawallfilmen. Ihre Logik: Putin und 
Assad, das „Tier 44 (Trump), sind Außer¬ 
irdische, deren Handlungen menschli¬ 
cher Verstand nicht erfasst. Sonderba¬ 
rerweise greifen sie stets zum grellsten 
Mittel, um die „Weltgemeinschaft 44 zu 
provozieren. Und dagegen, so die Dr. 
Seltsams in den Regierungen der im¬ 
perialistischen Staaten, ist dann alles 
erlaubt. 


Immer sind die Höflinge der bür¬ 
gerlichen Medien zur Stelle. Einerseits 
verurteilen sie die jede Infragestellung 
der imperialistischen Erzählungen als 
„Fake-News 44 im Internet. Richtigstel¬ 
lungen wie die des Porton-Down-Chefs 
Aitkenhead werden weitgehend igno¬ 
riert. Andererseits verbreiten sie be¬ 
reitwillig die rohen Propagandamel¬ 
dungen, greifen gierig jedes Gerücht 
auf und verzichten auf die hehren Prin¬ 
zipien, die sie als Banner des bürgerli¬ 
chen Journalismus vor sich hertragen. 
Dazu gehört nun einmal die Prüfung 
von Information auf Verlässlichkeit 
der Informanten, auf Plausibilität und 
Wahrheitsgehalt ebenso wie die Ab¬ 
frage anderer, auch widersprechender 
Quellen. 

Die Lüge ist der Zement, der das im¬ 
perialistische Ideologiegebäude zusam¬ 
menhält. Und Medienmenschen, allzu- 
viele von ihnen, sind hier als Bauleute 
beschäftigt. Dabei geht es um Leben 
und Tod. „Nichts ist ausgeschlossen 44 
sagt Trump, und meint damit einen Mi¬ 
litärschlag als Antwort auf eine unbe¬ 
wiesene Meldung. Dahinter steht: Men¬ 
schen, hauptsächlich Zivilisten, werden 
sterben. Andere werden verletzt, fürs 
Leben gezeichnet. Andere werden für 
immer traumatisiert sein. Wer so etwas 
herbeischreibt macht sich der Beihil¬ 
fe schuldig. Und: ein Angriff wird den 
Konflikt eskalieren und zu noch mehr 
Tod und Zerstörung führen. Das kann 
schneller gehen als eine „Tagesschau 44 - 
Sprecherin „Fassbombe 44 sagen kann. 


Herbert Becker zu neuen Geldquellen 


Datendealer 


Der Deutsche Städte- und Gemeinde¬ 
bund (DStGB) strengt sich an, neue 
Geldquellen für die klammen Kassen 
vieler Kommunen aufzutun. Vor we¬ 
nigen Wochen hatte er die kreative 
Idee, den noch in öffentlicher Hand 
befindlichen Wohnungsbestand an 
private Konzerne und Investoren zu 
verkaufen. Die neueste Empfehlung 
orientiert sich an dem Geschäftsgeba¬ 
ren von Facebook oder der Postbank, 
nämlich dem Handel mit persönlichen 
Daten der Bürger. Es seien wertvolle 
Datensätze in den Rechenzentren der 
Kommunen zu fördern, denn „Daten 
sind das Öl des 21. Jahrhunderts 44 so 
der Lobbyverband. Über Datenschutz 
kein Wort, obwohl die Digitalisierung 
aller Lebensbereiche bietet Möglich¬ 
keiten, auch vermeintlich anonyme 
Daten so zu verknüpfen, dass plötzlich 
doch wieder Rückschlüsse auf einzel¬ 
ne Personen erfolgen können. Man soll 
nicht glauben, die Verantwortlichen 
des DStGB hätten von Big Data noch 
nichts gehört, es ist eher so, dass mit 
solchen Vorschlägen Steine ins Wasser 


geworfen werden, einzelne Stadtkäm¬ 
merer werden sicher Prüfaufträge an 
ihre Verwaltungen erteilen. 

In Zeiten, in denen public-priva- 
te-partnership als Heilmittel angese¬ 
hen wird, werden finanzstarke Unter¬ 
nehmen ihre Vorschläge unterbreiten, 
denn Marketing ist teuer, sei es für 
Produkte, Dienstleistungen oder Wahl¬ 
kämpfe. Wenn also neben dem „Tafel¬ 
silber 44 des Wohnungsbestandes auch 
die sensiblen Daten der Einwohner 
auf dem Altar profitgetriebener Inter¬ 
essen geopfert würden, ist vom vielbe¬ 
schworenen Gemeinwohl nicht mehr 
viel übrig. 

Eine Aufgabe des Städte-und Ge¬ 
meindebundes wäre es, gegen die Po¬ 
litik von Bund und Ländern vorzuge¬ 
hen, die den Kommunen immer neue 
Aufgaben zuweisen, ohne sie dafür fi¬ 
nanziell zu entschädigen, ebenso gegen 
die „schwarze Null 44 die den Kommu¬ 
nen den Kredithahn zudreht und mit 
dem Sparkommissar droht. Aber sol¬ 
che Töne sind aus dem schönen Haus 
in Berlin nicht zu hören. 
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unsere zeit m 


„Unser Philosoph“ 

Wie ein Arbeiter den dialektischen Materialismus entdeckte - zum 130. Todestag Josef Dietzgens 


A uf dem 5. Kongress der Internati¬ 
onalen Arbeiterassoziation 1872 
in Den Haag stellte Karl Marx 
den Kongressteilnehmern einen Mann 
als „unseren Philosophen“ vor. Es war 
Josef Dietzgen, der als deutscher De¬ 
legierter der Sozialdemokratischen Ar¬ 
beiterpartei (SDAP)[1] auf dem Kon¬ 
gress vertreten war. 

Worauf gründete dieses Lob von 
Marx - er wiederholte es für Dietzgens 
ökonomisches Denken auch im Vor¬ 
wort seines ersten Bandes des „Ka¬ 
pitals“ (2. Auflage 1873) das auch 
mehrfach von Friedrich Engel geteilt 
wurde? Wer war dieser Mann, der heu¬ 
te in Ausführungen zur Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung kaum 
noch erwähnt wird, dessen Werke und 
Schriften zudem nur noch antiquarisch 
zu besorgen sind? 

Eine Annäherung 

In der deutschen und internationalen 
Arbeiterbewegung des 19. Jahrhun¬ 
dert begegnet uns Dietzgen als Reprä¬ 
sentant der revolutionären deutschen 
Sozialdemokratie, einer Partei, die sich 
in zunehmendem Maße, natürlich in 
einem längeren, komplizierten und wi¬ 
derspruchsvollen Entwicklungsprozess, 
mit dem wissenschaftlichen Sozialismus 
und mit wesentlichen Theorien des vor¬ 
liegenden und sich ständig erweitern¬ 
den marxistischen Denkens verband. 
Überblickt man Dietzgens praktisches 
und theoretisches Wirken, so fällt auf, 
dass es eng mit den Emanzipationsbe¬ 
strebungen der demokratischen und in¬ 
ternationalen Arbeiterbewegung seiner 
Zeit verbunden ist. Wollte man sein Le¬ 
ben knapp charakterisieren, so könnte 
man den Arbeiterphilosophen als ein 
„internationales Subjekt“ verstehen. 
So wurde er zumindest in damaliger 
Polizeisprache bezeichnet. Eben dieses 
„Subjekt“ war einer der fähigsten Theo¬ 
retiker der damals unter illegalen Ver¬ 
hältnissen kämpfenden deutschen so¬ 
zialistischen Arbeiterbewegung. Marx 
rühmte seine Aufsätze über „Das Ka¬ 
pital“ als Produkt eines, verglichen mit 
den meisten bürgerlichen Ökonomen 
„überlegenen Kämpen“, Franz Mehring 
hob später den „großen Reiz“ seiner 
Schriften hervor, die Dietzgen als ei¬ 
nen eigenständigen materialistischen 
Dialektiker auswiesen und trotz ge¬ 
wisser theoretischer „Konfusionen“, 
die auch Marx schon angemerkt habe, 
„viel Vorzügliches enthalten“. Lenin 
wusste Dietzgens Beitrag zu dialekti¬ 
schen und historisch-materialistischen 
Erkenntnisfragen zu schätzen, er kam 
zu der begründeten Auffassung, Dietz¬ 
gen sei alles in allem zu „neun Zehnteln 
Materialist“. 


Lebensphasen 

Geboren wurde Josef Dietzgen am 
9. Dezember 1828 in Blankenburg (heu¬ 
te Teil von Bad Honnef), nicht weit von 
Bonn und Köln entfernt. Er besuch¬ 
te eine Volksschule und für kurze Zeit 
noch eine „Bürgerschule“ in Köln, muss- 



Porträt von Josef Dietzgen 

te dann aber in den väterlichen Betrieb 
und lernte das Lohgerberhandwerk,[2] 
eine dreckige, stinkende Arbeit. Den¬ 
noch besaß er genug Neugierde und 
Wissensdurst, er eignete sich autodi¬ 
daktisch die englische und französische 
Sprache an, las Aristoteles, Kant, Fich¬ 
te, Saint-Simon, Fourier und Cabet. Die 
revolutionären Jahre 1848/49 hatten für 
den jungen Dietzgen eine entscheidende 
Bedeutung, er sagt später selbst, „Ob¬ 
gleich 1828 geboren, bin ich dort erst 
zwei Dezennien später, im sogenann¬ 
ten ,tollen Jahr 4 1848, in meine Welt 
getreten“. Der zwanzigjährige Dietz¬ 
gen bildete, beeinflusst durch die pub¬ 
lizistische Aufklärungsarbeit von Marx 
und Engels, in diesen Jahren seine eige¬ 
ne politische und ideologische Haltung 
aus, seine allmähliche Wandlung zum 
marxistischen Sozialisten nahm Gestalt 
an. Um einer drohenden Verhaftung zu 
entgehen, wanderte er im Sommer 1849 
in die USA aus, war Gerbergeselle, An¬ 
streicher, aber auch schon Lehrer. 1851 
glaubte er, in der Heimat wieder Fuß 
fassen zu können, übernahm die vä¬ 
terliche Werkstatt, heiratete und wur¬ 
de Vater von sechs Kindern. Aber die 
Auswirkungen einer tiefen und umfas¬ 
senden Wirtschaftskrise 1857 bereiteten 
seinen Überlegungen einer wirtschaft¬ 
lichen Unabhängigkeit, damit er sich in 
der Hälfte des Tages „unbeschränkt der 
Wissenschaft hingeben könne“, ein hefti¬ 
ges Ende. Er wanderte ein weiteres Mal 
in die USA aus, der Bürgerkrieg und der 
offene Rassismus, den er mit deutlichen 


Worten kritisierte, trieben ihn und seine 
Familie wieder aus dem Land zurück ins 
Rheinland. 1864 versuchte er in Russ¬ 
land, in Sankt Petersburg, sein Glück, 
geschätzt als hochqualifizierter Fach¬ 
mann des Gerbergewerbes. Hier schaff¬ 
te er es, sein philosophisches Erstlings¬ 
werk „Das Wesen der menschlichen 
Kopfarbeit“ fertigzustellen. Auf Ver¬ 
mittlung von Marx erschien das Buch im 
gleichen Hamburger Verlag wie der ers¬ 
te Band des „Kapitals 44 - bei Meißner. 
Die Beziehung zwischen Grundfragen 
der Philosophie wie „Geist und Mate¬ 
rie“ oder „Denken und Sein“ behandel¬ 
te Dietzgen nicht nur durch eine scharfe 
Kritik an Immanuel Kants (1724-1804) 
Auffassungen und des herrschenden 
Idealismus, sondern er brachte sie in 
Zusammenhang mit den Interessen der 
Arbeiterklasse und der politischen Pra¬ 
xis der Arbeiterbewegung. So formulier¬ 
te er, „Das sozialistische Bedürfnis nach 
volkstümlicher Verteilung der wirt¬ 
schaftlichen Produkte verlangt die De¬ 
mokratie, verlangt die politische Herr¬ 
schaft des Volkes und duldet nicht die 
Herrschaft einer Sippe, die mit der Prä¬ 
tension (Anmaßung) des Geistes nach 
dem Löwenanteil schnappt. Um diesen 
anmaßlichen Eigennutz in vernünftige 
Schranken zurückweisen zu können, ist 
es geboten, das Verhältnis des Geistes 
zur Materie klar zu verstehen. Diese 
Philosophie ist eine ganz nahe Angele¬ 
genheit des Arbeiterstandes.“ Dietzgen 
arbeitet sehr klar heraus, wo die sozi¬ 
alen Quellen des Idealismus zu finden 
seien und zeigte seine Tendenzen, mit 
der Behauptung des geistigen Primats 
des Lebens die „Ausbeutung des Vol¬ 
kes zu beschönigen“. Seine dialektisch¬ 
materialistische Wirklichkeitsauffas¬ 
sung antizipiert bereits Momente, die 
Lenin später in seinen philosophischen 
Überlegungen formulierte, so besonders 
den Materiebegriff. Bei Lenin heißt es, 
„Die Anerkennung irgendwelcher un¬ 
veränderlicher Elemente, eines ,unver¬ 
äußerlichen Wesens der Dinge 4 ist nicht 
Materialismus, sondern ist metaphysi¬ 
scher, d.h. antidialektischer Materialis¬ 
mus. Daher betonte Dietzgen, dass ,das 
Objekt aller Wissenschaft ein unendli¬ 
ches ist 444 

Russland hin und zurück 

Die Repressionen und Verfolgungen, 
die die russischen Arbeiterbildungs¬ 
vereine zu erleiden hatten, verleideten 
Dietzgen das Leben in Russland, er ging 
mit seiner Familie wieder zurück ins 
Rheinland und übernahm 1869 die Ger¬ 
berei und Lederhandlung seines Onkels 
in Siegburg bei Bonn. Dort besuchten 
ihn im September 1869 Karl Marx und 
dessen Tochter Jenny. 


Natürlich war er in dieser Zeit wei¬ 
terhin unermüdlich tätig, hielt Vorträ¬ 
ge und schrieb Artikel, die vor allem 
im „Volksstaat“, im „Vorwärts“ und in 
„Die Neue Zeit“ erschienen. Er nahm an 
mehreren Parteitagen der Sozialdemo¬ 
kratie teil und beteiligte sich lebhaft an 
den Programmdebatten, schrieb Ände¬ 
rungsanträge und achtete auf deutlichen 
Abstand zu Lasalle und Gesinnungs¬ 
genossen. Er war nicht nur in regem 
Briefwechsel mit Marx, Engels, Bebel, 
Liebknecht, sondern ein ihm wichti¬ 
ges Anliegen war die Propagierung des 
Marxschen Hauptwerks „Das Kapi¬ 
tal“. Großen Dank erhielt er von Marx, 
nachdem dieser das Vorwort zur ersten 
französischen Ausgabe, geschrieben von 
Dietzgen, gelesen hatte. Und natürlich 
geriet er in den Fokus der reaktionären 
Staatsgewalt, im August 1878 stand er 
mit anderen in Köln vor Gericht, vor¬ 
geworfen wurde ihm die Aufforderung 
zum Ungehorsam, die Anreizung zum 
Klassenkampf, Staatsverleumdung und 
Gotteslästerung. Er musste im berühmt¬ 
berüchtigten Kölner „Klingelpütz“ 
72 Tage ausharren, bis dass auch die 
zweite Instanz auf Freispruch erkannte. 

Letzte Jahre 

Im Herbst 1883 stand Dietzgen vor dem 
wirtschaftlichen Ruin, er schrieb da¬ 
mals: „... was heute noch Vermögen ist, 
ist über ein oder zwei Jahrzehnte keines 
mehr. Das bringt die Konzentration der 
Kapitalien unvermeidlich. Die kleine 
selbstständige Existenz wird gegenüber 
den riesig wachsenden Dimension der 
Produktion alle Tage unmöglicher.“ Er¬ 
neut wanderte er aus und wieder in die 
USA. Dieses Mal ließ sich er sich in ei¬ 
nem alten Haus im Norden New Jerseys 
nieder. Seine Parteigenossen nahmen 
ihn dankbar auf. Dietzgen übernahm die 
Chefredaktion der deutschsprachigen 
Wochenzeitung „Der Sozialist“, Zentral¬ 
organ der Sozialistischen Arbeiterpar¬ 
tei der USA. Die Auseinandersetzungen 
dieser Jahre waren geprägt von heftigen 
Debatten mit anarcho-syndikalistischen 
Teilen der Partei und in der gesamten 
Arbeiterbewegung in den USA. Dietz¬ 
gen trat für die verfemten Anarchisten 
publizistisch ein, es war eine, nach En¬ 
gels, „zweckdienliche Stellungnahme in 
einer bestimmten Situation größter, für 
die amerikanische Arbeiterbewegung 
bedrohlicher Krisenhaftigkeit, jedoch 
kein politisch-theoretisches Plädoyer 
für die mit der sozialistischen Arbeiter¬ 
bewegung unvereinbare anarchistische 
Strategie“. Ab 1986 arbeitete er für die 
„Arbeiterstimme“ in Chicago. 

Am 15. April 1888, noch nicht ganz 
sechzig Jahre alt, starb Josef Dietzgen an 
einem Herzschlag. Seine Parteigenossen 


legten ihn neben die ermordeten Arbei¬ 
terführer in Chicago ins Grab. [3] 

Gedenken 

Während in der DDR seine Schriften 
in drei Bänden, herausgegeben von der 
Akademie der Wissenschaften, seit An¬ 
fang der 1960er Jahre den gebührenden 
Platz fanden, mehrere Tagungen und 
Konferenzen über die Jahre veranstal¬ 
tet, Straßen nach ihm benannt wurden 
(so z.B. Die Dietzgenstraße in Berlin- 
Pankow), gilt für die „alte“ BRD das 
Gegenteil. In dem von Heinrich Pott¬ 
hof mit dem Segen der SPD-Parteifüh¬ 
rung verfassten Standardwerk „Die So¬ 
zialdemokratie von den Anfängen bis 
1945“ taucht Dietzgen nicht einmal na¬ 
mentlich auf. Nach Kenntnis des Autors 
gab es vor 1989 in der BRD nur einmal 
eine wissenschaftliche Tagung. Sie wur¬ 
de von der „Josef-Dietzgen-Gesellschaft 
Bonn e. V“ veranstaltet, einer Organisa¬ 
tion der „Marxistischen Arbeiterbildung 
(MAB)“, und fand im November 1978 
in Bonn statt. Es ist erfreulich, dass der 
„Josef-Dietzgen-Club Siegburg e. V.“ am 
15. April in seiner Heimatstadt eine Ge¬ 
denkfeier anlässlich des 130. Todestages 
„unseres Philosophen“ ausrichtet und 
viele Freunde der revolutionären Ar¬ 
beiterbewegung dazu einlädt. 

Herbert Becker 


Anmerkungen: 

[1] SDAP- wurde am 8. August 1869 auf we¬ 
sentliche Initiative von August Bebel und 
Wilhelm Liebknecht in Eisenach gegründet 
und bestand bis zum Zusammenschluss mit 
dem Allgemeinen Deutschen Arbeiterver¬ 
ein (ADAV) zur Sozialistischen Arbeiterpartei 
(SAP) (Vereinigungsparteitag in Gotha Ende 
Mai 1875) 

[2] Lohgerber - bezieht sich auf das Hand¬ 
werk der Lohgerberei, einer spezialisierten 
Form der Gerberei, die Rinderhäute zu Leder 
verarbeitete. 

[3] Am 1. Mai 1886 streikten in den Verei¬ 
nigten Staaten nach verschiedenen Schät¬ 
zungen insgesamt zwischen 300 000 und 
500000 Menschen für Arbeiterrechte. Der 
größte Streik fand in Chicago statt und um¬ 
fasste rund 90 000 Teilnehmer. Dort schritt 
am 3. Mai die Polizei ein, um eine Versamm- 
lungvon Streikenden aufzulösen, sechs Arbei¬ 
ter wurden erschossen und weitere verletzt. 
Die Lage eskalierte am 4.Mai,alsjemand eine 
Bombe in die Menge warf, die sich am Hay- 
market-Square versammelt hatte. Zwölf Men¬ 
schen starben noch vor Ort. Die Polizei eröff- 
nete das Feuer und tötete und verletzte eine 
unbekannte Zahl Arbeiterinnen und Arbeiter. 
Behauptet wurde, obgleich es keine Beweise 
gab, Anarchisten hätten die Bombe gewor¬ 
fen. Acht Streikführer wurden verhaftet, an¬ 
geklagt. Vier von ihnen wurden hingerichtet, 
einer beging in seiner Zelle Selbstmord. 


Wut, Utopie und Wissenschaft 

Dietmar Dath gelingt es auf 100 Seiten, mit Marx den historischen Materialismus darzustellen 


Dietmar Dath, FAZ-Redakteur, produk¬ 
tiver Buchautor und Kommunist ohne 
Parteibuch, hat aus Anlass des 200. Ge¬ 
burtstags von Karl Marx eine Einfüh¬ 
rung in sein Werk und in den Marxismus 
geschrieben. Diese Einführung ist rund¬ 
um gelungen. Sie ist leicht lesbar. Vor al¬ 
lem aber, sie setzt die Akzente richtig. 
Das Wort „Einführung“ klingt dabei ein 
wenig zu betulich. Dath selber betitelt 
das Büchlein „Karl Marx. 100 Seiten 44 
was mit dem Punkt in der Mitte ein we¬ 
nig affig und PR-mäßig wirkt. Aber das, 
was gemeint ist, nämlich „Marx in 100 
Seiten“, klänge dann genauso überheb¬ 
lich und oberflächlich wie „Europa in 
einer Woche“. Dennoch ist genau die¬ 
se rasante Art, die Kerngedanken des 
Marxismus verständlich zu machen, der 
Zweck des Buches. Der Zweck wird er¬ 
reicht, weil Dath sich auf die wesentli¬ 
chen Gedanken konzentriert, die im 
Grunde einfach und deshalb einfach zu 
verstehen sind. 

Dath präsentiert Marx in vier Kapi¬ 
teln. Das erste handelt von der Motiva¬ 
tion, sich wissenschaftlich mit der Welt, 


hier speziell der Gesellschaft der Men¬ 
schen, zu befassen. Es heißt demzufolge 
„Von der Wut zum Wissen“. Dath schil¬ 
dert eigene Erkenntnisschritte, die er als 
Schüler gegangen ist, um sich gegen die 
Unterdrückungsmaßnahmen der Lehrer 
zu wehren. Die generelle Weisheit, dass 
man nämlich, um etwas bekämpfen zu 
können, dieses Etwas zuerst verstehen 
muss, ist Thema dieses Kapitels. Es en¬ 
det mit einer Passage aus dem „Kom¬ 
munistischen Manifest“, in der Friedrich 
Engels und sein Freund Karl Marx über 
den Kapitalismus und die Bourgeoisie 
mit größter Hochachtung schreiben. Sie 
und überhaupt das Manifest sind Aus¬ 
druck „kalter Wut“, wie Dath das nennt. 
Sie als solche verständlich zu machen sei 
„der Zweck dieses Büchleins“, schreibt 
er zum Schluss dieses Kapitels. 

Das zweite Kapitel „Von den Ideen 
zur Praxis“ ist der Höhepunkt des klei¬ 
nen Werkes. Hier berichtet Dath von der 
Entstehung des „historischen Materia¬ 
lismus“ aus der Aufklärung, dem deut¬ 
schen Idealismus, insbesondere Hegel, 
der Religionskritik Feuerbachs, den po¬ 


litischen Vorstellungen der Bourgeoisie 
in England, Frankreich und den Verei¬ 
nigten Staaten vom Gesellschaftsvertrag 
sowie den amerikanischen Pragmatisten. 
Mit Letzteren teilen Marx und Engels 
die erkenntnistheoretische Auffassung, 
dass das Wahrheitskriterium die Praxis 
ist. Der Mensch erkennt die Welt als 
handelnder Mensch und insbesondere 
begreift er als Handelnder ihren Cha¬ 
rakter, weil und wenn sie ihm Wider¬ 
stand entgegensetzt. Im Gegensatz zu 
den Pragmatisten und Ludwig Feuer¬ 
bach, ist diese Praxis nicht die des Men¬ 
schen schlechthin und damit des Indi¬ 
viduums, sondern es geht hier um die 
Praxis der Gesellschaft. Das Gattungs¬ 
wesen Mensch ist „eben nicht natürlich, 
sondern muss erst hergestellt werden“, 
schreibt Dath. (S. 53) Diese Herstellung 
geschieht durch die gesellschaftliche Ar¬ 
beit, die die Reproduktion der Gesell¬ 
schaft sichert, und zugleich in der Art 
ihrer Organisation „das ,ensemble 4 der 
gesellschaftlichen Verhältnisse“ darstellt. 
Der historische Materialismus begreift 
damit die Entstehung der Klassen, den 


Charakter der menschlichen Geschich¬ 
te als Kampf der Klassen und - das ist 
die besondere Stärke von Daths Darstel¬ 
lung - er begreift die ärgerliche Tatsa¬ 
che, dass mit guten Argumenten allein 
die Gesellschaft nicht zu verändern ist. 
Dath schließt das Kapitel mit einem lan¬ 
gen Zitat aus „Die deutsche Ideologie“, 
die Marx und Engels 1845/46 geschrie¬ 
ben haben, aber damals nicht veröffent¬ 
lichen konnten. In diesem Text wird 
auch formuliert, dass der Kapitalismus 
die materielle Voraussetzung zur Fort¬ 
entwicklung zum Kommunismus liefert. 

„Vom Kapitalismus zum Kommu¬ 
nismus“ ist der Titel des dritten Kapi¬ 
tels, das sich mit den Produktionswei¬ 
sen befasst und sich vor allem Marx 4 
nicht vollendetem politökonomischen 
Hauptwerk „Das Kapital“ und seiner 
Darstellung der Wirkungsweise des Ka¬ 
pitalismus widmet. Auch hier gelingt es 
Dath, wichtige Eckpunkte darzustellen. 
Zunächst allerdings schildert er, warum 
und wie John Locke (1632-1704) das 
Grundrecht des Eigentums begründet 
und wie die Politische Ökonomie als ei¬ 


gene Wissenschaft ihren Anfang nahm. 
Von dort hat Marx die Arbeitswertleh¬ 
re übernommen. Die Entdeckung des 
Mehrwerts ist seine besondere Leistung. 

Das letzte Kapitel „Von der Vorge¬ 
schichte zur Nachwelt“ ist ein wenig kurz 
geraten. Dath bietet darin keine These 
an, warum der Sozialismus in der Sow¬ 
jetunion und im übrigen Osteuropa wie¬ 
der verloren wurde. Georg Fülberth fol¬ 
gend kommentiert er den heute verbrei¬ 
teten Glauben, der Verlust sei endgültig, 
mit der Bemerkung, das sei so, „als habe 
es in der Geschichte noch nie eine so¬ 
ziale Umwälzung gegeben, die mehrere 
Anläufe gebraucht hat, um sich Geltung 
zu verschaffen“. Kurz vor Schluss merkt 
Dath sarkastisch an, dass die Parole 
„Eine andere Welt ist möglich!“ darauf 
hindeuten könnte, dass der von Marx ge¬ 
wiesene Weg von der Utopie zur Wissen¬ 
schaft auch umkehrbar sein könnte. Das 
ist er sicher nicht. Lucas Zeise 

Dietmar Dath: Karl Marx. 100 Seiten, 
Reclam-Verlag, Ditzingen, 2018,100 S., 
10,- Euro 
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Kultursplitter 


Kinolandschaft 

Rund 140 Millionen Menschen ge¬ 
hen jährlich in die Kinos in Deutsch¬ 
land, eigentlich eine erfreuliche Zahl. 
Aber nur ein Viertel davon sehen sich 
deutsche Filme an und die allermeis¬ 
ten deutschen Filme schaffen gerade 
mal 8 000 Zuschauer. Ein Kongress 
in Frankfurt beschäftigte sich mit der 
„Zukunft des deutschen Films“ und be¬ 
klagte die Ko-Finanzierung deutscher 
Filme durch die Fernsehanstalten. Die 
inhaltliche und formale Einflussnahme 
auf die Produktionen würde weder zu 
wirtschaftlichen noch künstlerischen 
Erfolgen führen, die gegenwärtige 
Filmförderung hätte nur Bürokratisie¬ 
rung und Nivellierung zur Folge. Auch 
die Koppelung an eine Fernsehaus¬ 
strahlung sei nicht förderlich für eine 
„freie Kunst“. Der Vorschlag der Pro¬ 
duzenten: Die Gelder sollten in einen 
zentralen staatlichen Fonds fließen. 
Wie es dann besser werden soll, wenn 
der Staat (wer immer das dann sein 
soll) mit neuer Bürokratie die Förder¬ 
gelder zuweist, bleibt offen. Die naive 
Vorstellung, staatliche Stellen würden 
unabhängiger, ja mit Offenheit an die 
Filmschaffenden herantreten, verkennt 
völlig die Interessen der Herrschenden, 
außer Mainstream alles zu ignorieren. 

Rechter Feminismus 

Im sattsam bekannten Antaios-Verlag 
ist ein Buch der US-amerikanischen 
Feministin, so ihre Eigeneinschätzung, 
Camille Paglia erschienen. Wer aber 
schreibt „Frauen können keine Kunst 
machen, weil sie nicht sublimieren kön¬ 
nen, aber das müssen sie auch gar nicht, 
denn sie können ja Babys machen. Und 
Männer - die keine Babys machen kön¬ 
nen - müssten darum Schreiben, Kunst 
machen, Kultur machen.“ Dies ist nun, 
mit Verlaub, noch nicht einmal Küchen¬ 
psychologie, sondern nur noch dämli¬ 
ches Zeug. Auch auf den Antiislamis- 
mus-Zug ist die Dame aufgesprungen, 
hat ihr eine breite Medienpräsenz in 
den USA gebracht. Dass sie von großen 
deutschen Verlagen nicht mehr verlegt 
werde, hat andere Gründe, denn so ein 
krudes Zeug will man sich nicht antun. 
Dass der rechte Antaios-Verlag sie nun 
herausbringt, liegt daran, dass sie damit 
kompatibel ist in ihren Hauptthesen 
mit sonstigen Machwerken des Hauses. 
Witzig ist, dass Paglia sich nun in einer 
Opferrolle sieht, obwohl sie selbst ge¬ 
nau diesen Opfer-Feminismus anpran¬ 
gere. Sie ist vollkommen vom Machis- 
mo infiziert, gerne betont sie, nur rohe 
Steaks zu essen und und findet, dass 
die Frau sich endlich selbst ermächti¬ 
gen soll, die Sachen auf die Reihe zu 
kriegen. 

Sprachkultur 

Die Gesellschaft für deutsche Sprache, 
allgemein eher bekannt für ihr alljähr¬ 
liches „Wort bzw. Unwort des Jahres“ 
vergibt seit 30 Jahren einen „Preis für 
Deutsche Sprache“. In diesem Jahr er¬ 
halten die Pop-Gruppe „Die Fantasti¬ 
schen Vier“ und die „Sendung mit der 
Maus“ die Preise. Die Hip-Hop-Band 
ist seit fast zwanzig Jahren im Musikge¬ 
schäft, durch sie wurde der deutschspra¬ 
chige Sprechgesang, der Deutschrap, sa¬ 
lonfähig und beliebt; sie bereiteten der 
Popularisierung dieses Genres maßgeb¬ 
lich den Weg. Die Bandmitglieder Tho¬ 
mas D., Smudo, Michi Beck und And. 
Ypsilon sind Musiker, die von Anfang 
an Wert auf die deutsche Sprache leg¬ 
ten, und gelten als Vorbild einer ge¬ 
samten Musikgeneration, die in deut¬ 
scher Sprache singt und rappt. Thomas 
D. sagte nun, es sei komplizierter auf 
Deutsch als auf Englisch zu rappen, an¬ 
geblich reimen sich im Deutschen we¬ 
niger Worte, eine kühne Behauptung. 
Der zweite Preisträger, die „Sendung 
mit der Maus“, besitzt nach Ansicht 
der Jury die Fähigkeit, in ihren Sachge- 
schichten komplexe Sachverhalte inte¬ 
ressant, verständlich und spannend zu 
erklären, ohne dabei schulmeisterhaft 
aufzutreten oder unnötig zu vereinfa¬ 
chen und eine künstliche Kinderspra¬ 
che zu verwenden. Obgleich das Ziel¬ 
publikum Kinder im Kindergarten- und 
Grundschulalter sind, liegt das Durch¬ 
schnittsalter der Zuschauer bei knapp 
40 Jahren. Herbert Becker 


Frühe Aufklärung 

Sebastian Flemings historischer Roman „Nacht über der Alhambra“ 


K ämpfe mit Krummsäbel oder 
Schwert, Intrige und Mord, eine 
abgebissene Nase als Wider¬ 
stand gegen Folter, Sternstunden der 
Liebe und sexuelle Exzesse katholi¬ 
scher Prälaten und Kardinäle, Lügen 
und Verleumdungen, Kreuzzüge und 
fortwährender Krieg, Bürgerkrieg in 
Kastilien und schließlich ein neues 
geeintes Spanien ohne Fremdherr¬ 
schaft - aus diesem oft verwirrenden 
Gemisch von Abenteuern und politi¬ 
schen Manipulationen wird ein histo¬ 
rischer Roman. Zusammengehalten 
wird alles von den Lebensläufen Nu- 
rias und Joanots, die laut Weissagung 
einer Bettlerin füreinander bestimmt 
sind, getrennt werden, aber schließlich 
doch zueinander kommen. Die Viel¬ 
falt und das Happy End werden vielen 
Lesern gefallen. 

Doch der Roman bietet mehr. Wer 
sich auf die Fülle historischer Details 
einlässt, die durch eine abschließen¬ 
de Tabelle und eine beigefügte Kar¬ 
te überschaubar werden, erfährt über 
Provokationen, die zum Kriege führen, 
über machtpolitische Spiele, bei denen 
das Volk das Recht hat zu sterben, über 
militärische Bündnisse, die im Namen 
einer erlogenen „Wahrheit“ zur Ver¬ 
teidigung, tatsächlich zum Angriff auf- 
rufen - dem Leser kann vieles gegen¬ 
wärtig erscheinen. Politische Aktualität 
entsteht scheinbar zufällig, aber diese 
Aktualität ist vom Autor gewollt, der 
nicht nur Spannung, sondern geschicht¬ 
liche Erfahrungen und Warnungen bie¬ 
ten möchte. 

Bereits im Personenverzeichnis am 
Beginn wird dem Leser angekündigt, 
dass es neben der Haupthandlung und 
deren „Protagonisten Nuria/Jorge und 
Joanot/Yahya“ um die politische, mi¬ 
litärische und wirtschaftliche Ausein¬ 
andersetzung zweier gegensätzlicher 
Mächte geht, zwischen dem Osmani- 
schen Reich (Sultan Mehmet II.), das 
zum „Weltreich“ strebt, und Spanien 
(mit verschiedenen Königreichen), in 
dem es keine nationale Einheit gibt. 
Fast jedes Kapitel mutet aktuell an: Pa¬ 
rallelen zu IS und Flüchtlingen drän¬ 
gen sich auf, die Beziehung von christ¬ 
lichem Abendland und Islam wird 
vielfach reflektiert, Wert und Bedeu¬ 
tung der Toleranz geraten in Gefahr. 
Selbst die katalanische Unabhängig¬ 
keitsbewegung wird gespiegelt, beim 
Entstehen des Romans keineswegs in 
der Schärfe wie heute die Politik be¬ 
schäftigend. Das macht den Roman 
über seinen Unterhaltungs- und Span¬ 
nungscharakter hinaus interessant. Der 
Autor nutzt die geschichtliche Epoche, 
die uns als Erfahrung vorliegt und die 
von ihm als Handlungsvorschläge für 
die Jetzt-Zeit gemeint sind. Er stellt po¬ 
litische Ideen vor, die in anderen Zei¬ 
ten und anderen politischen Richtun¬ 
gen Vergleichbares bieten. Ansichten 
von Jacob Burckhardt bis zu Friedrich 
Engels und Karl Marx deuten Rah¬ 
men und Orientierung an: Die Histo¬ 
rie vermittelt dem Individuum, einer 
Klasse und der Gesellschaft, wenn sie 
denn vorbereitet werden, wesentliche 
Zusammenhänge, die die Wiederhol¬ 
barkeit, auf anderer Ebene, erkennen 
lassen. „Gerechtigkeit“ verkommt in 
dieser Zeit zur Floskel, die Welt wird 
planmäßig bedroht, weil, wie ein Phi¬ 
losoph im Roman äußert, „die Eliten 
die Dummheit fördern“. Die Unent¬ 
schiedenheit und Zerrissenheit der 
Europäischen Union fallen dem Le¬ 
ser des Romans ein, sie ist das Pendant 
zu den politisch handlungsunfähigen 
katholischen Ländern Europas im 15. 
Jahrhundert, die sich gegen die Türken 
verteidigen mussten. Jede der Nationen 
hat aber ihre eigenen Interessen und 
„England ist mit sich selbst beschäf¬ 
tigt“ (175). 

Der Roman ist der letzte einer 
Trilogie - vom Verlag als „Renais¬ 
sance-Trilogie“ bezeichnet -, die mit 
„Byzanz. Roman über die Eroberung 
Konstantinopels durch die Osmanen“ 
und „Die Kuppel des Himmels. Ro¬ 
man über die Errichtung des Peters¬ 
domes“ begonnen hatte. Doch ist der 
Roman ein eigenständiges Werk. Der 


Autor dieses literarisch anspruchs¬ 
vollen Romans ist unter seinem Klar¬ 
namen Klaus-Rüdiger Mai als His¬ 
toriker und Biograf Luthers, Dürers, 
Gutenbergs und anderer ebenso be¬ 
kannt geworden wie als entschiedener 
Verfechter und betrachtender Essay¬ 
ist eines verantwortlich handelnden 
historischen Subjekts, besonders - im 
Zusammenhang mit dem Reformati¬ 
onsjubiläum - in der kritischen Aus¬ 
einandersetzung mit dem gegenwär¬ 
tigen Christentum. 


Über der Liebesgeschichte steht immer 
das dringliche Thema, was mit Kriegen, 
ihren Brutalitäten und Schrecknissen 
erreicht werden soll, wie Kriege durch 
Provokationen, Verleumdungen ausge¬ 
löst werden und wie sie zu verhindern 
sind. 

Seine Übersetzungstätigkeit führt 
Joanot beim Studium überlieferter phi¬ 
losophischer Schriften zur Erkenntnis, 
„dass Gott keinen Unterschied zwi¬ 
schen Juden, Christen und Muslimen“ 
gemacht habe. Damit gelangt der Ro- 


Beschützerin der Infanten von Spa¬ 
nien. Sie sind Gegner, repräsentieren 
gegnerische Parteien, suchen nach Al¬ 
ternativen vor allem im Angesicht un¬ 
fähiger Regierungen. Am Ende werden 
sie, ähnlich wie in Lessings „Nathan der 
Weise“, aber auf Unterhaltungsebene, 
zum Sinnbild einer geistigen Überein¬ 
stimmung auf der Basis von Mensch¬ 
lichkeit und Aufklärung. Historische 
Gestalten, Päpste, Kardinäle, Könige, 
Beamte, Gelehrte wie Nikolaus von 
Kues, der gegen jeglichen Hass auftritt 





Weltkulturerbe: Die Alhambra in Granada 


Der Roman beginnt 1453 in Kon¬ 
stantinopel; die europäischen Mäch¬ 
te müssen eine christliche Metropole, 
deren Merkmal die Kathedrale Hagia 
Sophia ist, aufgeben. Aus wirtschaft¬ 
lichen Gründen hatte der Kaufmann 
und Konsul der Katalanen, Don Pere 
Julia, seinen Sitz von Barcelona nach 
Konstantinopel verlegt und wird nun, 
wie auch seine zwei ältesten Söhne, 
ein Opfer der Türken, die die Stadt er¬ 
obern. Der jüngste Sohn Joanot aber 
soll auf Weisung des Sultans Mehmet 
ein Muslim und ein „perfekter Diener 
der Hohen Pforte“ werden. Aus Joanot 
wird Yahya ibn Catalano, ein geschätz¬ 
ter Übersetzer aus europäischen Spra¬ 
chen ins Arabische, der schließlich aus 
Stambul, so heißt die Stadt mittlerwei¬ 
le, nach Spanien gesandt wird, um Ver¬ 
bündete für die Eroberung des christ¬ 
lichen Europas und zur Verhinderung 
eines Kreuzzuges zu finden. Yahya/ 
Joanot wird zu einem Beispiel, wie 
Christ und Muslim durch Erziehung 
und Bildung problemlos austauschbar 
werden. In Andalusien wächst inzwi¬ 
schen Joanots Kindheitsgefährtin Nu- 
ria auf, die sich, nachdem ihre Familie 
von Mauren ermordet wurde, als Junge 
unter dem Namen Jorge ausgibt, zum 
Schwertkämpfer ausgebildet wird und 
in die Dienste der Infanten Alfonso 
und Isabel tritt; nach dem Tod Alon- 
sos wird Isabel zur Königin von Kasti¬ 
lien. Die einstigen Spielgefährten, die 
einander versprochen wurden, stehen 
auf unterschiedlichen Seiten der Front 
zwischen Europa und den Türken, die 
im Roman ihre Orte findet in Sevilla, 
Stambul, in Kastilien, Granada, Itali¬ 
en und im großen Osmanischen Reich. 
Sultan Mehmed II. möchte das Heiligs¬ 
te des Christentums, den Petersdom, 
„zu einem Pferdestall machen“ (233). 
In einer abwechslungsreichen und 
abenteuerlichen, manchmal schwer 
überschaubaren Handlung werden die 
gegensätzlichen Bereiche konfrontiert. 
Daraus entstehen Folgen von Bildern, 
die in die Gegenwart umgesetzt werden 
können. Weil Joanot/Yahya nach Spa¬ 
nien gesandt wird, treffen die beiden 
Hauptgestalten wieder aufeinander. 
Der Leser ahnt und (hofft?), dass die 
Handlung die beiden nach Schwierig¬ 
keiten und fast tödlichen Verwundun¬ 
gen wieder zueinander führen wird. 


man zu aufklärerischen Positionen, wie 
sie sich in Lessings „Nathan der Wei¬ 
se“ finden und wie sie sich in dem Ro¬ 
man als vernünftiges Handlungsmodell 
anbieten. Zusätzlich nutzt der Roman 
ähnliche Positionen des arabischen 
Dichters und Philosophen Ibn Arabi, 
aber auch des Humanisten Enea Silvio 
Piccolomini, des späteren Papstes Pius 
II. Daraus wird in der Personenkons- 
tellation eine Nathan-Variation entwi¬ 
ckelt, die ein Toleranz-Modell vorstellt 
und es als Vorschlag an die Gegenwart 
übergibt. Die beiden Hauptgestalten 
Joanot und Nuria sind von ähnlicher 
Herkunft und Bildung, können aber 
ihre geistigen Positionen wechseln. Jo¬ 
anot wird zum Mitstreiter des Sultans 
des Osmanischen Reiches, Nuria zur 


und selbst mit Gift ermordet wird, wer¬ 
den kritisch und unter dem Aspekt der 
Wirkung auf die spätere Aufklärung, 
also vor allem auf die Toleranz, gese¬ 
hen. Deutlich wird dabei: Für das Volk 
und dort insbesondere für Verarmte 
haben die Mächtigen, stellvertretend 
für sie Sultan, König oder Kardinäle, 
durchweg nur das Verständnis als ma¬ 
nipulierbare Masse. Wenn der Verlag 
in seiner Werbung von einem „fer¬ 
nen Spiegel unserer Epoche“ spricht, 
stimmt das in dem Fall. 

Rüdiger Bernhardt 

Sebastian Fleming: Nacht über der 
Alhambra. Historischer Roman. Eh- 
renwirth by Bastei Lübbe, Köln 2017, 
583 Seiten., 22,- Euro 
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Präsident Raul Castro Ruz: Der letzte der „Revolutiongeneration“ tritt ab. 



iez Martinez / wikipedia / CC BY-SA 3.0 


Foto: Gregorio Sani 


Unter Freunden: Raul Castro und Hugo Chävez (2.v. I.) 



Stärkung 

des 

kubanischen 

Sozialismus 

Am 19. April wird der Nachfolger 
Raul Castros gewählt 


A m 19. April wird in Kuba ein 
neuer Präsident gewählt. Raul 
Castro, heute 86 Jahre alt, hat¬ 
te bereits im Jahr 2016 angekündigt, 
nicht wieder für das Amt des Präsiden¬ 
ten und des Vorsitzenden des Staats¬ 
und des Ministerrats zur Verfügung 
zu stehen. 

Raul Castro war seit der Erkran¬ 
kung von Fidel Castro im Jahr 2006 
zunächst kommissarischer und seit 
2008 gewählter Präsident der Republik 
Kuba. „Ich bin nicht Fidel, und ich wer¬ 
de auch nie Reden halten wie Fidel“, 
hatte er sich in seiner ersten Ansprache 
vor der Nationalversammlung der Er¬ 
wartungen erwehrt. Dennoch verstand 
er es, die historische Autorität des Co- 
mandante en Jefe für die Revolution zu 
mobilisieren. Kaum eine Rede, in der 
Raul nicht die genialen Ideen Fidels 
darlegte und zugleich die Unzuläng¬ 
lichkeiten bei ihrer Umsetzung, auch 
durch seine eigene Person, kritisierte. 

Tatsächlich trat das revolutionäre 
Kuba unter Raül Castro in eine neue 
Phase ein. Zwar ging nicht die wirt¬ 
schaftliche, wohl aber die politische 
Sonderperiode zu Ende, welche durch 
Fidels oftmals geniale Improvisation 
und wiederkehrende Mobilisierung 
des Massenbewusstseins gekennzeich¬ 
net war. Unter der Führung von Raül 
Castro wurde ein Plan zur Stärkung 
des kubanischen Sozialismus erarbei¬ 
tet, der nach einem gesamtgesellschaft¬ 
lichen Diskussionsprozess im Jahr 2011 
in 313 „Leitlinien zur sozialen und wirt¬ 
schaftlichen Aktualisierung“ mündete, 
die seitdem parallel abgearbeitet wer¬ 
den. Das gesamte Erneuerungsvorha¬ 
ben ist bis zum Jahr 2030 projektiert. 

Außenpolitisch gelang es Raül 
Castro, die Beziehungen zu den latein¬ 
amerikanischen Regierungen zu ver¬ 
bessern, die regionale Integration vo¬ 
ranzutreiben und die USA mit ihrer 
Blockadepolitik international fortge¬ 
hend zu isolieren. 

Als Ergebnis dessen kam es wäh¬ 
rend seiner Präsidentschaft zu einer vo¬ 
rübergehenden, bemerkenswerten Ver¬ 
änderung der Beziehungen zwischen 
Kuba und den USA. Bereits im Dezem¬ 
ber 2013 war es am Rande der Trauer¬ 
feier für den südafrikanischen Präsiden¬ 
ten Nelson Mandela zu einer wie zufäl¬ 
ligen Begegnung mit Barack Obama 
gekommen, bei welcher er Obama mit 
den Worten „Soy Castro“ („Ich bin Cas¬ 
tro“) die Hand reichte. Ein Jahr später 
gelang Kuba mit der Befreiung der drei 
verbliebenen „Cuban Five“ aus US-Ge- 
fängnissen einer der symbolträchtigsten 
Erfolge in der Geschichte der Revolu¬ 
tion. Der Coup war ein Ergebnis mo¬ 
natelanger diplomatischer Geheimver¬ 
handlungen und zugleich der erste sau¬ 
re Apfel, in den Barack Obama beißen 
musste, um die strategische Änderung 
in der US-Kubapolitik zu bekommen. 
Der zweite saure Apfel bestand in der 
öffentlichen Anerkennung der revolu¬ 
tionären Regierung Kubas als ebenbür¬ 
tiger Gesprächspartner, was sich in der 
parallelen Erklärung beider Präsiden¬ 
ten am 17. Dezember 2014 symbolhaft 
ausdrückte. 


Es ist vielfach spekuliert worden, ob 
Raül im Vergleich zu Fidel der „radika¬ 
lere“ der beiden Brüder sei. Fidel hat 
dies stets verneint. In jedem Fall hatte 
Raül schon vor der Revolution ausge¬ 
prägte Kontakte zur kommunistischen 
Bewegung, nahm an einem Vorberei¬ 
tungstreffen zu den Weltfestspielen 
1953 in Bukarest teil, wurde nach sei¬ 
ner Rückkehr festgenommen und be¬ 
antragte noch im Gefängnis die Mit¬ 
gliedschaft im Kommunistischen Ju¬ 
gendverband. An den Weltfestspielen 
selbst konnte er nicht mehr teilnehmen, 
denn im August 1953 saß Castro nach 
dem Angriff auf die Moncada-Kaserne 
erneut in politischer Haft. Mit seiner 
Entscheidung, von der damaligen le- 
galistischen Strategie der kommunisti¬ 
schen Partei „Sozialistische Volkspar¬ 
tei“ (Partido Socialista Populär, PSP) 
zu brechen und sich der Führung von 
Fidel anzuvertrauen, hatte Raül Cas¬ 
tro schon früh die spätere historische 
Kurskorrektur der PSP vorweggenom¬ 
men - weg von der der Moskauer Ori¬ 
entierung, hin zum „Sinn für den histo¬ 
rischen Augenblick“ (Fidel). 

Raül Castro übergibt am 19. Ap¬ 
ril an seinen Nachfolger ein Kuba, das 
vor neuen Aufgaben steht. Der neue 
Präsident wird nicht Castro heißen, 
er wird vermutlich nicht in Olivgrün 
gekleidet und nicht älter als die Ku¬ 
banische Revolution von 1959 selbst 
sein. Ein gleichwertiger Ersatz für den 
Multifunktionär Raül Castro wird er 
nicht sein müssen, er kann sich ganz 
auf das Regierungsamt konzentrieren, 
in welches er gemäß der zukünftigen 
Regelung in der kubanischen Verfas¬ 
sung nur einmal wiedergewählt wer¬ 
den kann. 

Anders als geplant, vollzieht sich 
der Generationenwechsel an der Spit¬ 
ze nicht erst nach, sondern mitten in 
der Umstrukturierung der kubanischen 
Gesellschaft. Eine der ersten weitrei¬ 
chenden Entscheidungen wird die Ab¬ 
schaffung der Doppelwährung sein, 
eine komplexe Herausforderung, die 
im kubanischen Volk mit großen Er¬ 
wartungen verknüpft ist. 

Raül Castro bleibt bis zum nächs¬ 
ten Parteitag, voraussichtlich im Jahr 
2021, Erster Sekretär der Kommunis¬ 
tischen Partei Kubas (Partido Comu- 
nista de Cuba, PCC). Seinem in den 
letzten Jahren geprägten Motto „Mit 
Bedacht, aber ohne Pause“ wird er da¬ 
bei treu bleiben und in dieser Funktion 
immer wieder korrigierend eingreifen, 
vor allem hinter den Kulissen. 

Raül Castro kann für sich beanspru¬ 
chen, einen entscheidenden Beitrag 
dazu geleistet zu haben, dass Kuba in 
Zeiten der tiefsten Konterrevolution 
immer noch ein Orientierungspunkt 
geblieben ist. Vermutlich würde er je¬ 
doch auch diese Ehrerweisung in der 
ihm eigenen Selbstlosigkeit von sich 
weisen. Einer der am meisten unter¬ 
schätzten Staatsmänner auf dieser Welt 
tritt einen Schritt zurück und macht 
den Weg für die Zukunft der Revolu¬ 
tion frei. 

Gracias por todo, Genosse Raül. 

Tobias Kriele 
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Konsequent gegen den Krieg 

Seine Kriegserlebnisse ließen Gerhard Bialas zum Kämpfer gegen den Krieg werden 


Gerhard Bialas war über 30 Jahre Gemeinde- und Kreisrat in Tübingen. Dafür er¬ 
hielt er am Anfang des Jahres die Hölderlin-Plakette der Stadt Tübingen. Die UZ 
befragte ihn über die Anfänge eines langen, kämpferischen Lebens. 


UZ: Was hat dich politisiert? 

Gerhard Bialas: Meine eigene Familie 
ist am Krieg zu Grunde gegangen, ein 
schreckliches Leiden, das sich in mich hi¬ 
neingefressen hat. Ich wollte verstehen, 
was da geschehen ist. Ich bin in Schlesi¬ 
en geboren. Mein siebtes Schuljahr war 
ausgefallen und ich musste helfen Schüt¬ 
zengräben auszuheben und Panzerbarri¬ 
kaden für die neue Hauptkampflinie zu 
bauen. Breslau war nicht weit weg. Wenn 
ich nachts aus dem Fenster rausgeschaut 
habe, dann konnte ich die „Christbäu¬ 
me“ runtersegeln sehen, zur Beleuch¬ 
tung der Luftangriffe auf Breslau. Im 
Februar 1945 ist meine Familie mit mir 
nach Horb am Neckar geflohen. 

UZ: Wie hist du dann auf die KPD ge¬ 
kommen? 

Gerhard Bialas: 1950 habe ich in Horb 
am Bau gearbeitet. Wir haben Häuser 
für die französische Garnison gebaut 
und ich habe dort die gärtnerischen Ar¬ 
beiten gemacht. Da war ein Bauarbei¬ 
ter, der meinte, in Berlin würden die 3. 
Weltfestspiele der Jugend stattfinden. 
Da bin ich neugierig geworden. Meine 
Schwester lebte in der DDR und hatte 
mir immer wieder etwas vom Aufbau 
des Sozialismus erzählt. Dann habe ich 
in der Zeitung gelesen, wie schwierig 
es ist zu den Weltfestspielen zu gelan¬ 
gen. Immer wieder wurden Leute in 
der Nacht geschnappt und eingesperrt. 
Ich dachte mir aber, ich will da hin 
und dann mache ich da bei Tage hin. 
Ich hatte ja überhaupt keine Kontakte 
zur FDJ oder KPD. Dann bin ich nach 
Erlangen gefahren und habe mir von 
meinem Vater Geld geliehen. Von dem 
Geld habe ich mir dann einen Reise¬ 
mantel, Hut und eine Tasche gekauft 
und sah dann aus wie ein Handelsver¬ 
treter und nicht mehr wie ein Arbeiter. 

UZ: Wie bist du dann über die inner¬ 
deutsche Grenze gekommen? 

Gerhard Bialas: Als ich in Hof ankam, 
aß ich neben den Grenzoffizieren zu 
Mittag. Danach bin ich zu Fuß in Rich¬ 
tung Osten gelaufen. Ich bin auf einen 
Grenzer, der im Gras lag und neben sei¬ 
nem Panzerspähwagen rauchte, getrof¬ 
fen und fragte ihn dann nach Feuer und 
bin dann weiter gelaufen. Der Grenzer 
hat garnicht gespannt, wohin ich wollte. 
Im Wald kam dann ein Schild „Achtung 
Zonengrenze überschreiten strengstens 
verboten“. Ich bin weiter und stieß dann 
auf einen Bauern, der gerade Mist ab¬ 
geladen hat, und den fragte ich, wo die 
Volkspolizei sei. Da kamen schon zwei 
mit der Knarre in der Hand den Hang 
heruntergewätzt und fragten mich, ob 
ich auch nach Berlin möchte. So kam 
ich dann nach Berlin. 

UZ: Wie waren die 3. Weltfestspiele der 
Jugend? 

Gerhard Bialas: Dieses riesige Erlebnis 
der 3. Weltjugendspiele, die vielen tau¬ 
senden aus allen Ländern, mit denen 
man im Gespräch war, das fand ich so¬ 
was von überwältigtend. Jugend aller Na¬ 
tionen gegen den Krieg, da habe ich mir 
überlegt, das ist eigentlich meine Sache. 

UZ: Wie ging es dann weiter? 

Gerhard Bialas: Mit 3 000 anderen bin 
ich dann wieder in Hof über die Grenze. 
Da wurden wir auf einem Stoppelfeld 
vom Bundesgrenzschutz umzingelt. Da 
haben die Grete Thiele und der Walter 
Fisch, beide KPD-Bundestagsabgeord- 
nete, mit den denen verhandelt. Es hieß 
dann, wenn wir uns registrieren lassen, 
dann bekommen wir keinen Strafbe¬ 
fehl. Dann wurden wir auf LKWs ver¬ 
frachtet und zu ihrer Grenzstation ge¬ 
schafft und alle registriert. Danach hat 
der Bundesgrenzschutz einen Sonder¬ 
zug zur Verfügung gestellt. 


Eine Weile später habe ich dann 
vom Amtsgericht in Horb einen Straf¬ 
zettel über 12 Mark wegen unerlaubten 
Grenzübertrittes bekommen. Obwohl 
die versprochen haben, wir bekommen 
keinen Strafzettel. Da habe ich einen 
Rechtsanwalt genommen für die Ge¬ 
richtsverhandlung, die dann kam. Er 


erreichte, dass das Verfahren nach Tü¬ 
bingen überstellt wird. Ich lebte damals 
schon in Tübingen. Aber danach kam 
nichts mehr. Später stand ich wieder 
vor Gericht und wurde gefragt, ob ich 
vorbestraft bin. Ich sagte, nicht dass ich 
wüsste, aber da war mal so eine Sache 
mit Grenzverkehr. Da erfuhr ich, dass 
das Verfahren wegen Geringfügigkeit zu 
Lasten der Staatskasse eingestellt wurde. 

UZ: Wie bist du zur KPD gekommen? 

Gerhard Bialas: Ich war ja schon nach 
Tübingen gezogen, habe hier am Bau 
gearbeitet und hab dann die Bauarbei¬ 
ter gefragt, wo hier die KPD ist. Sie ha¬ 
ben es mir gesagt und dann bin ich dort 
hin und hab einen Zettel in den Brief¬ 
kasten gesteckt. 

Die KPDler haben dann mit mir 
Kontakt aufgenommen und mich erst¬ 
mal gefragt, wo mein Name Bialas her 
sei, im Schwäbischen gäbe es sowas 
gar nicht. Ich hatte dann Kontakt mit 
der KPD und der verbotenen FDJ. Bei 
der FDJ habe ich 
feste mitgemacht, 
das war eine pri¬ 
ma Sache. Ich hab 
den KPD-Kreis- 
sekretär, Albert 
Fischer jr., der 
schon beim Kom¬ 
munistischen Ju¬ 
gendverband und 
dann sechs Jahre 
im KZ Buchen¬ 
wald gewesen war, und seinen Vater, 
der KPD-Landtagsabgeordneter von 
Hohenzollern hier in Bebenhausen und 
12 Jahre in Buchenwald gewesen war, 
kennen gelernt. Die Leute haben mich 
überzeugt, weil die so rangegangen sind 
im Widerstand. Im Oktober 1951 bin 
ich dann in die KPD eingetreten. Der 
Albert Fischer jr. hat für mich gebürgt. 

UZ: Wie bist du nach Tübingen gekom¬ 
men? 

Gerhard Bialas: Mein Onkel in Horb 
hatte eine Baukantine und eröffnete 
dann hier eine in Tübingen. Ich wohn¬ 
te und arbeitete bei meinen Onkel und 
meine Aufgabe war der Aufbau der 
Baukantine für eine Brauerei. Dann 
habe ich mich mit dem Kapo verkracht 


und hab meine Papiere bekommen. 
Im Winter war ich arbeitslos und dann 
habe ich eine Zuweisung bekommen 
für eine Baumaßnahme in Tübingen- 
Holderfeld, da war ein Munitionslager 
gebaut worden für die Franzosen. Das 
wusste aber niemand. Ich bin hoch in 
die Baukantine zum Kapo. Ich wollte 
aber erstmal wissen, was hier gebaut 
wird. Der Kapo wollte damit nicht he¬ 
raus. Dann hat er es zugegeben und 
ich meinte, er kann gleich draufschrei¬ 


ben, Arbeit verweigert. Dann bin ich 
wieder zum Arbeitsamt. Dort meinte 
der Sachbearbeiter, ich bekomme eine 
Sperrschicht und wir müssen ein Pro¬ 
tokoll aufnehmen. Könnt ihr machen, 
meinte ich zu ihm, dann gehe ich aber 
zur Zeitung. Man kann mich nicht dazu 
zwingen für Kriegsmaßnahmen zu ar¬ 
beiten. Das hat er dann eingesehen und 
den Bogen wieder aus der Schreibma¬ 
schine genommen und meinte, stem¬ 
peln Sie weiter. 

UZ: Was waren deine Aufgaben in der 
KPD? 

Gerhard Bialas: Kurze Zeit nach mei¬ 
nem Eintritt bin ich zum Ortsgruppen¬ 
vorsitzenden gewählt worden. Dann 
hatte ich auch entsprechende Kon¬ 
takte zu den Genossen in Mössingen, 
die den Generalstreik vor 85 Jahren 
gemacht haben. Denen habe ich im¬ 
mer Materialien mit dem Fahrrad ge¬ 
bracht. Ich war in der Antikriegs- und 
Kriegsdienstverweigererbewegung ak¬ 


tiv und habe Sprüche wie „Allgemeine 
Wehrpflicht ohne uns“, „Deutsche an 
einen Tisch“, „Für Gesamtdeutschen 
Friedensvertrag“ an Wände geschrie¬ 
ben. Die Zeit war rege. Man hat mich 
aber nie so an den Kragen gekriegt, 
dass ich vorbestraft worden wäre. Ich 
saß in meinem Leben nicht eine Stun¬ 
de im Loch. 

Das einzige Mal habe ich einen Straf¬ 
zettel über 5 Mark wegen unerlaubten 
Verteilens von Flugblättern vor den 
Montanwerken hier in Tübingen be¬ 
kommen, die ich in drei Raten abge¬ 
stottert habe. Man musste damals die 
Flugblätter, die man verteilen wollte, 
von der Polizei genehmigen lassen. Das 
haben wir nicht gemacht. So war das 
hier mit der Demokratie, von wegen 
Freiheit in Schrift und Rede. 


UZ: Wie hast du das KPD-Verbot er¬ 
lebt? 

Gerhard Bialas: Ich war Vorsitzender 
der Tübinger KPD bis zum Verbot. 
Noch am Morgen des Verbotstags ha¬ 
ben wir vor den Montanwerken Flug¬ 
blätter gegen das KPD-Verbot verteilt. 
Meine Frau Christa war hochschwanger 
dabei. Es hat geschifft wie aus Kübeln. 

Am Tag des Verbots hatte ich mit 
dem Genossen Edmund Offenburger, 


der schon zwei Mal inhaftiert war we¬ 
gen illegaler Tätigkeit für die FDJ, den 
Auftrag, das Büro zu übergeben. Das 
Büro war in der Neckarhalde 22 und 
wir haben die Polizei in Empfang ge¬ 
nommen, als sie kamen. Die haben 
gesagt, sie wären eigentlich von der 
Mordkommission und es wäre ihnen 
peinlich. Die haben dann alles abge¬ 
holt, was noch da war. Es war ja keine 
Schreibmaschine, kein Garnichts mehr 
da, das war alles schon versteckt. Paar 
Flugblätter und Kinderbücher waren 
noch da. Wir sagten, alles muss regist¬ 
riert werden, weil Wiedergutmachungs¬ 
ansprüche gestellt werden. Dann wurde 
eine Sekretärin geholt und alles aufge¬ 
schrieben. Es kam der Lastwagen und 
dann haben sie das Zeug aufgeladen. 
So war das mit dem KPD-Verbot. 

UZ: Wie sah euer Kampf während der 
Illegalität aus? 

Gerhard Bialas: Es war eine schlimme 
Zeit. Du konntest nicht mal das Wort 
Sozialismus hier 
in den Mund neh¬ 
men. Da musstest 
du schon Angst 
haben, eins über 
die Rübe zu be¬ 
kommen. Das war 
schlimm mit dem 
Antikommunis¬ 
mus und der gan¬ 
zen Hetzpropa¬ 
ganda damals. Es 
wurden Hausdurchsuchungen gemacht. 
Interessanterweise haben sie mich aus¬ 
gespart. Wahrscheinlich haben sie ge¬ 
dacht, der ist so bekannt, da ist sowieso 
nichts zu holen. 

Dann hat sich die Deutsche Frie¬ 
densunion (DFU) gegründet. Ich war 
kein Freund der rein illegalen Arbeit, 
sondern ich dachte, gegen den Krieg 
muss man öffentlich auftreten. Da 
war ich DFU-Bezirksvorsitzender von 
Reutlingen-Tübingen und von daher 
habe ich erst 1969 in der DKP Funk¬ 
tionen übernommen. Ich musste erst¬ 
mal meine Funktionen in der DFU los 
werden. 

Mit der DFU habe ich die Forderung 
garnisonsfreies Tübingen aufgestellt. 
100 Jahre Garnisonsstadt Tübingen sind 
genug, Abzug aller Besatzungstruppen, 


Franzosen raus und keine Bundeswehr 
rein, waren damals die Schlagworte. 
Die hatten wir schon mit der KPD ent¬ 
wickelt. Daran konnte man dann auch 
anknüpfen. Die Friedenspolitik hat 
mich nachhaltig geprägt, mit der Rena¬ 
te Riemeck und dem Graf von Westpha- 
len, der sein Gut verkauft hatte, um den 
Wahlkampf mitzufinanzieren. 

Als dann die Garnison gegangen ist, 
waren viele Wohnungen da, die zum Teil 
in Sozialwohnungen umgewandelt wor¬ 
den sind. Ich habe ja 1951 die Häuser für 
die französische Garnison hier in Tübin¬ 
gen mitgebaut. Da wurde ein ziemlich 
großer Teil der damaligen Wohnungsnot 
beseitigt. Heute habe wir wieder eine 
neue, aber das war eine sehr gute Sache. 

UZ: Wie hast du die Neukonstituierung 
der DKP erlebt? 

Gerhard Bialas: Zusammengekommen 
sind die Genossen 1968 in der Gaststät¬ 
te Bavaria, gleich nach der Neukons¬ 
tituierung der DKP. Da waren Christa 
und ich auch dabei und sind gleich Mit¬ 
glied geworden. 

UZ: Wann kam die Idee auf zum Stadt¬ 
rat zu kandidieren? 

Gerhard Bialas: Die kam 1973 auf. Wir 
müssen schauen, dass wir in diesen Ge¬ 
meinderat reinkommen. Das war ja auch 
eine schlimme Zeit mit den Berufsver¬ 
boten, aber wir hatten einen starken 
MSB-Spartakus, Betriebsgruppen. Vie¬ 
le Genossen waren da. Wir haben uns 
stark genug gefühlt eine eigene Liste 
aufzustellen. Wir sind dann auf Anhieb 

1975 zu zweit reingewählt worden. 

UZ: Was habt ihr damals an Wahlkampf 
gemacht? 

Gerhard Bialas: Viele haben sich an 
meinem polnischen Namen Bialas ge¬ 
stört. Da musste ich erstmal die Leute 
an meinen Namen gewöhnen. Ich habe 
angefangen Leserbriefe zu schreiben. 
Bis zum heutigen Tag, bin ich der, der 
am meisten Leserbriefe hier in Tübin¬ 
gen geschrieben hat. Ich wurde mal 
extra im „Schwäbischen Tagblatt“ als 
Leserbriefweltmeister vorgestellt. Das 
waren so 22 Leserbriefe pro Jahr. Das 
hat mich bekannt gemacht. Die Leute 
haben sich daran gewöhnt, dass ich Bi¬ 
alas heiße und auch daran, dass ich in 
der DKP, dass ich ein Kommunist bin. 
Daneben haben wir als DKP viel Ar¬ 
beit in die Bürgerinitiativen gesteckt, 
wie für die Abschaffung der Einwoh¬ 
nersteuer zum Beispiel, zur Auflösung 
der Garnison oder BI Weststadt. Das 
hat uns bekannt gemacht. Aber auch 
in Vereinen war und bin ich aktiv. Ich 
soll bald die Urkunde für 70 Jahre im 
deutschen Imkerbund bekommen. 

Schon nach dem KPD-Verbot, nur 
um weiter Kontakt zu den Genossen 
halten zu können, bin ich mit Christa 
in den Volkschor Tübingen reingegan¬ 
gen. Der Volkschor Tübingen war ein 
Zusammenschluss, der nach 1945 ent¬ 
standen ist aus den zwei verbotenen 
Gesangsvereinen, „Frohsinn“ von der 
KPD und „Vorwärts“ von der SPD. Da 
habe ich viele Genossen kennengelernt. 

UZ: Wie hat der Staat auf eure Kandi¬ 
datur reagiert? 

Gerhard Bialas: Wir haben für die Kan¬ 
didaturen viele Genossinnen und Ge¬ 
nossen gebraucht. Da haben an die 30 
Berufsverbote in Tübingen gekriegt. 
Harald Schwaderer, der mit mir im Ge¬ 
meinderat war, hat auch Berufsverbot 
als Lehrer bekommen. Das war schon 
eine sehr harte Zeit. Ich muss heute 
noch sagen, das war eine ganz große 
Mutprobe für die jungen Genossinnen 
und Genossen, da mitzumachen. 

1976 bin ich dann noch in den Kreisrat 
gekommen. Da sind sie mir mit realer 
Sozialismus und wie schlimm der sei, 
gekommen. Ich hab ihnen dann ihren 
realen Kapitalismus um die Ohren ge¬ 
hauen. 

Das Gespräch führte Christoph Hentschel 



Und Fackeln verbrannten die Nacht. 

Und Trümmer vergruben das Glück. 
Vorwärts Freunde! Auf Friedenswacht! 
Kriegsweihnacht verfluchte, kehr nie zurück! 

Gerhard Bialas, Lebensfülle - Gedichte aus sieben Jahrzehnten, 2014 
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Die Mitglieder der DKP Gruppe Elmshorn 
trauern um ihr langjähriges Mitglied 

Edgar Wolf 

Edgar war ein überzeugter Kommunist und Streiter für 
eine sozialistische Zukunft. 

ln Elmshorn haben er und seine Frau Heide sich nach 
Kräften an allen Aktivitäten beteiligt. Besonders lagen ihm 
das Wasserturmfest und das UZ-Pressefest am Herzen. 

Er war außerordentlich belesen und brachte in Debatten 
seinen Standpunkt ein. 

Neben seinem politischen Engagement war er seit Jahr¬ 
zehnten ein Kenner und Fan der Hamburger Jazzszene. 
Heide und er waren Stammgäste im „Cotton Club". 

Vor kurzem feierten wir seinen 85. Geburtstag - jetzt 
müssen wir uns verabschieden. 

DKP Elmshorn 
DKP Kreis Pinneberg 


Am 23. März 2018 starb unsere Genossin 

Gretel Weber 

im Alter von fast 99 Jahren. 

Als Kind in einer kommunistischen Arbeiterfamilie aufge¬ 
wachsen, lernte Gretel schon früh die Armut und Not, aber 
auch die Solidarität ihrer Klassengenossinnen kennen. Bei 
den Hausdurchsuchungen der Faschisten versteckte sie 
unter ihrer Kleidung Schriften und Flugblätter der KPD. 

Ihr Mann Karl, der bereits bei den Nazis im KZ war, wurde 
nach dem KPD-Verbot 1956 verhaftet. Für Gretel, allein 
mit ihren beiden kleinen Söhnen, war das wieder eine 
schwere Zeit, aber sie konnte auf die Solidarität ihrer 
Genossinnen zählen. Diese Erfahrungen prägten sie, des¬ 
halb war ihr der Kampf gegen Faschismus und Krieg und 
für den Sozialismus immer wichtig. Als Zeitzeugin beim 
Stadtjugend ring und bei der Stolpersteininitiative vermit¬ 
telte sie ihre Erfahrungen an jüngere Generationen. 

ln ehrendem Gedenken 

DKP Gruppe Stuttgart Nord, DKP Kreis Stuttgart 
Waldheim Stuttgart e.v. Clara-Zetkin-Haus 

Die Urnenbeisetzung findet am Freitag, 13. April um 
13.00 Uhr auf dem Friedhof S-Botnang statt. 


Für Frieden, Arbeit, Solidarität! 

Kreismitgliederversammlung (KMV) der DKP München 
Tagesordnung: 

• Begrüßung und Konstituierung 

• Diskussion & Beschlussfassung über die künftige 
Struktur & Arbeitsvorhaben des Kreises München 

• Diskussion & Beschlussfassung zur Umsetzung 

der Kampagne „Abrüsten statt Auf rüsten" in München 

• Diskussion um die Beteiligung am Pressefest 

Nach dem turbulenten Start und der Reorganisation des 
DKP Kreises München konnte der Kreisvorstand bereits 
einige wichtige Vorhaben umsetzen. Wir wollen auf dieser 
Kreismitgliederversammlung über den Kreis München, 
seine künftige Struktur und Arbeitsweise sowie über die 
Struktur der Gruppen diskutieren. Wie wollen wir die Ar¬ 
beit zukünftig gestalten? Der Kreisvorstand wird dazu 
einen Vorschlag erarbeiten, den wir auf der KMV disku¬ 
tieren wollen. Ebenso wollen wir diskutieren, welche poli¬ 
tischen Schwerpunkte wir uns für 2018 vornehmen, wel¬ 
che Aktivitäten wir entwickeln wollen und wie wir unsere 
Bildungsarbeit gestalten wollen. 

Samstag, 28. April 2018 111:00 Uhr 
Kommtreff, Holzapfelstraße 3, München 


H Veranstaltungen des Kuratoriums der 
„Gedenkstätte Ernst Thälmann" e.v. 
im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66 
Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 

Am Montag, 16. April um 15 Uhr 
Die Gedenkstätte ist ganztägig geöffnet. 

Ansprache Hein Pfohlmann, 1. Vorsitzender des Kura¬ 
toriums der Gedenkstätte „Ernst Thälmann ev.", wei¬ 
tere Ansprachen des Bezirksvorstandes der DKP Ham¬ 
burg (angefragt), der SDAJ Hamburg (angefragt), der 
KPF der Partei die Linke, der DIDF Hamburg. Musikali¬ 
sche Untermalung der Songgruppe Hamburg, Diskussi¬ 
onen, Gespräche, Kaffee und Kuchen. 

(Busverbindung Linien 20, 22, 25 und Schnellbus 
34+39 U-Bahn Kellinghusenstraße) 

Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 
E-Mail: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 
Spendenkonto: IBAN:DE 98 2001 0020 0133 7372 04 
BIC : PBNKDEFF 


Man sollte alle Tage wenigstens ein kleines Lied hören, ein gutes Buch lesen und 
wenn es möglich ist, einige vernünftige Worte sprechen. 

Frei nach Johann Wolfgang von Goethe 



Du warst immer für uns da. 

Mit Dir haben wir den Mittelpunkt unserer Familie verloren. 

Edith Reuther 

geb. Bartkewitz 

* 23. Januar 1927 t 3. April 2018 

Sonja 

Marion und Bernd 
Willy und Dagmar 
Birgitt und Meinhard 
Andreas und Bettina 
Andrea, Jan, Neele und Till 
Tim, Crissi, Justus und Julia 
Marc, Vanessa und Nils 
Meike, Björn und Lina 
Anica und Till 

Hilde, Franz, Siegfried, Norbert, Hans-Jürgen und Elke 
Christa und Armin 
Verwandte und viele Freunde 


Kondolenzadresse: 

Familie Kooymann, c/o Franz Schlüter Bestattungen, Bahnhofstraße 181,47137 Duisburg 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet statt am Freitag, dem 20. April 2018, 
um 10.30 Uhr, Neue Halle Waldfriedhof, 47055 Duisburg, Düsseldorfer Straße 601. 

Anstelle von Kränzen und Blumen bitten wir im Sinne unserer Mutter um eine Spende an das 
PanDu - Palliativnetz Duisburg e.V. Gespendet werden kann auf das Konto: 

Volksbank Rhein-Ruhr, IBAN: DE74 3506 0386 4222 2200 07 BIC: GENODED1VRR 
Stichwort: Edith Reuther. 




Mit Beiträgen von: Dietmar Dath, Jenny Farrell, 
Georg Fülberth, Wolfgang Jantzen, Thomas 
Metscber, Klaus Müller, Richard Sorg und Floiger 
Wendt 

Weitere Themen: Jörg Kronauer, Russland im 
Fadenkreuz • Achim Bigus, Metall-Tarifabschluss 
2018 • Beate Landefeld, SPD-Krise und Erneue¬ 
rungsdiskussion • Wolfgang Garbers, Digitali¬ 
sierung - Hype oder Drohkulisse? • Hans Haut¬ 
mann, Finanzkapital und Anschluss Österreichs 

• Lena Kreymann an den SDAJ-Bundeskongress 

• Wera Richter über den DKP-Parteitag • Rezen¬ 
sionen 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 



Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


„Die Sinnlichkeit der 
Vernunft" 

Hans Heinz Holz 

Gespräche mit Arnold 
Schölzel und Johannes 
Oehme. 



336 Seiten 
Verlag: Das 
Neue Berlin, 
2018 

20,- Euro 
plus Porto 


uzshop.de 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g 
für 3,- € + Porto; 

ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


www.marx-engels-stiftung.de 


jie Erinnerung: 
ennamen 
,pril - Hof /S. 


Hotel Strauß, 
Bismarckstr. 31 

18.00-21.00 Uhr 


( -'S 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot 8c Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Für die zahlreichen Glückwünsche aus Nah und Fern zu 
unserem 70. Hochzeitstag möchten wir auf diesem Wege 
unseren aufrichtigen Dank aussprechen. Die eindringliche 
Empfehlung, noch viele Jahre gemeinsam miteinander zu 
verbringen, werten wir als Auftrag und werden ihn strikt 
einhalten. Versprochen. 

Ein Glückauf Euch allen und bis bald mal wieder 

Tilly und Willi Hendricks 
Duisburg 


Unsere 

„Biggi" Lossdörfer 

wurde am 5. April 60 Jahre jung 

Seit ihrem Eintritt 1982 in die SDAJ in Hessen war sie ak¬ 
tiv, engagierte sich dann mit Elan als Mitglied der SDAJ- 
Geschäftsführung, als Organisatorin eines der größten 
Pfingstcamps der BRD 1985, als Kommunalwahl-Kandida¬ 
tin der DKP in Kassel. 

Ende der 1980er Jahre zog Biggi in den Norden nach Kiel. 
Auch als Mutter von zwei Kindern blieb sie aktiv: Seit Jah¬ 
ren ist sie Kreisvorsitzende der DKP in Kiel, bis 2017 lang¬ 
jähriges Bezirksvorstandsmitglied in Schleswig-Holstein 
und außerdem seit dem 20. Parteitag 2013 Mitglied des 
Parteivorstands. 

Wir gratulieren Biggi herzlich zum Geburtstag und freuen 
uns sehr, sie in unserer Mitte zu haben. 

Deine Kinder, 

Deine Freundinnen und Genossinnen 
DKP Kiel 

DKP Schleswig-Holstein 
DKP-Parteivorstand 


Karl-Liebknecht-Schule 

Die Karl-Liebknecht-Schule der DKP bietet an: „Rein in 
den politischen Frühling - mit Marx, Engels und Lenin" 

Seminar l 
576. 5. 18 

Kommunistische Antifa-Politik 

Warum haben die Ultrarechten in der BRD und in Europa sol¬ 
chen Zuspruch? Was heißt „Rechtspopulismus?" Wie erklären 
sich die Erfolge von PEG IDA, AfD oder anderen? Was tun ge¬ 
gen ihren wachsenden Einfluss - auch in der Arbeiterklasse 
und in Betrieben? Warum braucht man zwar die „Hoheit über 
die Stammtische?" Warum ist aber auch der Antikapitalismus 
nötig und warum gehört auch noch was anderes dazu? Zum 
Beispiel antifaschistische Bündnispolitik? 

Macht es Sinn über „Kampfformen" zu streiten? Wie kommen 
junge „Antifas" und „traditionelle" Antifaschisten in der ge¬ 
meinsamen Aktion und Diskussion zu noch mehr Gemeinsam¬ 
keiten? Was hat der antifaschistische Kampf mit der antimo¬ 
nopolistischen und antikapitalistischen Strategie der DKP zu 
tun? Was war da eigentlich mit Georgi Dimitroff und dem VII. 
Weltkongress der Kommunistischen Internationale? 

Referenten: Susann Witt-Stahl: Autorin („Antifa heißt Luftan¬ 
griff"), ehern. Chefredakteurin von „Melodie und Rhythmus"), 
Uli Sander (Bundessprecher VVN-BdA); Dr. Hans-Peter Brenner 
(Stellv. Vors, der DKP) 

Seminar: II 

Grundlagen kommunistischer Politik 
10. 5.18-13. 5.18 

Ein Einführungsseminar im besten Sinne des Wortes. Geeig¬ 
net nicht nur für am Marxismus-Leninismus interessierte 
neue Mitglieder oder Sympathisanten, sondern auch für „alte 
Häsinnen und Hasen". 

Das Seminar beschäftigt sich mit Grundlagen der 

# Marxistischen Philosophie 

# Politischen Ökonomie 

# Lehre vom Klassenkampf 

Wir lesen ausgewählte Texte der marxistischen Klassiker, 
diskutieren in Arbeitsgruppen und hören und besprechen 
erläuternde Einstiegsreferate. 

Dazu gibt es einen übersichtlichen Lern- und Studienplan. 
Referenten: Mark Hadyniak, Percy Pflüger, Richard Höhmann 

Anmeldungen 

» per Mail: kls@dkp.de 
» per Post: Karl-Liebknecht-Schule der DKP, 

Am Stadtrand 68, 51373 Leverkusen 

Kostenbeitrag: 

Wochenendseminar 25,- (bei Anreise am Vortag 30,-) 
4-Tage-Seminar: 60,- ( bei Anreise am Vortag 65,-) 



www.jungewelt.de/probeabo 
Abotelefon: 0 30/53 63 55 84 


H twitter.com/jungewelt f www.facebook.com/junge.welt 


Zeit, sich ein 
anderes Bild 
von der Weif 
zu machen. 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 13. April 2018 



Aufschwung der 
Arbeiterjugend 

„BILD schoss mit“, 

UZ vom 6. April, Seite 1 

Zwei Dinge werden in 68er-Bilanzen 
oft übersehen: Die organisierte Ar¬ 
beiterjugend nahm wieder einen Auf¬ 
schwung, völlig unabhängig von Rudi 
Dutschke o.ä., Falken und Sozialisti¬ 
sche Deutsche Arbeiterjugend (am 
150. Karl-Marx-Geburtstag gegrün¬ 
det) drückten auf die Gewerkschaf¬ 
ten, so dass 1969 eine zehntausend¬ 
köpfige Menge in Köln für Arbeiterju¬ 
gendforderungen demonstrierte. Vor 
allem ging es gegen „Omas Gewer¬ 
beordnung“ aus preußischen Zeiten. 
1904 hatte diese und ihre Wirkungen 
zum Freitod eines Berliner Schlosser¬ 
lehrlings geführt, der gemäß damals 
noch gültiger preußischer Gesetzes¬ 
lage der „väterlichen Erziehungsge¬ 
walt“ seines Meisters unterstand und 
Merkmale fortgesetzter körperlicher 
Misshandlung aufwies. Gegen solche 
Lehrlingsschinderei entstand die Ar¬ 
beiterjugendbewegung, die ab 1968 
wieder Aufschwung nahm. 

Die Gewerbeordnung wurde ab¬ 
geschafft, ein neues Gesetz kam zu¬ 
stande. Zweitens wird jedoch ein Ne¬ 
gativposten heute wieder sichtbar: 
Die 68er-Kapitalismuskritik wurde 
zurückgedreht. Verfassungsschutzäm¬ 
ter werten sie als verfassungsfeindlich, 
antifaschistische Kapitalismuskritik 
wird als nicht grundgesetzkonform ge¬ 
wertet. So kehrt der Inlandsgeheim¬ 
dienst zu seinen postfaschistischen 
Ursprüngen zurück. Sogar der Schwur 
der Häftlinge von Buchenwald wird 
als verfassungsfeindlich eingestuft, 
weil er für die Beseitigung des Nazis¬ 
mus „mit seinen Wurzeln“ eintritt, und 
Linke sähen diese Wurzeln in jeglicher 
bürgerlicher Ordnung. Das ist absurd. 
Demokratie und Meinungs- und Wis¬ 
senschaftsfreiheit warten auf konse¬ 
quente Verteidigerinnen und Vertei¬ 
diger! 

Ulrich Sander ; Dortmund 

Zynisch 

„Neue Helden“, 

UZ vom 6. April, Seite 9 

Danke für den Kommentar zum neu¬ 
en Stand des Traditionserlasses und 
der Hannoveraner Kasernenumbe¬ 
nennung. Meinem Empfinden nach 
hat diese Geschichte erstaunlich 
wenig Reaktion im linken und fort¬ 
schrittlichen Lager erfahren. Grenzt 
doch diese Umbenennung von einem 
klassischen imperialistischen General 
(nach dem die Kaserne seit 1933! be¬ 
nannt war) nach nun einem Opfer ak¬ 
tueller expansionistischer und imperi¬ 
alistischer Politik („Unsere Sicherheit 
wird ... am Hindukusch verteidigt“) 
geradezu an Zynismus. Ganz anders 
wäre es gewesen und der Umbenen¬ 
nung voll zuzustimmen, wenn sie ein¬ 
hergegangen wäre mit der sofortigen 
Einstellung aller Auslandseinsätze der 
Bundeswehr. Da stünde das Todesop¬ 


fer Lagenstein ehrenvoll für alle un¬ 
sinnigen Todesopfer bei Auslandsein¬ 
sätzen (per 31.7.2017 nach Bundes¬ 
wehrangaben 109). 

Warum in den Beckerschen Arti¬ 
kel Kaufbeuren geraten ist, wirft Fra¬ 
gen auf. Der dortige Fliegerhorst war 
noch nie, auch nicht zu Zeiten des Fa¬ 
schismus, nach einer Person benannt. 
Zur gesamten Bundeswehrzeit (mo¬ 
mentan wird über seine Stilllegung 
diskutiert) hieß er „Technische Flie¬ 
gerschule I“ oder „Technisches Aus¬ 
bildungszentrum“ oder ähnlich. 

Fakt ist aber, dass die erste Um¬ 
benennung einer unrühmlich „be¬ 
lasteten“ Kaserne in Kaufbeuren ih¬ 
ren Anfang nahm: 1988 forderte der 
Kaufbeurer Religionspädagoge und 
Pax-Christi-Aktive Jakob Knab die 
Umbenennung der „Generaloberst- 
Dietl-Kaserne“ in Füssen in „Leut- 
nant-Kitzelmann-Kaserne“ (einem 
religiös-christlich motivierten All¬ 
gäuer Bauernsohn, der wegen Wehr¬ 
kraftzersetzung 1942 in Orel von ei¬ 
nem Feldgericht zum Tode verurteilt 
wurde). Die Auseinandersetzungen 
darüber, wie auch die über die „Ge- 
neral-Dietl-Straßen“ in verschiedenen 
Orten, zogen sich über Jahre hin. Erst 
1995 verfügte Verteidigungsminister 
Volker Rühe die Umbenennung der 
Füssener Dietl-Kaserne - als erste von 
nachfolgend 16 anderen Kasernen - in 
„Allgäu-Kaserne“. 

Kurt Wirthy Kempten 

Engstirnig 

„Kein Frieden mit der AfD“, 

UZ vom 6. April, Seite 5 

Zwar hat sich Tom Talsky mit seinem 
Bericht über den Ostermarsch in 
Landshut zu Recht mit der Friedens¬ 
demagogie der AfD auseinander ge¬ 
setzt. So weit, so gut. 

Allerdings schreibt er auch, dass 
viele Redner die wichtigen Fragen 
wie Verdoppelung des Rüstungshaus¬ 
halts, Kriegshetze gegen Russland 
oder die deutsche Unterstützung des 
türkischen Einmarschs ins nordsyri¬ 
sche Afrin nicht thematisiert hätten, 
sondern sich nur auf die rassistischen 
Äußerungen der AfD konzentriert 
hätten. 

Der einzige Hauptredner auf dem 
Ostermarsch Landshut (neben Kurt 
Büttner, der sich speziell mit der AfD 
auseinandersetzen sollte) war Walter 
Listl. Er hat alle die Themen, die Tom 
vermisste, ausführlich behandelt. Al¬ 
lerdings darf wohl eine „Unperson“ 
nicht mehr in der Berichterstattung 
der UZ Vorkommen. So viel Engstir¬ 
nigkeit hatte ich mir nicht vorstellen 
können. 

Sonja Schmidy per E-Mail 

Wirklichkeit bewerten 

„Erfolge der Kommunisten“, 

UZ vom 29. März, Seite 7 

Liest man die UZ vom 29. März, be¬ 
kommt man den Eindruck, dass es mit 
den Kommunisten in den Niederlan¬ 


den bergauf geht. „Erfolge der Kom¬ 
munisten“ lautet die Überschrift des 
Artikels über die Kommunalwahlen 
vom März. Daraus entnimmt man 
die Information, dass „besonders in 
Friesland der Stimmenzuwachs für 
die Kommunisten auffallend“ gewe¬ 
sen wäre. Daraus ergibt sich für den 
Leser, dass es anderswo auch Erfol¬ 
ge gab, wenn auch weniger auffallen¬ 
de. Die Neue Kommunistische Par¬ 
tei (NCPN) habe von der Unzufrie¬ 
denheit mit der Sozialistischen Partei 
(SP) profitiert. 

Hätte sich die UZ Lenins Aussage 
„Zahlen sind das zuverlässigste Mittel 
zur Bewertung der Wirklichkeit“ zu 
Herzen genommen, wäre der Beitrag 
weniger schönfärberisch ausgefallen. 

Der Stimmenzuwachs in Friesland 
war in der Tat auffallend, weil er der 
einzige war. 

Die NCPN hat in nur zwei (von 
355) Gemeinden kandidiert. Nämlich 
in De Fryske Marren und in Heiloo. 
Bei den letzten Wahlen kandidierte 
sie auch nur in diesen beiden Ge¬ 
meinden, aber 2010 immerhin noch 
in sechs Gemeinden. 

Bei den letzten Wahlen bekam 
die NCPN in Heiloo 1 164 Stimmen 
(10,43 Prozent und 2 Sitze). Jetzt wa¬ 
ren es 882 (7,44 Prozent und 1 Sitz). 
Also kein Erfolg, sondern ein „auf¬ 
fallender“ Verlust. 

In De Fryske Marren wurden 
beim letzten Mal 1174 Stimmen für 
die NCPN abgegeben (5,68 Prozent, 

1 Sitz). Im März stimmten 1 464 Wäh¬ 
ler/innen für die NCPN (6,29 Prozent, 

2 Mandate). 

Worin bestehen also die „Erfolge 
für Kommunisten“? Ihre Mandats¬ 
zahl blieb unverändert bei drei - ei¬ 
nen Sitz verloren und einen gewon¬ 
nen. 

Ihre gesamte Stimmenzahl stieg 
tatsächlich, nämlich um acht Stim¬ 
men von 2 338 auf 2 346. Allerdings 
wurden in den beiden Gemeinden 
diesmal von 35 099 Menschen gülti¬ 
ge Stimmen abgegeben gegenüber 
31838 beim letzten Mal. Der Stimme- 
nateil der NCPN in den beiden Ge¬ 
meinden sank also von 7,34 Prozent 
auf 6,68 Prozent. 

Man hätte den Artikel also al¬ 
lenfalls mit „Geringere Verluste der 
Kommunisten“ oder „Niedergang ge¬ 
bremst“ überschreiben können. 

Übrigens, dass diese „Erfolge“ mit 
der „Unzufriedenheit mit der SP“ zu 
tun haben könnten, ist schwer mög¬ 
lich, denn die SP kandidierte in bei¬ 
den Gemeinden weder dieses Jahr 
noch beim letzten Mal und konnte 
so auch keine Stimmen an die NCPN 
verlieren. 

Nico Biver, per E-Mail 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst 
nichtlänger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzei¬ 
chen) sein. Die Redaktion behält sich außer¬ 
dem vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken, Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1; 19 Uhr 


SA ★ 14 . APR 


Nürnberg: Buchverkauf von linker und re¬ 
volutionärer Literatur im Roten Zentrum bis 
Sonntag, Reichstraße 8,13 Uhr_ 

Stuttgart: Friedenspolitische Kultur¬ 
veranstaltung auf der 11. Feuerbacher 
Kultur- und Einkaufsnacht, Friedenstreff 
Stuttgart-Nord, Kita 49, Stuttgarter Straße 
49,18 Uhr 


MO ★ 16 . APRIL 


Hamburg: Zum 132. Geburtstag von Ernst 
Thälmann u.a. mit Hein Pfohlmann, 1. Vor¬ 
sitzender des Kuratoriums der Gedenkstätte 
Ernst Thälmann eV., Thälmann-Haus, Tar- 
penbekstraße 66,15 Uhr_ 

Chemnitz: Gedenkveranstaltung zum Ge¬ 
burtstag Ernst Thälmanns am Chemnitzer 
Thälmann-Denkmal, Schloßteich (Arndt¬ 
platz), 16 Uhr 


Ml ★ 18 . APR 


Bielefeld: Verleihung der BigBrotherAwards 
am Freitag, Digitalcourage e.V., Großes 
Haus des Stadttheaters Bielefeld, Nieder- 
wall 27,18 Uhr_ 

Wuppertal: Auswertung des Parteitages 
mit Patrik Köbele, DKP Wuppertal, Marx- 
Engels-Zentrum, Gathe 55,19 Uhr_ 

Röthenbach/Pegnitz: Landtagswahl in 
Bayern mit Gustl Ballin, Versammlung der 
DKP Nürnberger Land, Floraheim, Sand¬ 
straße 10,19 Uhr 


DO ★ 19 . APR 


Nürnberg: Internationale Solidarität am 
Beispiel Kurdistan, Gruppenabend im Roten 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr_ 

Frankfurt a.M.: Lesekreis „Manifest der 
Kommunistischen Partei“, DKP Gruppe 
Frankfurt-Süd, Bürgerhaus Bornheim, Arns- 
burger Straße 24,19.30 Uhr 


FR ★ 20 . APR 


Hof/Saale: Umgang mit Geschichte: Der 
Kampf um die Erinnerung mit Dr. Kai Köh¬ 
ler, Jürgen Voigt und Randolph Oechslein, 
Marx-Engels-Stiftung, Hotel Strauß, Bis¬ 
marckstraße 31,18 Uhr 


SA ★ 21 . APR 


Olching: Guido Zingerl führt uns durch sei¬ 
ne Ausstellung: „Und sie machten sich die 
Erde untertan“, Anmeldung bitte über DKP 
München, KOM-Kulturwerkstatt am Olchin- 
ger Mühlbach, Hauptstraße 68,14 Uhr 


SO ★ 22 . APR 


Wuppertal: Literarischer Spaziergang zum 
„Welttag des Buches“, Zietenstraße 25,11 
Uhr 


Hamburg: Dialektisches im Kapital mit Dr. 
Arnold Schölzel, Marx-Engels-Stiftung mit 
Gesprächskreis Dialektik & Materialismus, 
Junge-Welt-Lesekreis HH und dem SDS 
HAW, HAW, Alexander Straße 1,18.30 Uhr 


Ml ★ 25 . APR 


München: Das neue bayrische Polizeiauf¬ 
gabengesetz, Gruppenabend des Betriebs- 
aktivs, KommTreff, Holzapfelstraße 3,19 Uhr 

Gießen: Vor-Mai-Veranstaltung von DKP 
und SDAJ mit Jane Zahn, Lieder und Tex¬ 
te zur Arbeiterbewegung, und Axel Koppey, 
DKP-Vorsitzender Hessen, DGB-Haus, Wall- 
torstraße 17,19 Uhr_ 

Stuttgart: Hans Roth, Bundeswehr-Whist- 
leblower und Berufsverbote-betroffener 
Lehrer, Clara-Zetkin-Haus, Waldheim Stutt¬ 
gart, Gorch-Fock-Straße 26,19 Uhr 


DO ★ 26 . APR 


Nürnberg: Betriebsratswahlen und Ge¬ 
werkschaftsarbeit, Gruppenabend im Roten 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr_ 

Frankfurt a.M.: Lesekreis „Manifest der 
Kommunistischen Partei“, DKP Gruppe 
Frankfurt-Süd, Bürgerhaus Bornheim, Arns- 
burger Straße 24,19.30 Uhr 


SA ★ 28 . APR 


Hannover: Individuum und Gesellschaft - 
Menschenbild und Persönlichkeitstheorie 
im Marxismus, Deutscher Freidenkerver¬ 
band, Freizeitheim Linden, Windheimstraße 
4,10.30 Uhr_ 

München: Kreismitgliederversammlung 

der DKP München, KommTreff, Holzapfel- 
straße 3,11 Uhr_ 

Solingen: Kultur zum 1. Mai mit Erich 
Schaffner und Georg Klemp mit ihrem Pro¬ 
gramm „Druck von unten! Warum es bes¬ 
ser ist, sich zu rühren“, DKP Solingen und 
Partei Die Linke Solingen, Südpark, Gleis 3, 
Alexander-Coppel-Straße 34,18 Uhr 


SO ★ 29 . APR 


Dachau: Gedenkfeier zum 73. Jahrestag 
der Befreiung des Konzentrationslagers Da¬ 
chau, KZ Gedenkstätte Dachau, 10.45 Uhr, 
anschließend Gedenken am ehemaligen 
SS-Schießplatz Herbertshausen, Akazien- 
ring 19, Herbertshausen_ 

Langenfeld: Gedenkstunde am Mahnmal 
Wenzelnberg, Kapeller Weg, 11 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18,45127 Essen. Die Termine erscheinen 
online auch auf news.dkp.de. 


Die Telefonnummer der UZ-Redaktion lautet: 
O2OI/177889-9O 
Bitte streicht die alte Nummer. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 1,00 € pro Monat 

□ Normalabo 2,00 € pro Monat 

□ Förderabo 3,00 € pro Monat 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 7,00 € pro Monat 

□ Normalabo 14,00 € pro Monat 

□ Förderabo 21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonneroenl □ monatlich* □ vierleljähflich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 


Hanne, Vornan - # 


□ E inzugsarmächlig u ng / S EPA-Laatachriftma ndat 


»LZ. Ori 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 



Youtuber wie Kai „Sacki“ Sackmann zeigen auf ihren Videokanälen, was man alles für das Bushcraften brauchen könnte. 

Wochenendsurviver 

Bushcraften hat mehr mit Kapitalismus als mit Natur zu tun 


Show Me Vom Soul 

Ursprünglich als reine Musiksendung 
gedacht, erstmals 1970 ausgestrahlt 
und von den immer zahlreicheren Zu¬ 
schauern auch zunächst so wahrgenom¬ 
men, ahnte niemand, welche kulturelle 
und gesellschaftliche Bedeutung „Soul 
Train“ einmal haben würde. Stars wie 
James Brown, Aretha Franklin, Stevie 
Wonder, Michael Jackson und Snoop 
Dogg interpretierten unveröffentlichte 
Songs, die später zu Hits wurden. Für 
das schwarze Amerika eine originäre 
Quelle, um Selbstbewusstsein und Wi¬ 
derstand zu entwickeln. 

Fr., 13.4., 22.00 Uhr, arte 

Die heilige Johanna 
der Schlachthöfe 

Bertolt Brechts Stück in einer Insze¬ 
nierung des Schauspielhauses Zürich, 
die 2013 zum 50. Theatertreffens Ber¬ 
lin eingeladen war. Sebastian Baumgar¬ 
tens Interpretation des Theaterstücks 
ist typisches Regietheater, begleitet 
von einem Pianisten, waten die schrill 
kostümierten Protagonisten durch den 
Morast aus Börsenspekulation, Mas¬ 
senarbeitslosigkeit und Ungerechtig¬ 
keit. Das Schauspielerensemble ent¬ 
schädigt durch Spielwitz und Tempo 
für manch schrägen Einfall. 

Sa., 14.4., 20.15 Uhr, 3sat 


Im November 2019 soll der zweite 
Teil der „Eiskönigin“ von Walt Disney 
in die Kinos kommen. Bereits im vor 
sechs Jahren erschienenen ersten Teil 
ging es Disney-unüblich nicht um die 
ewige Liebe zwischen Prinz und Prin¬ 
zessin, sondern um die Liebe zwischen 
zwei Schwestern, die durch ihre Ver¬ 
bundenheit alles schaffen können. 

Unter dem Hashtag #GiveElsaA- 
Girlfriend (dt. Gebt Elsa eine Freun¬ 
din) fordern Fans die Macher dazu auf, 
der Hauptperson, der Eiskönigin Elsa, 
eine Partnerin zu geben. Im Titelsong 
„Let it go“ des ersten Teils erkennen 
viele eine Art Outing-Hymne. Zeilen 
wie „Conceal don‘t feel, don‘t let them 
know“ (dt. Verberge, fühle es nicht, lass 
sie es nicht wissen) und dann „I don‘t 
care, what they going to say, let the 
storm rage on“ (dt. Es ist mir egal was 
sie sagen werden, lass den Sturm weiter 
wüten) sollen daraufhin weisen. 

In den USA gibt es deswegen ei¬ 
nen Aufruhr. Der konservative Pastor 
Kevin Swanson empörte sich in seiner 
Radiosendung, dass die Eiskönigin un¬ 
terschwellig Kinder mit Homosexu¬ 
alität als Normalität („Gay, Okay“) 


Blaues Blut und rote Fahnen 

Leider so spät: Ruth Mayenburg: Le¬ 
bensgeschichte einer Kommunistin. 
Es war ein Leben zwischen den Ex¬ 
tremen: adelige Herkunft, gutbürgerli- 
che Bildung, überzeugte Kommunistin 
und Spionin gegen Nazi-Deutschland, 
Komintern-Mitarbeiterin in Moskau 
bei Kriegsbeginn, sowjetische Agita¬ 
torin an der Ostfront und in den deut¬ 
schen Kriegsgefangenenlagern wäh¬ 
rend des Weltkriegs. Sie lebte später in 
Wien, meinte sich von der SU und der 
KPÖ distanzieren zu müssen und war 
dann eher eine konservative Schrift¬ 
stellerin. 

Sa., 14.4., 23.15 Uhr, 3sat 
Kommissar Beck 

„Auf dünnem Eis“ heißt die 2. Folge ei¬ 
ner kleinen Staffel, mit der das schwe¬ 
dische Fernsehen versucht, die Erfolgs¬ 
serie noch ein wenig länger laufen zu 
lassen. Mit den Geschichten, die Kri¬ 
migeschichte machten durch Sjöwall/ 
Wahlöö, haben die Storys nichts mehr 
zu tun, auch die Menge neuer Perso¬ 
nen ist zwar nett für Schauspieler und 
Schauspielerinnen, aber die 1. Folge 
war wenig spannend und eher Durch¬ 
schnitt an Krimikost. 

So., 15.4., 22.00 Uhr, ZDF 


konfrontiere. „Kleine nette Filme mit 
kleinen Dingen, die Sünde verlockend 
erscheinen lassen. Genau genommen 
einige der schlimmsten Sünden” und 
damit Kinder mit Homosexualität in- 
doktrinieren, „bis es zu spät ist“. Neben 
Petitionen im Internet rufen christliche 
Gruppen dazu auf, Postkarten an Dis¬ 
ney zu schicken. „Schützt die Unschuld 
der kleinen Mädchen und hört auf, die¬ 
se in die Welt der Homosexualität ein¬ 
zuführen“, heißt es in einer dieser Pe¬ 
titionen. 

Regisseurin Jennifer Lee sagt in 
einem Interview mit der „Huffington 
Post“ hingegen: „Ich liebe alles, was 
die Leute über unseren Film sagen und 
denken - es wird geradezu ein Dialog 
darüber geschaffen, welch wundervolle 
Filmheldin Elsa ist und wie viele un¬ 
terschiedliche Menschen sie anspricht. 
Aber wohin das alles führt, ist noch 
nicht klar. Wir haben massenhaft Ge¬ 
spräche darüber und wir gehen damit 
wirklich gewissenhaft um.“ Es bleibt 
also zu hoffen, dass die Eiskönigin Elsa 
die erste offizielle homosexuelle Dis- 
ney-Figur wird. 

Jana Sauer-Pätzold 


N achdem in den Industrieländern 
immer weniger Menschen nach 
draußen, in die Natur gehen müs¬ 
sen, um ihr Tagwerk zu verrichten, ist 
das Verlangen da, die Natur zu erle¬ 
ben. Angefangen als amüsante Spinne¬ 
rei einiger englischer Aristokraten vor 
rund 250 Jahren, erreichte das Sich-in- 
und-mit-der-Natur-Beschäftigen in den 
1920er Jahren die proletarische Schicht 
der Facharbeiter. Heute sammeln sich 
immer mehr Menschen unter dem Be¬ 
griff „Bushcraft“die ihre Wochenenden 
und Ferien mit Rucksack und Wander¬ 
stiefeln verbringen möchten. Anders 
als beim altmodischen Wandern geht 
es nicht nur darum, durch die Natur zu 
laufen, sondern mit der Natur etwas zu 
erleben. Es reicht nicht mehr (wild) zu 
campen, sondern es muss schon ein aus 
Ästen und Erde selbst gebauter Unter¬ 
schlupf („Shelter“) sein. Das zu verzeh¬ 
rende Essen sollte am Besten selbst zu¬ 
sammengesammelt und nicht die Dose 
Ravioli über dem Lagerfeuer sein. 

Das ist auch nicht verwunderlich, 
wenn der Alltag durch fortwährende An¬ 
griffe der Arbeitgeber geprägt ist, durch 
Outsourcing und Arbeitsverdichtung 
man immer weniger selber Herr seiner 
Schaffenskraft ist und dank ominöser 
Digitalisierung noch um das stumpfsin¬ 
nige In-den-PC-Hacken fürchten muss. 
Kommt man nach den vielen unbezahl¬ 
ten Überstunden, die man zum Job-Er¬ 
halt „gerne“ leistet, nach Hause, trifft 
man auf seine Kinder, die zombiehaft auf 
ihre Smartphones und Spielekonsolen 
üxiert sind. Da ist die wochenendliche 
Flucht ins Grüne eine Option, nicht völ¬ 


lig in diesem kapitalistischen Wahnsinn 
unterzugehen. Strengt man sich beim 
Shelterbau an, dann peitscht der Wind 
in der Nacht nicht ins Gesicht und der 
Regen durchnässt den Schlafsack nicht. 
Das eigene Handeln erfährt unmittel¬ 
bar eine Reaktion. Fleiß wird durch die 
verbesserte Lage sofort belohnt, Müßig¬ 
gang bestraft. Die mitgezerrten Kinder 
fangen an auf ihre Umwelt zu reagieren, 
ein Lurch am Bächlein ist spannender als 
die neueste App und zur Freude des Va¬ 
ters rennt die Nachkommenschaft, wie 
er selbst in den Dunstschwaden seiner 
Vergangenheit, mit auf geschürften Kni¬ 
en herum. 

Dummerweise geht dann die ei¬ 
gene Phantasie von menschenleeren 
Landschaften aus, wie aus dem Kana¬ 
da-Reiseprospekt, und nicht von der 
durchorganisierten, überfüllten Kul¬ 
turlandschaft, die wir haben. Die Phan¬ 
tasie geht noch weiter und träumt von 
lichtdurchfluteten Tagen mit angeneh¬ 
men Temperaturen. Während man sei¬ 
ne Tage hauptsächlich in Gebäuden 
aller Art verbringt, vergisst man all¬ 
zu schnell, dass es in unseren Breiten 
meistens kalt, nass und windig ist und 
es zu heiß wird, wenn mal die Sonne 
länger als eine Stunde scheint. 

Für die zweite Phantasiefalle hat 
der Kapitalismus die passenden Ange¬ 
bote. Für alles, was man braucht oder 
zu brauchen glaubt, gibt es unzählige 
Produkte, vom Billigteil aus China bis 
zur Hightech-Variante für ordentlich 
Schotter. Selbst für liebgewonnene Ge¬ 
wohnheiten wie den morgendliche Kaf¬ 
fee gibt es die passenden Gerätschaften 


für den Rucksack. Da der Wald an sich 
und der deutsche Forstwald umso mehr 
mit verwertbaren Lebensmitteln geizt 
und die naturbelassene Knolle oder 
Blattwerk, die man nach vielem Su¬ 
chen ündet, eher bescheiden schmeckt 
und viel zu wenig zum Sattwerden ist, 
gibt es zum Naturerlebnis die tolls¬ 
ten (und teuersten) Gerichte schock¬ 
getrocknet zum Aufwärmen. So packt 
der Bushcrafter seinen viel zu großen 
Rucksack voll und wankt überladen 
einen oder zwei Kilometer vom Auto¬ 
parkplatz in den Wald, um ihn bei der 
ersten Lichtung niederzuwerfen und 
das Wochenende vor sich hin zu mül- 
len, um „erholt“ und im Geiste eines 
Jack-London-Romans am Montag wie¬ 
der pünktlich auf der Matte zu stehen. 

Für die erste Phantasiefalle zahlt 
die spärliche Natur, die wir noch haben, 
einen hohen Preis. Plätze, die bis dato 
von Menschenhand weitestgehend ver¬ 
schont blieben, werden neu entdeckt, 
zerfurcht und verbrannt. Besonders 
drastisch erfahren das die Alpen, die 
noch das eine oder andere Rückzugs¬ 
gebiet für allerlei bedrohte Tierarten 
aufweisen. Immer mehr Gemeinden 
sehen sich durch den Bushcraft-Hype 
gezwungen, Polizeistreifen durch ihre 
Berge zu schicken. Sie sollen Wildcam¬ 
per aufspüren und verhindern, dass sie 
Lagerfeuer anzünden und schlimms¬ 
tenfalls durch Wurzelbrände ganze 
Wälder vernichten, ohne etwas zu mer¬ 
ken. Ob Brand oder nicht, die Freizeit- 
Naturmenschen veranlassen die Tiere 
zur Flucht, bis sie ganz aus der Natur 
verschwunden sind. Christoph Hentschel 


Gay, Okay 

Aufruhr über vermeintlich lesbische Disney-Prinzessin 


20. UZ-PRESSEFEST 7. - 9. SEPTEMBER 2018 


DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 

REVIERPARK WISCHLINGEN DORTMUND 

KONSTANTIN WECKER 

ESTHER BEJARANO & MICROPHONE MAFIA 
KAI DEGENHARDT * KLAUS DER GEIGER 
THE POKES * DIE GRENZGÄNGER U.V.M. 
KLEZMER ★ PUNK * LIEDERMACHER ★ SKA 

THEATER * LESUNGEN * KINDERFEST * FLOHMARKT * BÜCHERMARKT 
DISKUSSIONEN * AUSSTELLUNGEN * INTERNATIONALE SPEZIALITÄTEN 



pressefest.dkp.de 


Unterstütze das UZ-PRESSEFEST 2018 mit Deiner Spende! 
DKP-Parteivorstand . IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 . BIC: GENODEM1GLS 

Verwendungszweck: UZ-Pressefest 









